
Beweisantrag zu folgender Tatsache: 

Die Entwicklung des gv-Weizen am IPK, in dessen Verlauf auch die Freisetzung mit dem Ziel dieser 
Entwicklung stattfand, diente auch kommerziellen Zielen. Dieses war von den Versuchsbetreibern, der 
Versuchsleiterin und weiteren beteiligten Personen auch so geplant und gewollt. 

Beweismittel: 

Herbeiziehung des Forderantrag zum gv-Weizenfeld beim Land Sachsen-Anhalt vom 31.3.2006 und 
lnaugenscheinnahme des Punktes 4 auf Seite 8 und 9 sowie des mittleren Absatzes auf Seite 11 

Herbeiziehung des sachlichen Abschlussberichtes zum gv-Weizenversuch und lnaugenscheinnahme 
des letzten Absatzesauf Seite 15 

Vernehmung des Projektleiters von Seiten der Nordsaat AG, Dr. Ralf Schachtschneider, Nordsaat 
Saatzucht GmbH, 38895 Bohnshausen 

Begrundung 

Die Zeugin und Versuchsleiterin Dr. Weschke behauptete am dritten Tag dieser Berufungsverhandlung, 
dass uber eine Kommerzialisierung des Projektes bisher nicht nachgedacht worden sei. Dieses 
Formulierung bestatigte sie ausdrucklich auf Nachfrage und auch auf Vorhalt erster Texte, die darauf 
hindeuteten, dass die Aussage nicht korrekt sein durfte. 

Eine weitere ijberprufung von Texten, die von der Zeugin unterzeichnet wurden und fur die sie sich am 
dritten Verhandlungstag auch fur verantwortlich erklarte, zeigte nun noch deutlicher, dass die 
Kommerzialisierung nicht nur Gegenstand von Uberlegungen, sondern das klare Ziel des Projektes war 

Die bisher produzietten und noch geplanten transgenen Winterweizenmodelle sind 
Voraussetzungen fur die Einwerbung zukunffiger Dritfmittel. . . . 
Diese spezielle Strategie zur transgenen Verbesserung agronomisch wichtiger Merkmale konnfe 
Gegenstand eines Patentes sein. . . . 
Gelingt es, den Rohprofeingehalf nur um absolut I, 0 bis 1,5% zu erhohen, ware dies ein 
bedeutender Fortschritt, der eine sfarke Nachfrage auslosen wurde. Mogliche Einnahmen wurden 
sich dann aus den Ziichferlizenzen ergeben und entfallen sowohl auf den Kooperafionspartner 
Nordsaat als auch auf das IPK. Voraussetzung fur mogliche Zuchterlizenzen isf jedoch die 
Sortenentwicklung aus den innerhalb des Projektes entwickelten transgenen Kreuzungsprodukfen. 
(Forderanfrag, S. 8) 

Nur die in dem vorgeschlagenen Projekt geplanfen Arbeiten entscheiden demzufolge dariiber, ob 
die bisher durchgefuhtfen Arbeiten anwendungsrelevant sind und damit Gegenstand von 
Zuchterlizenzen sein werden oder nicht. (Forderantrag, S. 9 oben) 

Von besonderem lnteresse ist die mogliche Veranderung des allergenen Potenzials und die 
mogliche Verschiebung der rnengenmaaigen VerhBltnisse von z. B. sekundaren 
Pflanzeninhaltsstoffen, die durch Roufinemessungen nicht zu erfassen sind. Diese Messungen sind 
unbedingt notwendig, weil eine kommerzielle Verwertung der enfstehenden Sorten angesfrebt wird. 
(Forderanfrag, S. I ?  Miffe) 



Der direkte Weg zur Nutzung der vorgestellten Ergebnisse in der Winterweizen-Ziichtung ist durch 
Feldzerstorung und Ablehnung von Projekten blockiert. Generell ist die politische Gesamtsituation 
in Deutschland der Nutzung von Ergebnissen aus der Griinen Gentechnik nicht forderlich. Die 
Projektbearbeiter sehen im Moment nur den Weg, sich bei der weiteren Bearbeitung des Themas 
auf wissenschaftliche Fragestellungen zuriickzuziehen. (Sachlicher Abschlussbericht, S. 75; die 
Formulierung ,,zuriickzuziehen" zeigt, dass es bei der Versuchsdurchfuhrung nicht nur um 
wissenschafiliche Arbeiten, sondern eben auch um die Entwicklung eines kommerziell verwertbaren 
Produktes ging) 

Bedeutung f u r  d e n  Prozess 
Die Tatsache ist von Bedeutung, weil sie zeigen wird, dass die Zeugin Dr. Weschke am 7. Juli 201 1 vor 
Gericht die Unwahrheit gesagt hat. Sie tat dieses bewusst und mehrfach. Damit ist der Straftatbestand der 
Falschaussage erfullt, den zu verfolgen Sache der - aber leider vollig einseitig agierenden - 
Staatsanwaltschaft ware. Fiir diesen Prozess ist der Beweisantrag von Bedeutung,, weil er die 
Unglaubwijrdigkeit und Unseriositat der Zeugin beweisen wird. lhre Aussagen sind daher nicht mehr fur 
belastende Urteilsbegrilndungen brauchbar, zudem erscheint die Genehmigung des hier verhandelten gv- 
Weizenversuch vor dem Hintergrund als nichtig, dass diese unter anderem wegen der Unzuverlassigkeit der 
Versuchsleiterin nie hatte erteilt werden durfen. 

ZZ?, 2~ Magdeburg, den ................................................ 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag deg Angeklagten 

- auf Herbeiziehung des Förderantrags vom 31.03.2006 und lnaugenscheinnahme von 
S. 8, 9, 11 

- auf Herbeiziehung des Abschlussberichtes und lnaugenscheinnahme von S. 15 
- auf Vernehmung des Projektleiters der Nordsaat AG, Dr. Schachtschneider, als 

Zeugen 

zum Beweis der Tatsache, dass die Entwicklung genveränderten Weizens auch 
kommerziellen Zielen gedient habe, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen Bezug zur angeklagten Tat aufweist und sie auch im Falle ihres Erwiesenseins 
die Entscheidung nicht beeinflussen kann. Soweit der Beweisantrag auf die Beurteilung der 
Glaubhaftigkeit der Aussage der Zeugin Dr. Weschke zielt, verfügt das Gericht auch ohne 
die Beweisaufnahme über die erforderliche eigene Sachkunde. 



,.- 
/' Beweisantrag Nr. Y 

im Strafverfahren gegen Meyer u.a. wegen Sachbeschädigung 
Az: 28 Ns 224 Js 21043108 (3511 1) 

wird beantragt, 
zum Beweis der Tatsachen, 
- dass die zerstörten Pflanzen im zweiten Versuchsjahr erstmals freigesetzt wurden und daher für 

die wissenschaftliche Forschung völlig wertlos sind 
- die Behauptung der kompletten Unauswertbarkeit aufgrund der Feldzerstörung falsch ist 

das Feldbuch und die Versuchsaufzeichnungen für die Freisetzung zum Verfahren beizuziehen. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

Beiziehung des Feldbuches und der Versuchsaufzeichnungen für die Freisetzung 

zum Beweis der Tatsache, dass die zerstörten Pflanzen im 2. Versuchsjahr erstmals 
freigesetzt wurden und daher für die wissenschaftliche Forschung 
völlig wertlos sind und die Behauptung der kompletten Unauswertbarkeit aufgrund der 
Feldzerstörung falsch sei, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Gründe für eine Sicherstellung von Beweisgegenständen liegen nicht vor, §§ 94 ff. StPO. 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie im Falle ihres Erwiesenseins die Entscheidung nicht beeinflussen kann, da sie nur einen 
mittelbaren Bezug zur angeklagten Tat hat. Für die Erfüllung des Tatbestands der 
Sachbeschädigung kommt es auf den Vermögenswert der Sache oder der Beeinträchtigung 
der Brauchbarkeit der Sache zu ihrem bestimmten Zweck nicht an, wenn bereits eine 
Su bstanzverletzung vorliegt. 



Landgericht Magdeburg 
Halberstädter Str. 8 
39112 Magedeburg 

Per Fax: 0391-606 2069 

Beweisantrag 

In der Strafsache .I. Meyer-Mähne u.a. 

28 NS 224 Js 21043f08 (35f11) 

beantragt die Verteidigung die Ladung und Vernehmung des Sachverständigen, Dr. Christoph 
Then. Er ist zu laden über Testbiotech e. V., Institut für unabhängige Folgenabschätzung in 
der Biotechnologie, Frohschammerstraße 14, 80807 München 

Der Sachverständige wird bekunden, dass entgegen der Risikobewertung des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz (BVL) als zuständiger Behörde für die Freisetzungsgenehrnigung die 
Genbankbestände des IPK Gatersleben, insbesondere alte Weizensorten und Aegilops einer 
konkreten Gefahr von Auskreumngen und damit einem Gentransfer durch die Freisetzung des 
gentechnisch veränderten Weizens in den Versuchsjahren 200612007 und 2007/2008 ausge- 
setzt waren. i 

[& LGLLLL 
Dr. Christoph Then ist d q  und beschäftigte sich als Experte für Agrogentechnik und Pa- 
tentrechte zunächst für Greenpeace seit über 15 Jahren auch wissenschafilich mit den konkre- 
ten Risiken von Freisetzungen und deren Bewertung. Nachweise für seine Sachkunde auf die- 
sem Gebiet ist u.a. das Gutachten überdie Risiken zum Mais von MON 810. Das Gutachten 
liegt in den Gerichtsakten vor. 

Begründung: 

Unabhängig von der Frage der Tatbestandsmäßigkeit der Sachbeschädigung ist die Angeklag- 
ten nach 5 228 BGB und 5 34 StGB gerechtfertigt. 

e ~ a i  l : ~ech tsanwae l  t i n @  MO - F r .  10 - 1 5  ~ h r  ' U/S- ahn ~ l e x a n d e r -  
katr in-brockmann.de und nach vere inbarung p l a t z , ~ r a m  M 4 
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Durch die Aussage des Sachverständigen wird deutlich werden, dass die Risikobewertung des 
BVL bezüglich der Auskreuzung auf die Bestände der alten Weizensorten falsch war, nicht 
den gesetzlichen Ansprüchen des Gentechnikgesetzes genügte und damit eine konkrete Ge- 
fahr der Auskreuzung auf Bestände der Genbank bestand. 

Eine Rechtfertigung der Handlung ergibt sich aus der konkreten Gefahr, die f i r  die auskreu- 
zungskompatiblen Pflanzen der Genbank Gatersleben Weizen und z.B. Aegilops durch die 
gentechnisch veränderten Pflanzen bestand. Ein milderes Mittel als die Zerstörung der gen- 
technisch veränderten Pflanz'en kurz vor der Blüte war nicht gegeben. 

Neben den Voraussetzungen des Notstandes betrifft der Beweisantrag auch die ~ r & e  der feh- 
lenden Tatbestandsmäßigkeit bezüglich einer Sachbeschädigung. 

Gemäß 8 16 Absatz 1 Nr. 2 GenTG ist die Genehmigung für eine Freisetzung zu erteilen, 
wenn gewährleistet ist, dass alle nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderli- 
chen Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden. Dass beim Einsatz einer Risikotechnologie 
vermeidbare Gefahren vermieden werden müssen, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. 
Das 'erstinstanzliche Gericht hat in diesem Zusammenhang die bezeichnete Tatsache, dass das 
Begleitschreiben des BVL vom 23.1 1.2006 zum ~enehmigun~sbescheid des selben Datums 
die Verlagerung der Vermehningsflächen der Genbank empfohlen hat, weil der Abstand zu 
den Freisetzungsflächen zu gering ist, als wahr unterstellt. 

Würden die in dem Beweisantrag bezeichneten Gefahren bestehen, wären die Voraussetzun- 
gen nach 8 16 Absatz 1 Nr. 2 GenTG nicht erfüllt, so dass von einem Verstoß gegen das Risi- 
kominimierungsgebot des Gentechnikgesetzes auszugehen wäre. 

8 303 Absatz 1 StGB schützt das Eigentum gegen solche Angriffe, die sich unmittelbar gegen 
das Dasein oder gegen den unversehrten Bestand einer Sache richten und damit das Eigen- 
tumsrecht an ihr - im Sinne der formalen Eigentümerstellung und der daraus nach § 903 BGB 
fließenden Rechtsmacht zur Abwehr anderer - beeinträchtigen, vgl. nur RGSt 4, 326 ff; RG 
GA 5 1, 49 f; BGHSt 29; 129 ff, sowie Wolff in Leipziger Kommentar zum StGB, 12. Aufla- 
ge, Randnummer 1. 

Daraus folgt, dass die Grenze des Schutzbereichs des 5 303 Absatz 1 StGB durch die Grenzen 
der Eigentümerbefugnisse nach 5 903 BGB markiert wird. Nach 8 903 Satz 1 kann der Eigen- 
tümer einer Sache, soweit nicht das Gesetz oder   echte Dritter entgegenstehen, mit der Sache 
nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschließen. Verfahrt ein Eigen- 
tümer mit einer Sache daher in einer gegen das Gesetz verstoßenden Weise, überschreitet er 
die aus dem Eigentum folgenden Befugnisse nach fj 903 BGB. Damit verlässt er gleichzeitig 
den Schutzbereich des 4 303 Absatz 1 StGB, ohne dass es auf das Entstehen einer konkreten 
Gefahr durch den im Widerspruch zum Gesetz stehenden Gebrauch des Eigentums ankommt. 

Ob der Eigentümer die nach 8 903 Satz '1 BGB aus dem Eigentum folgenden Befugnisse ü- 
berschritten hat, ist eine rein materiell-rechtlich zu beurteilende Frage, deren Beantwortung 
der Strafi-ichter sich wegen 8 17 Absatz 2 GVG jedenfalls dann nicht unter Berufung auf die 
Bestandskraft des Genehmigungsbescheides entziehen kann, wenn die Angeklagte - wie hier 
- ausdrücklich rügt, dass dieser Genehmigungsbescheid fehlerhaft zu Stande gekommen ist 
und von ihr, der Angeklagten, auch nicht anfechtbar war. Es mag zwar richtig sein, dass das 



IPK aufgrund des - rechtswidrigen, aber bestandskräftigen - GenehmigungsbescheicJes im 
Verhältnis zum Staat das Recht hatte, den Freisetzungsversuch durchzuführen. Dies ändert 
jedoch nichts an der Rechtsposition des Geschädigten nichts daran, dass er die Grenzen seiner 
Eigentümerbefugnis materiell-rechtlich überschritten hat. 

Eine Sachbeschädigung ist nach $ 303 Absatz 1 StGB immer nur dann tatbestandsrnäßig, 
wenn der Eigentümer irgendein anerkennenswertes Interesse an der Sache hat, wobei auch ein 
reines Affekttionsinteresse genügt. Fehlt hingegen jegliches - anerkennenswerte - Interesse 
des Eigentümers an der Sache, scheidet 8 303 StGB von vornherein aus, so bereits RGSt 10, 
120. Ein anerkennenswertes Interesse am Gebrauch der Sache liegt aber dann nicht vor, wenn 
der Gebrauch der Sache im Widerspruch zum Gesetz, hier $ 1 6  Absatz 1 GenTG, steht, 
die Freisetzung materiell-rechtlich also rechtswidrig war und mit ihr die Grenzen der Eigen- 
tümerbefugnis überschritten werden. 

Wird dem Beweisantrag stattgegeben oder unterstellt das Gericht die darin näher bezeichneten 
Gefahren als wahr, so wäre f i r  die Entscheidung ohne Weiteres von einem Gebrauch der 
Pflanzen auszugehen, der im Widerspruch zu dem Risikominimierungsgebot des Gentechnik- 
gesetzes steht, also von der Eigentümerbefugnis nicht umfasst ist. Es würde deshalb an der 
Tatbestandsii-iEßigkeit der Handlung im Sinne des 303 Absatz 1 StGB fehlen. 

Aber schon nach dem bisherigen Ergebnis der Beweisaufnahme aus der ersten Instanz steht 
fest, dass der Geschädigte bei der Freisetzung in der Freisetzungsperiode 200712008 die Frei- 
setzung ohne Rücksicht auf die den Inhalt des Genehrnigungsbescheides bildenden Sicher- 
heitsvorkehrungen vorgenommen hat. Denn die Zeugin Dr. Weschke hat in bemerkenswerter 
Klarheit zum Ausdruck gebracht, dass die als Schutzmantel vorgesehene Phacelia-Aussaat im 
Jahr 2008 so spät vorgenommen wurde, dass sie ihre Schutzfunktion nicht entfalten konnte. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass der rechtliche Gehalt der Handlung der Ange- 
klagten nur dann zutreffend erfasst werden kann, wenn nicht außer Betracht gelassen wird, 
dass die Angeklagte zur Gefahrenabwehr gehandelt hat: sie hätte die in Frage stehenden 
Pflanzen nicht zerstört, wenn vor der Durchrührung des Freisetzungsversuches die Vermeh- 
rungsflächen der Genbank, wie vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit empfohlen, verlagert worden wären. Die Anklage einer' Sachbeschädigung lässt das 
Entstehen einer Gefahr durch den Freisetzungsversuch jedoch bewusst als unerheblich außer 
Betracht. Gerade die Beschränkung des Eigentums, die sich aus $ 903 Satz 1 BGB ergibt, 
zeigt jedoch, dass die aus dem Freisetzungsversuch resultierenden Gefahren wenigstens dar- 
aufhin abgeprüft werden müssen, ob in ihrer Herbeiführung eine Überschreitung der Eigen- 
tümerbefugnisse zu sehen ist. 

Katrin Brockmann 
Rechtsanwältin 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

Vernehmung des Sachverständigen Dr. Christoph Then 

zum Beweis der Tatsache, dass die Genbankbestände des IPK einer konkreten Gefahr von 
Auskreuzungen und damit einem Gentransfer in den Jahren 200612007 und 200712008 
ausgesetzt waren, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung 

Selbst im Falle einer bestehenden konkreten Gefährdung der Genbankbestände, wäre die 
Tat nicht auf Grund eines rechtfertigenden Notstandes straffrei gern. 5 34 StGB. Die Tat war 
für die Angeklagten erkennbar nicht geeignet, eine unterstellte konkrete Gefahr 
abzuwenden, da die Angeklagten die Tat und gewollter Einbeziehung eines das Feld 
ausleuchtenden Kamerateams begangen haben, so dass von vorn herein feststand, dass die 
Angeklagten alsbald bei der Tat angetroffen und eine vollständige Zerstörung aller Pfln anzen 
verhindert wird. 



Landgericht Magdeburg 
Halberstädter S tr. 8 
391 12 Magdeburg 

Per Fax: 0391-606 2069 

Beweisantrag 

In der Strafsache,./. Meyer-Mähne u.a. 

28 Ns 224 Js 21043/08 (35/11) 

beantragt die Verteidigung die Ladung und Vernehmung des Dr. Röllig vom zuständigen 
Landesamt für Umweltschutz, Reideburger Straße 47, 06 1 16 Halle (Saale) zu der Tatsache, 
dass die Vollzugsbehörde die Freisetzung auch in Kenntnis der hier geschilderten Gefahren . 
bei einer entsprechenden Antragstellung nicht verboten hatte. 

Er soll weiter zu der Tatsache gehört werden, dass im April 2008 zum Tatzeitpunkt, dass Ver- 
suchsfeld in Gatersleben nicht mit Phacelia als vorgesehener Mantelsaat umfriedet war. 

Begründung: 

Die Staatsanwaltschaft der ersten Instanz war der Auffassung, dass die Benachrichtigung der 
zuständigen Behörden über die Gefahren des Versuchs ein milderes sei. Aus diesem Grund 
sei die Zerstörung eines Teils der Pflanzen kein milderes Mittel. Durch die Zeugenaussage 
wird nachgewiesen, dass die Vollnigsbehörde nicht gegen die Freisetzung einschreiten wollte 
und das daher eine Mitteilung an die Behörde auch kein milderes Mittel ist. 

Um den Pollen des gentechnisch veränderten Weizens so weit wie möglich einzufangen, soll- 
te laut Genehmigungsbescheid in Verbindung mit dem Antrag eine Mantelsaat aus Phacelia 
auf einem 5 m breiten Streifen um das Versuchsfeld gesät werden. Als die Angeklagten vor 
Ort waren, stellten sie fest, dass kein Grünstreifen um das Versuchsfeld gab. Der Zeuge hat 
als Vertreter der Vollzugsbehörde des  and des diesen Sachverhalt festgestellt und aktenkundig 
gemacht. 

Vorsorglich wird ergänzend beantragt, ein biologisches Gutachten einzuholen. 

e ~ a i  1 : ~ech tsanwae l  t i  n@ Mo - F r .  10 - 1 5  uh r   ahn  ahn ~ l e x a n d e r -  
k a t r i  n-brockmann. de und nach vere inbarung p l a t z , ~ r a m ~ 4  . 
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Dies wird ergeben, dass Winterweizen etwa irn Mai blüht, so dass ab diesem Zeitpunkt Pol- 
lenflug stattfindet. Selbst wenn daher direkt am Tag nac der Tat noch beabsichtigt gewesen 
wäre Phacelia auszusäen, hätte die verbleibende Keim - und Wachstumszeit nicht ausge- 
reicht, die Phacelia in eine Höhe zu bringen,das sie als Schirm gegen den Weizenpollentlug 
geeignet gewesen wäre. 

Nach fj 26 Absatz 4 Satz 1 GenTG hat die zustiindige Behörde eine Freisetzung zu untersa- 
gen, soweit die Voraussetzungen nach 5 26 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 GenTG vorliegen, also 
unter anderem dann, wenn ein Grund zur Rücknahme oder zum Widerruf einer Genehmigung 
nach den Venvaltungsverfahrensgesetzen gegeben ist. Das nach tj 48 Absatz' 1 Satz VwVfG 
grundsätzlich gegebene Rücknahrneermessen bezüglich eines rechtswidrigen Venvaltungsakts 
wird durch 5 26 Absatz 4 Satz 1 GenTG auf null reduziert. Wenn das Gericht dem Beweisan- 
trag und den anderen Beweisanträgen bezüglich der konkreten Gefahren stattgibt und die un- 
ter Beweis gestellten Gefahren sich als gegeben herausstellen, so ist daraus zwingend zu fol- 
gern gewesen, dass der Genehmigungsbescheid rechtswidrig ist und die Freisetzung damit 
durch die Vollzugsbehörde zu untersagen gewesen wäre. 

,/: 

Rechtsanwältin 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

Vernehmung des Sachverständigen Dr. Röllig 

zum Beweis der Tatsache, dass 

- die Vollzugsbehörde die Freisetzung auch in Kenntnis der geschilderten Gefahren bei 
entspr. Antragstellung nicht verboten hätte 

- im April 2008 das Versuchsfeld in Gatersleben nicht mit Phacelia ummantelt war, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache zu 1 ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne 
Bedeutung. 

Selbst im Falle einer bestehenden konkreten Gefährdung der Genbankbestände, wäre die 
Tat nicht auf Grund eines rechtfertigenden Notstandes straffrei gern. § 34 StGB. Es bedarf 
keiner Entscheidung, ob die Benachrichtigung der zuständigen Behörde über die 
behaupteten Gefahren das relativ mildere Mittel zur Feldzerstörung gewesen wäre. Denn die 
Tat war für die Angeklagten erkennbar nicht geeignet, eine unterstellte konkrete Gefahr 
abzuwenden, da die Angeklagten die Tat und gewollter Einbeziehung eines das Feld 
ausleuchtenden Kamerateams begangen haben, so dass von vorn herein feststand, dass die 
Angeklagten alsbald bei der Tat angetroffen und eine vollständige Zerstörung aller Pflanzen 
verhindert wird. 

Die Beweistatsache, dass das Feld im April 2008 nicht mit Phacelia ummantelt war, steht 
bereits aufgrund der Aussage der Zeugin Dr. Weschke fest. 



. ' P- 
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im Strafverfahren gegen Meyer u.a. wegen Sachbeschädigung I - , -- 
Az: 28 Ns 224 Js 2 1043108 (35/11) (*/ i: < 

I .  
- I  

-\ 
wird beantragt, L.--" 

zum Beweis der Tatsache, dass es auch innerhalb des BVL erhebliche Zweifel daran gab, dass eine 
Kontamination der Bestände der Kulturpflanzenbank zuverlässig verhindert werden kann 

wird beantragt als Zeuge zu laden und zu vernehmen 

Herrn Grugel, zu laden über BVL, Mauerstr., Berlin 





Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

Vernehmung des Zeugen Grugel 

zum Beweis der Tatsache, dass 

auch innerhalb des BVL erhebliche Zweifel bestanden, dass eine Kontamination der 
Bestände der Gendatenbank zuverlässig verhindert werden kann 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung. 
Tatsachen, die eine konkrete Gefährdungssituation begründen könnten, ergeben sich 
hieraus nicht. 

Selbst im Falle einer bestehenden konkreten Gefährdung der Genbankbestände, wäre die 
Tat nicht auf Grund eines rechtfertigenden Notstandes straffrei gern. 5 34 StGB. Es bedarf 
keiner Entscheidung, ob die Benachrichtigung der zuständigen Behörde über die 
behaupteten Gefahren das relativ mildere Mittel zur Feldzerstörung gewesen wäre. Denn die 
Tat war für die Angeklagten erkennbar nicht geeignet, eine unterstellte konkrete Gefahr 
abzuwenden, da die Angeklagten die Tat und gewollter Einbeziehung eines das Feld 
ausleuchtenden Kamerateams begangen haben, so dass von vorn herein feststand, dass die 
Angeklagten alsbald bei der Tat angetroffen und eine vollständige Zerstörung aller Pflanzen 
verhindert wird. 

M strak i.1 
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Beweisantrag 

In der Strafsache .I. Meyer-Mähne u.a. 

beantragt die Verteidigung die Ladung und Vernehmung des Zeugen Dr. Wilbert Himmigho- 
fen, zu laden über Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 
Wilhelmstraße 54, 1 0 1 17 Berlin. 

Der Zeuge wird als verantwortlicher Beamter für Biodiversität im Bundesministerium die 
Tatsache bekunden, dass das IPK Gatersleben auch zum Zeitpunkt der Freisetzung der gen- 
technisch veränderten Weizenpflanzen auf seinem Gelände aufgrund internationaler Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland eine Kontamination der zur Vermehrung aus- 
gebrachten Weizenpflanzen der Genbank vermeiden-musste. 

Er wird weiter die Tatsache bekunden, dass die F A 0  Richtlinien herausgegeben hat, wonach 
Genbanken angehalten sind, bei Kontaminationen aufgrund von Freisetzungen in der Nähe 
der Genbanken, die alten Landsorten auf Kontamination überprüfen zu lassen, um auszu- 
schließen, dass kontaminierte Samen an Züchter weiter gegeben werden. 

Der Zeuge Dr. Himmighofen wird die Tatsache bekunden, dass das IPK Gatersleben aufgrund 
nationaler und internationaler Verpflichtungen die Pflanzen der Genbank frei von gentechni- 
schen Kontaminationen erhalten muss. Insbesondere darf das IPK nicht, weil die Pflanzen im 
Eigentum des IPK sind, diese Pflanzen gegebenenfalls kontaminieren, mit der Begründung, 
sein eigenes Eigentum könne man ungehindert zerstören. 

eMai 1 : Rechtsanwael ti n@ MO - F r .  10 - 1 5  ~ h r  U/S-Bahn A l  exander- 
katrin-brockmann.de und nach Vereinbarung p l a t z  , iram M 4 

Z:\Akten KB\M\Mähne Berufiing 1 1 -046\Beweisanträge\Aiifgahe der Genbank-doc Katrin Rsockmannn 



Begründung: 

Die Genehrnigungsbehörde das BVL stützte sich bei der Genehmigung des Bescheides zur 
Freisetzung - Bescheid ist in den Gerichtsakten enthalten - darauf, dass zwar das Risiko der 
Kontamination der alten Sorten der Genbank nicht ausgeschlossen werden, könne. Weil es 
sich jedoch auch bei den Pflanzen der Genbank um Eigentum des IPK handele, seien diese 
Pflanzen dem Schutz des Gentechnikgesetzes nicht unterworfen. Mit anderen Worten, das 
eigene Eigentum könne das IPK nach eigenen Vorstellungen zerstören. 

Der Zeuge wird Tatsachen darlegen, die zeigen, dass diese Auffassung des BVL falsch ist, 
und daher a u f p n d  der nicht auszuschließenden Risiken für eine Kontamination der Gen- 
bankpflanzen die Genehmigung zur Freisetzung nicht hätte erteilt werden dürfen. 

Rechtsanwältin 

Z:\Akten KR\M\Mähnc Beiufiing I I -046\Bewrisanlräge\Aufgat>e der Genbank.doc 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

Vernehmung des Zeugen Dr. Himmighofen 

zum Beweis der Tatsache, dass 

- das IPK im Zeitpunkt der Freisetzung aufgrund internationaler Verpflichtungen eine 
Kontamination der Genweizenbank vermeiden musste, 

- die FA0 Richtlinien herausgegeben hat, wonach Genbanken gehalten sind, alte 
Landsorten auf Kontaminationen prüfen zu lassen. 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsachen können als wahr unterstellt werden. 



Beweisantrag 

Im Strafverfahren 28 Ns 224Js2 1043/08(3 511 1) 

Zum Beweis der Tatsache, daß 

durch die für die Genehmigung von sogenannte Freisetzungsversuchen mit gentechnischen 
Konstrukten in der BRD zuständige Behörde BVL, ausgesprochen Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, bzw. deren verantwortlichen Mitarbeiter 
bisher in keinem einzigen Fall einen Antrag auf Freisetzung von gentechnisch veränderten 
Organismen abgelehnt wurde und darüber hinaus es ihnen aus einer prinzipiellen 
Befürhwortung der Gentechnik auch gar nicht vorsehn diese im Zweifel abzulehnen, 

wird beantragt 

den ehemaligen Leiter der Gentechnikabteilung des BVL Dr. Hans-Jörg Buhk als Zeugen zu 
laden und zu vernehmen. 
Herr Buhk ist zu laden über das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV), Wilhelmstraße 54, 10 1 17 Berlin. 
Hilfsweise wird beantragt, 
seinen fühereren Stellvertreter und jetzigen kornmisarischen Leiter der Gentechnikabteilung 
im BVL Professor Dr. Detlef Bartsch zu laden und zu vernehmen. 
Herr Bartsch ist zu lstden über das BVL-Dienststelle Berlin-Mitte, Mauerstr. 39 - 42, 10 1 17 
Berlin. 

Darüberhinaus wird als ergänzendes Beweismittel eine Inaugenscheinnahme 
eines Gespräches mit dem ehemaligen Präsident des Bundesamtes für Verbraucherschutz 
Christian Grugel mit dem Titel "Grüne Gentechnik hat Vorteile für Verbraucher" erschienen 
am 28.06.2007 in der Zeitung ,,WELT6' (als Anhang beiligend) 
sowie eines Auszuges aus Register „Beschreibung der Freisetzungsvorhaben" aus dem 
Netzauftritt des BVL vom 30.5.20 1 1 (als Anhang beiligend) 

beantragt 

Begründung: 
Wie dem Interview von Herrn Grugel mit der Zeitung DIE WELT zu vom 28.06.2007 mit dem Titel 
„Grüne Gentechnik hat Vorteile für Verbraucher" zu entnehmen ist wurde von dem BVL als 
Genehrnigungsbehörde für Freisetzungen mit gentechnisch veränderten Organismen in seiner 
Geschichte noch nie ein Antrag auf ebensolche Freisetzungen abgelehnt. 
Dies liegt nicht daran das diese Versuche vom Sicherheitsstandpunkt unbedenklich oder stets 
ausreichende Sicherheitsbestimmungen zur Minimierung eines Restrisikos auferlegt wurden. 
Die leitenden Verantwortlichen in der Abteilung Gentechnik genehmigen vielmehr aus einer 
prinzipiellen Befuhrwortung der Gentechnik jede eingereichte Genehmigung. Auch in der 
Öffentlichkeit umstrittene Freisetzung wie werden folgend aufgeführt gegen jede Kritik genehmigt 
wobei sich der Eindruck aufdrängt, das Verunreinigungen wichtiger Erhaltungsbestände von 
Kulturpflanzen j/i billigend hingenommen wenn nicht gar im Zuge einer Durchsetzungstrategie 
herausgefordert werden. 
Hier muß die besondere Situation des Freisetzungsortes Gatersleben bedacht werden. An diesem 



Standort der Genbank des Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung werden um 1 j '3 
I 

die 28.000 Weizensorten aus aller Welt erhalten die mit einer Ausbringung von gvWeizen durch , ' ; '--W' 

eine gentechnische Verunreinigung gefährdet wurden. 
Weiterhin fanden an diesem Standort, wo auch die Erhaltung der Erbsenbestände durchgeführt 
werden, eine Freisetzung mit gvErbsen statt. 
Am Standort der Genbank des IPKs fur Öl- und Futterpflanzensortiment in Malchow befinden sich 
auch die Rapsbestände des IPK. Ausgerechnet hier wurden eine Reihe von 
Gentechnik-"Freisetzungsversuchen" mit dem partiellen Fremdbestäuber Raps genehmigt. 
In der Nähe der Kartoffelerhaltungsflächen in Groß Lüßewitz wurden gentechnisch Veränderte 
Kartoffeln genehmigt. Kartoffeln können noch lange nach dem Anbau als Unkräuter wirken, was 
zeigt das sie unbeabsichtigt in den Äckern überdauern. 
Ausgerechnet in der Genbank für Obst in Dresden Pilnitz, hier ist der Betreiber die Bundesbehörde 
Julius Kühn Institut, wurde neben den zur Erhaltung bestimmten Apfelbäumen gentechnisch 
veränderte Apfelbäume angebaut. 
Der Auszug einer öffentlich zugänglichen Datenbank des BVL (worunter die gvÄpfel nicht fallen, 
da sie wegen eines Pollenflugnetzes während der Blüte als Gentechniksicherheitslabor bewertet 
wurden) stützt den Verdacht das eine prinzipielle Befuhnvortung der Agrogentechnik von Seiten der 
Verantwortlichen aus der Gentechnikabteilung des BVL es ihnen unmöglich macht gestellte Anträge 
auf Freisetzungen von GVOs trotz möglicher Gefahren und Risiken abzulehnen. 
Wie in der Legende zu erkennen, ist ein „B" für „beantragtc' und ein „Vb" für „Antrag im 
vereinfachten Verfahren beantragt" sowie ein „G" für „genehmigt6' und ein „V" für „Antrag im 
vereinfachten Verfahren genehmigt" aufgeführt. Eine Ablehnung ist offensichtlich grundsätzlich 
nicht vorgesehen. 
Die zu ladenden Zeugen werden die zu beweinde Tatsache bestätigen. 
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Beschreibung der Freisetzungsvorhaben 

ßundesari~i f i j r  

V e r h r a u c h a r s c h i i t z  und 
L e h e n s m i n e l s i c h c r h e ~ l  

B e s c h r e l h u n g  d e r  F r e l s e t z u n g s v a r h a h e n :  

Klicken Sie b i t te  au f  das Aktenzeichen des Frefsetzungsvorhabens u m  weitere Infornationen zu erhalten. 
Legende: B= beantragt; Vb= Antrag i m  vereinfachten Verfahren beantragt: G= genehmigt: V= Antrag irn vereinfachten 

Verfahren qenehmlat 

Freisetzungsvorhaben 2 1  b is  40  
1 2 3 4 5 6 7 8 9 1 0 1 1  

Ak te~e ichen Freheber FreireQungYeitraum Organ~smus GVO Eigenxbftcn Gen.hmigunpsrtand 
wirrensc haftlicher Gcnchmlgungsdatum 
Name 

6786-01.0195 RWiH Aschen 2008. 2010 Mals Zca mayr Hcibilidtoknnz: G 
I n i e t h n n r t e r u  14.05.2008 

6766.014193 Max-Planck-lnrbtut für 2008. 2010 Schwarzer Solanum nignim Abrchaiten G 
Chemischa Okolopm. Nachtwbnen pflamenci~ener Gene 11.04.2W8 
*M 

6786-014192 Planta Angewandte 2W8 . 2011 Zuckeiriibe B e b  vulgarls Hcrbnidtolcnnr G V 
P(lrnzonprn*bk und 31.03.2008 
BioteLhnobg* GmbH 

6786-01-0191 BASF Plrnt Scrnc. 2008 - 2012 Kaitolfcl Solanum Kohhnhydnmdfwcchwl: GV 
GmbH t u b m u m  Pilzre~hteiu 31.03.2008 

6786-01-0190 Pvone-r HLBnd 2008 - 2011 Mais 2.. mays H.ib<ndtolennz G V 
Nonhem Eumpe GmbH 21.04.2008 

6 7 8 6 4 1 4 1 8 9  Mar-PIanck.lnstitut für 2007 - 2009 Schwarzer Solanum nignim Abrchakcn G 
Chmiwhe Okolopic, NachtschiU.n pflarucne8gen.r Gene 13.08.2007 
Jena 

6 7 8 6 4 1 4 1 8 8  Max-Plinck.lnslihit für 2007 - 2010 Schwarzer Solanum nignim Abrrhaken G 
Chemisch* Okologia. 
Jena 

Nachtsrhanen pW~cneip.n.r Gene 20.07.2007 

6786-014187 Mix-Planck-Institut für 2007 - 2009 Schwiner Solanum nqmm Abschaken G 
Chcmtuhe Okologie. Nachtschanen pfliruensigencr Gene 20.07.2007 
J e n  

6 7 8 6 4 i - 0 1 8 6  BASF Plant Science 2007 - 2008 Kartoff.1 Soinum Sti~ezuummenrcUung G 
GmbH tubemrum 25.05.1007 

6786.014185 Monianto Apnr 2007 - 2011 Mair Zea mayr Hirbilidtolenm: G 
Deubchlrnd GmbH Insektsnniatei~ 01.06.2007 

678641-0183 BASF Plant Science 2007 . 2011 Kartoffrl Solanum Kohlanhydnbtoffwerhssl: G 
GmbH tuberorum Plinr irwnz 19.04.2007 

6786.01-0182 Novoplint GmbH 2007 - 2007 Erbse Pirum ~ w u m  Erpnsrmn von G 
Anokorpem 25.04.2007 

6 7 8 6 4 1 4 1 8 1  ~ioneer H i . ~ k d  2007. 2010 Miir  Zca mays Herbiddtoknnz G V 
Nonhem Eumpe Saks 20 04.2007 
Dwsion GmbH 

6 7 8 6 4 1 4 1 8 0  PioiuarHi.Bmd 2007 - 2010 Mair Ze. m a l l  Herbnidtolenru; G V  
Nonhem Eump. Srks 
Oivbion Gmbii 

Insektenresstcm 20.04.2007 

6786-01-0179 P8one.r HiLBmd 2007 - 2010 Mais . Ze. mayr H.rbRidtobnnr. GV 
Nonhem Eumpe Saks 
Owision GmbH 

InS*ktenmr~tem 20.04.2007 

6786.016178 Institut für 2006 - 2008 Wintem.ucn Triikum Pmwhgehdt , G 
Pfian2engcn.tik und aertivum 
Kuhdlsmenfonc hung. 

23.11.2W6 

Gstcnkben 
6 7 8 6 4 1 4 1 7 6  UNversitÄt Rostock 2006 . 2008 Kartefiel Solanum Biopolymer-Synö>ne. G 

tubamsum Anwen-Synthese 14.06.2006 
6 7 8 6 4 1 4 1 7 5  Univsniiät K6ln 2006 - 2007 Kartoffel Sohnum Stitk*peh.it G 

hiberorum Knollcncrtng 11.05.2006 

1 2 3 4  5 6 7 8 9 1 0 ? 1  
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" Grüne Gentechnik hat Vorteile für 
Verbraucher" 

In Deutschland ist die Skepsis gegenüber genmanipulierten Nahrungsmitteln groß. Christian 
Gmgel. Präsident des Bundesamtes für Verbraucherschiitz, erklän auf WELT ONLINE, welche 
Potenziale er in der Gentechnik sieht - auch für die deutsche Wirtschaft. 

WELT ONLINE: Herr Gmgel, wie erklären Sie sich den breiten Widerstand gegen die 
grüne Gentechnik in Deutschland? 

Foto: BVL.. Gloger "Wir haben bislang keinen Antrag abgelehnt": Christian Grugei 

Christian Grugel: Auch gegen die Anwendung gentechnischer Verfahren in der Medizin gab es 
zunächst große Vorbehalte. Inzwischen hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die rote 
Gentechnik erheblichen Nutzen für die Menschen bringt. Wenn die Verbraucher persönliche 
Vorteile durch die grüne Gentechnik sähen, wären sie eher bereit, auf diesem Weg hergestellte 
Produkte zu akzeptieren. Ich sehe die Potenziale der grünen Gentechnik eher im Bereich 
nachwachsender Rohstoffe und Energiepflanzen. 

WELT ONLINE: Wurden in der Vergangenheit gezielt Ängste geschürt? 

Grugel: Befürworter der griinen Gentechnik sehen insbesondere die Chancen, Gegner die Risiken 
dieser Technik. Realität ist, dass seit vielen Jahren gentechnisch veränderte Futtermittel weltweit 
verwendet werden. Bei der Herstellung bestimmter Stoffe für die Lebensmittelproduktion kommen 
gentechnisch veränderte Bakterien zum Einsatz. 

WELT ONLINE: 1st mehr Forschung notwendig, um die Akzeptanz der grünen Gentechnik zu 
erhöhen? 

Grugel: Wirtschaft und Wissenschaft forschen in Deutschland auf diesem Gebiet. Werden die 
gesetzlichen Bestimmungen eingehalten, sind zeitlich und räumlich begrenzte Freisetzungen zu 
genehmigen a u c h  wenn sie mit erheblichen Auflagen vprsehen werden müssen. Wir haben bislang 

keinen Antrag abgelehnt. Es würde uns die Arbeit aber erheblich erleichtern, wenn sich die 
Forschungsarbeiten auf einige besonders gut geeignete Standorte konzentrierten und die 
Freisetzungen dort professionell betreut werden könnten. Das würde auch Konflikte mit 
Gentechnik-Gegnern minimieren. 
WELT ONLINE: Welche Chancen sehen Sie für deutsche Unternehmen? 

Grugel: In Gatersleben findet beispielsweise eine Freisetzung gentechnisch vernnderter Erbsen 
statt, die einen Stoff bilden, der die Ansiedlung bestimmter Mikroorganismen im Darm von 
Nutztieren hemmen kann. Dies eröffnet möglicherweise eine Chance, den Infektionsdmck durch 
pathogene Darmbakterien zu reduzieren. Der zu therapeutischen Zwecken erlaubte Einsatz von 
Antibiotika in der Tierhaltung könnte dadurch vielleicht reduziert werden. Geforscht wird aber auch 
mit Kartoffeln, Gerste und Weizen. 

WELT ONLINE: Und mit Mais? 

Grugel: Gentechnisch veränderter Futtermais ist die einzige Nutzpflanze, die in Deutschland 
derzeit in relativ geringem Umfang kommerziell angebaut wird. Das weltweit dominierende 
Unternehmen auf diesem Gebiet ist Monsanto mit dem Konstmkt MON810. Dieser Mais enthält 
Erbgut eines Bakteriums, das die Bildung eines für Maiszünsler giftigen Stoffes auslöst. Auch der 
Gen-Mais anderer Firmen basiert auf dem Konstrukt von Monsanto. 

WELT ONLINE: Kann es auf Dauer ein unbeeinflusstes Nebeneinander von grüner Gentechnik 
und konventionellem Anbau geben? 

Grugel: Wenn das uneingeschränkt möglich wäre, hätte der Gesetzgeber keinen Schwellenwert fiir 
die Kennzeichnung festgesetzt. Sobald ein Lebensmittel oder eine darin enthaltene Zutat mehr als 
0,9 Prozent gentechnisch veränderten Materials enthält, muss dies entsprechend gekennzeichnet 
werden. Die zuständigen Behörden bemühen sich daher die gesetzlichen Bestimmungen so 
anzuwenden, dass Konflikte zwischen unterschiedlich arbeitenden Betrieben möglichst vermieden 
werden. 

Christion Grugel ist Präsident des Bundesamtes für Verbroucherschirtz und Lehensmirrelsicherhcir. 

hm>://www.welt.de/~oIitiWarticle982163/Gmene Gentechnik hat Vorteile fuer Verbraiicher.litml 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

- Vernehmung des Zeugen Dr. Buhk und hilfsweise Prof Dr. Bartsch 
- Inaugenscheinnahme der Zeitung ,,WELTM vom 28.06.07 und des Netzauftritts der 

BVL vom 30.05.1 1 

zum Beweis der Tatsache, dass 

die verantwortlichen Mitarbeiter der BVL bisher in keinem Fall einen Freisetzungsantrag 
abgelehnt haben und sie dies aus prinzipieller Befürwortung der Gentechnik auch nicht 
vorhaben 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung 
Insbesondere ergeben sich hieraus keine Anhaltspunkte für eine Nichtigkeit des 
Genehmigungsbescheides gem. § 44 VwVfG. 



Beweisantrag 

Zu beweisende Tatsache: 
Eine unabhängige Begutachtung des Weizenfeldes im Laufe des Genehmigungsverfahrens 
durch die dafür zuständige Zentrale Kommission für Biologische Sicherheit (ZKBS) fand nicht 
statt. Diese gibt die nach Gentechnikgesetz entscheidende fachliche Stellungnahmen zu allen 
Freisetzungsversuchen ab. 
1. Die ZKBS ist einseitig mit Befürworterlnnen der Gentechnik besetzt. 
2. Die Stellungnahme zum Weizenfeld wurde von der Genehmigungsbehörde BVL selbst verfasst 
und von der ZKBS ohne weitere eigene Zutun nur unterzeichnet. 

Begründung: 
Die ZKBS ist von besonderer Bedeutung im Genehmigungsprozess. Das zeigt schon das 
Gentechnikgesetz, das einen gesonderter Paragraphen (5 4) nur für diese Kommission aufweist. 
Das BVL beruft sich bei seinen Einschätzungen auf das Votum der ZKBS, was faktisch ein 
Zirkelschluss ist, weil das Votum der ZKBS vom BVL formuliert wurde. 
DiBse Praxis ist nicht nur beim hier verhandelten gv-Weizenversuch zu sehen, sondern auch bei 
anderen Versuchsfeldern in Deutschland. Die Formulierungen in den Genehmigungsbescheiden 
sind wortwörtlich deckungsgleich. 

So steht im Genehmigungsbescheid für das Weizenfeld (Seite 8 unten): "Das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ist nach Anhörung der ZKBS ... zu dem Schluss 
gelangt, dass nach dem Stand der Wissenschaft keine schädlichen Einwirkungen auf die in 3 1 
Nr. 1 GenTG bezeichneten Rechtsgüter zu erwarten sind." Genau der gleiche Satz findet sich im 
Genehmigungsbescheid für den Gengerstenversuch in Gießen. Auch hier beruft sich das BVL im 
Besonderen auf das Votum der ZKBS: "Das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit ist nach Anhörung der ZKBS ... zu dem Schluss gelangt, dass nach dem 
Stand der Wissenschaft keine schädlichen Einwirkungen auf die in 5 1 Nr. I GenTG 
bezeichneten Rechtsgüter zu erwarten sind." (BI. 532 BVL Akte). 
Auf Seite 24 des Bescheides steht: "Bei der Entscheidung über den Antrag wurden die 
Stellungnahmen aller gemäß § 16 Abs. 4 GenTG zu beteiligenden Behörden und die gemäß 5 16 
Abc. 5 GenTG einzuholende Stellungnahme der "Zentralen Kommission für die Biologische 

, Sicherheit" (ZKBS) berücksichtigt." Auch das ist wortwörtlich in der Genehmigung des gv- 
Gerstenfeldes enthalten. (BI. 544 BVL Akte) 
Auch bei der Verhängung der sofortigen Vollziehung beruft sich das BVL in beiden Fällen wieder 
auf das Votum der ZKBS (Weizen: Seite 41 des Bescheides; Gerste: BI. 547 BVL Akte). 

Aus dieser besonderen Bedeutung der ZKBS folgt, dass eine unabhängige und fachlich 
qualifizierte Stellungnahme möglich war und auch tatsächlich erfolgt ist. Dieses ist jedoch nicht 
der Fall. 

Ein Blick auf die Personen, die in der ZKBS den Antrag zum Weizenfeld begutachten sollten, 
zeigt, dass diese zu guten Teilen selbst Versuche durchführen und so ein Eigeninteresse haben, 
die genehmigungsfreundliche Politik von BVL und ZKBS fortzuführen. 

Bereits das reicht, um die Stellungnahme der ZKBS als nicht unabhängig und unqualifiziert zu 
werten. Wesentlich eindeutiger fällt aber noch ein anderer Punkt aus -ja, der Vorgang ist schlicht 
dreist bis unfassbar. Es ist nämlich nicht einmal so, dass die ZKBS eine tendenziöse und 
einseitige Stellungnahme abgegeben hat, sondern gar keine. Die sachliche Begutachtung ist 
nicht voreingenommen, sondern schlicht gefälscht. 

Denn ein Blick in die Akten beweist etwas anderes - die ZKBS hat gar nichts gemacht, weder 



geprüft, noch gewertet oder zu einem Ergebnis gekommen. Stattdessen wurde hier eine fachliche 
Prüfung nur simuliert und nicht tatsächlich vorgenommen worden. Der Text ist tatsächlich von der 
Genehmigungsbehörde selbst verfasst worden. 

Bedeutung für diesen Prozess: 
Die zu beweisende Tatsache ist für den laufenden Prozess aus von Bedeutung, weil sie zeigt, 
dass kein den gesetzlichen Anforderungen entsprechendes Genehmigungsverfahren 
stattgefunden hat. Die Fachkommission ist weder unabhängig noch hat überhaupt eine eigene 
Stellungnahme erarbeitet. 
Die Prüfung durch die ZKBS aber ist zentraler und notwendiger Bestandteil des 
Genehmigungsverfahren. Die Genehmigung ist damit rechtswidrig erfolgt. Die Rechtswidrigkeit ist 
kein Versehen, sondern von der obersten Behörde gezielt herbeigeführt worden. Das zeigt 
zusätzlich auch, dass die koordinierende Behörde selbst nicht geeignet ist, solche Verfahren 
durchzuführen. 
Für die Abschätzung der Gefahrenlage des Weizenfeldes ist es von großer Bedeutung, dass eine 
Gefahrenabschätzung nicht stattfand, sondern erfunden wurde. 

Der Beweisantrag ist zudem wichtig, weil er für die Frage der Rechtfertigung der hier angeklagten 
Tat von Bedeutung ist. Den die einseitige Besetzung und die Verflochtenheit von BVL, ZKBS und 
Versuchsanmelderlnnen selbst ist der Grund, warum rechtliche Schritte als mögliches milderes 
Mittel nicht erfolgversprechend waren und sind. Denn das zuständige Verwaltungsgericht in 
Braunschweig lehnt Klagen gegen gv-Felder immer mit der Begründung ab, dass die zuständige 
Sicherheitsüberprüfung durch die ZKBS vorgenommen wurde und das Gericht deren Ergebnis 
als fachliche Expertise anerkennt. 

Beweismittel: 
Heranziehung der Genehmigungsakte des Weizenfeldes (im BVL vorhanden) 
Vernehmung der Mitglieder der ZKBS, die an der Begutachtung des Weizenfeldes nominell 
teilnahmen (siehe vermerkte Personen auf dem Stellungnahmenentwurf in der Akte zum 
Weizenfeld) 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag desAngeklagten Pr- 

- Heranziehung der Genehmigungsakte des Weizenfeldes und 
- Vernehmung der Mitglieder der ZKBS, die an der Begutachtung des Weizenfeldes 

teilnahmen, 

zum Beweis der Tatsache, dass 

eine unabhängige Begutachtung des Weizenfeldes durch die ZKBS nicht stattfand, diese 
einseitig mit Befüwortern der Gentechnik besetzt ist und die Stellungnahme zum Weizenfeld 
von der BVL verfasst und von der ZKBS nur unterzeichnet wurde, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen ohne Bedeutung, da sie keinen 
unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist und sich hieraus keine Anhaltspunkte 
für eine Nichtigkeit des Genehmigungsbescheides gern. § 44 VwVfG ergeben. 



Beweisantrag C- 9 -Ld. / 3 
Zu beweisende Tatsache: - 
Weizen ist eine Pflanze, deren Pollen weit gestreut wird und sich unkontrollierbar ausbreitet. 

Begründung: 
In den üblichen ~ollenflu~kalenderh, die für Allergikerlnnen zusammengestellt werden, wird Weizen 
regelmäßig aufgeführt mit Pollenflugzeiten von Mitte Mai bis Juli. 

Bedeutung für diesen Prozess 
Fur den Prozess ist es von erheblicher Bedeutung, das Weizenpollen weit driftet, d.h. mit dem Wind 
verbracht wird. Denn erstens ist darauf die gegenwärtige Gefahr zu ersehen, zum zweiten wird sich der 
Beweis ergeben, dass der Versuch zudem eine erhebliche Gefahr für einen bedeutenden Wert, nämlich die 
Saatgutbank für Weizen, darstellte. 

Beweismittel: 
Sachverständigengutachten oder -vernehrnung des Kreisgesundheitsamtes 
Augenscheinnahrne von Pollenflugkalendern (siehe umseitig als Anlage) 

2 @T/, Magdeburg, den ....................... .... ........ .. .. .. . 



Auszüge aus Pollenflugkalender zum Weizen 
(Internetrecherche am 2 1.5.20 1 1) 

Eosskastani~ 

Vleizen 

Gräser 



Anlage zum Beweisantrag 
Ausführungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzenabwägung 

Beruft sich der Angeklagte auf ~usnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechtfertigungs- und Schuld- 
ausschließungsgrönde oder auf einen Rücktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstände nicht vorliegen. lst das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch für Umstän- 
de, die die Strafzumessung betreffen. 

So steht es im Leitfaden für Schöffinnen und Schöffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf „das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgründe - 
und fraglos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der § 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen müssen also im Rahmen der Beweiserhebung ge- 
prüft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
icht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: „Rechtferti- 

gungsgründe im Sinne von §§ 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsächlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes geprüft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkürlich gesetzt oder durch unzulässige Erweite- 
rung des im 5 34 StGB benannten, in einschlägigen Kom- 
mentaren aber als „abschließend" bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsächlichen Kriterien des § 34 StGB zählen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwägung der betroffenen Rechtsgüter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gemessenheit, denn der nicht strafbare Umfang einer ge- 
rechtfertigten Handlung zur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Höhe der Gefahr ab. Insofern müssen diese Punkte 
berücksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine „sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stützt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkürlich. Insbesondere der erkenn- 
)are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 
ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkür oder einen politischen Willen der Strafverfol- 
gung. Für die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zählen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhöhung durch Missachtung'von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsäugerschutzzaun. Ebenso gehören hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zugänglichkeit des 
Versuchsfeldes für größere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderem beweis- 
en, dass der Vorwurf der .sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begründeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hätten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfälschende Be- 
hauptungen über die Motivlage Rechtfertigungsgründe ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch 
Einfluss auf das Feststellen eines öffentlichen Interesses 
durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier immer 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschließlich 
der offen geäußerten Unwilligkeit zur Überprüfung dieser 
politisch motivierten Entscheidung hatte. I 
Dieser Beweisantrag wird. in Verbindung mit weiteren ge-ih? 
stellten oder zu stellenden Beweisanträgen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand u;id diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergrößert wurde. 
Insofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschädigung die Rechtfertigungsgründe zu 
großen Teilen leichtfertigt herbeigeführt, in dem sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlässig selbst 
vergrößert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsäuger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehmigungsakte, BI. 516 -, in Schriftsätzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die Inaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mit als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeiführt, kann es kein öffentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Bürgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudämmen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudem ist für die Bewertung von Rechtfertigungsgründen die 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das Interesse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschützten Rechtsgütern abzuwägen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche Interessen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten Instanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschädigten Versuchs für bedeutungslos zu erklären (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung für die Rechtsgüterabwägung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung mit weiteren Anträ- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschränkte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschädigungen 
und Störungen durch Tierfraß und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kön- 
nen. Demgegenüber sind, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisanträge zeigen, die durch den Versuch gefährde- 
ten Rechtsgüter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschränkungen 
von Rechtsgütern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgründen zu prüfen, ist . 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so müssen die Rechtfertigungsgründe als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag de6Angeklagten RaK 

- auf Einholung eines Sachverständigengutachtens oder „Vernehmung des 
Kreisgesundheitsamtes" 

- und Inaugenscheinnahme von Pollenflugkalendern, 

zum Beweis der Tatsache, dass Weizen eine Pflanze ist, deren Pollen weit gestreut wird und 
sich unkontrollierbar ausbreitet, 

als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe 

Die Beweistatsache ist aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie allgemein formuliert und damit keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat 
aufweist. Insbesondere ist sie nicht auf den Nachweis einer konkreten Gefahr von 
Auskreuzungen bezogen auf das von der Tat betroffene Versuchsfeld gerichtet. 

Maj trak 



Beweisantrag 

Zu beweisende Tatsache: 
Auch wenn eine gv-Pflanze nur auf Versuchsfelder und damit auf kleiner Flache sowie - 
jedenfalls so vorgeschrieben - intensiv u berwacht wachst, kommt es zu Auskreuzungen, die 
schliefilich ein nicht mehr uberschaubares und kontrollierbares Mat3 erreichen. 

Begrundung: 
Getreidearten wie Weiien oder Reis gelten gemeinhin als relativ wenig auskreuzungsintensiv. 
Zudem sind viele Arten uberwiegende Selbstbefruchter. Solche Pflanzen gelten nach Auffassung 
der Gentechnik anwendenden sogenannten Wissenschaftlerlnnen als "sichere Pflanze;;. 

Doch auch bei sogenannten sicheren Pflanzen, die uberwiegende Selbstbefruchter sind und die 
nur auf Versuchsflachen angebaut werden, kommt es zu unkontrollierter Ausbreitung. Das zeigt 
das Beispiel Reis. Dieser wird auf der Pro-Gentechnik-lnternetseite als Selbstbefruchter 
bezeichnet. 

2fh% fiL&"; 
Die Geschichte ist eigentlich ganz einfach. Ein gentechnisch veranderter Reis namens 
LL601 wird im Freiland getestet, kontaminiert anderen Reis, und weil niemand 
systematisch kontrolliert, ob die Sicherheitsmafinahmen gegen ungeplante 
Freisetzungen auch funktionieren, gelangt die Kontamination in Saatgut und 
Nahrungsmittel. Entdeckt wird diese nur zufallig, weil ein Zwischenhandler seine 
Exportwaren untersuchen Iasst. Und als die Behorden und die Betreiberfirma schliet3lich 
zugeben mussen, dass eine weitreichende Kontamination mit einem nicht zugelassenen 
gentechnisch veranderten Organismus (GVO) stattgefunden hat, heifit es sofort, dass 
dies alles nicht gefahrlich sei. 

Insofern ist dieser Fall eigentlich nicht uberraschend und bestatigt leider nur das, 'was 
Kritikerlnnen bereits seit Jahren als mogliche Gefahren beschrei ben. Dennoch lohnt es sich, ihn 
genauer zu betrachten, denn trotz allem ist dies nicht einmal ein Worst-case-Szenario, sondern 
ein Lehrbuchfall dessen, was uns tatsachlich erwarten kann. 

Kontamination ist nicht zu vermeiden 
Zwischen 1998-2001 wurde der herbizidresistente Reis LL601 an verschiedenen Orten in 
den USA und in Puerto Rico getestet. Wie ublich unterlagen diese Tests 
Sicherheitsvorkehrungen gegen Verunreinigungen. Auch wenn man die US- 
Sicherheitsauflagen fur Versuche mit GVO fur unzurejchend halten kann, so kann man 
doch von den involvierten Wissenschaftlerlnnen der beteiligten Universitaten erwarten, 
dass sie nicht leichtfertig ihr ubriges Saatgut verunreinigen - schon deshalb nicht, weil sie 
schliefilich auch in den Jahren nach einem GVO-Versuch noch andere Studien mit 
anderen Sorten durchfuhren wollen. lrgendwann und irgendwo fand eine Kontamination 
statt. Wie und wann ist noch unklar, aber es gibt mindestens drei Szenarien: (1) Der 
Pollenflug erstreckte sich uber ein grofieres Gebiet als ennlartet oder die Pflanzen 
wuchsen doch dichter nebeneinander als beabsichtigt, (2) das Versuchsfeld ist nicht, wie 
geplant, vollig von LL601 geraumt worden und im nachsten Jahr traten LL601-Pflanzen 
unerkannt als Durchwuchs zwischen anderem Reis auf oder (3) bei der Saatgutlagerung 
war nicht auf ausreichende Trennung geachtet worden. Herausfinden lassen wird sich 
dies wohl nie. In einer der Forschungsstationen wurden inzwischen Saatgutproben, die in 
den letzten Jahren eingelagert worden sind, getestet und in einer Probe aus dem Jahr 
2003 konnte tatsachlich eine Verunreinigung nachgewiesen werden. Diese Probe 
stammte von Basissaatgut, aus dem das Saatgut fur die Reisernte 2006 vermehrt wurde. 
Leider waren nicht aus allen Jahren Proben vorhanden, so zum Beispiel nicht fiir das 
Jahr 2002. 



So interessant das detektivische Aufspuren der ursprunglichen Kontamination auch sein 
mag, richtig wichtig ist es nicht. Bedeutender ist die Erkenntnis, dass es scheinbar keine 
ausreichenden Kontrollen gibt, die Kontaminationen feststellen, wenn sie passieren. Und 
die Liste der Kontaminationen im Versuchsanbau oder durch nicht zugelassene Sorten ist 
lang, deshalb hier nur ein paar Beispiele: 1997 waren bei der KWS trotz 
SicherheitsmaRnahmen, die strenger waren als die durch das Gentechnikgesetz 
vorgeschriebenen, doppelt-herbizidresistente Zuckerruben im Gewachshaus entstanden. 
Erst 2001 wurden die Untersuchungen abgeschlossen und kamen zu dem Schluss, dass 
die KWS nichts falsch gemacht hatte. Nicht zugelassener Bt l  O-Mais wurde vier Jahre 
lang in den USA unentdeckt angebaut, weil Saatgut vertauscht worden war. 2002 wurden 
gentechnisch veranderte (gv) Maispflanzen aus einem Versuch zur Produktion von 
Tierimpfstoffen in einem Sojafeld entdeckt, da vermutlich bei der Ernte Mais auf dem Feld 
zuruckgeblieben war. Ein bisschen mehr Labor- und Versuchssicherheit wird also nicht 
ausreichen. Vor allem nicht, wenn man sich vor Augen halt, in wie vielen Landern 
Feldversuche durchgefuhrt werden. In den USA zum Beispiel mussten die zustandigen 
Behorden unlangst zugeben, dass ihnen teilweise nicht einmal bekannt ist, wo sich die 
GVO-Testfelder ijberhaupt befinden. 
Dass man nun versuchen kann, die LL601-Kontamination zu rekonstruieren, hat also 
weniger rnit behordlichen Kontrollen zu tun, als rnit dem beinahe glucklichen Umstand, 
dass der Hersteller dieses GVO, Aventis beziehungsweise Bayer CropScience, ein 
groner Konzern ist, und dass die Tests zum Teil an Universitatsinstituten stattgefunden 
haben, die wenigstens teilweise ihre eigenen Saatgutproben aufbewahrt haben. Was 
ware, wenn dieser GVO von irgend einem kleinen Betrieb entwickelt worden ware, der 
inzwischen pleite ist? Wenn niemand fur andere VersucheProben aufbewahrt hatte? 

Was nicht gesucht wird, wird auch nicht gefunden 
Die Kontamination mit LL601 ist Gluck im Ungluck, denn hier gibt es immerhin rnit Bayer 
CropScience eine Firma, der ansprechbar ist, sowie Daten, DNA-Sequenzen und 
Referenzproben, die nun zum Nachweis benutzt werden konnen. Vor allem aber handelt 
es sich um einen GVO rnit zwei schon bekannten Genkonstrukten: fur den Promotor und 
fijr die Herbizidresistenz. Dadurch war es moglich, dass die Verunreinigung bei 
allgemeinen Tests eines Reisexporteurs auffiel und dass die Herstellerfirma identifiziert 
werden konnte. 
In anderen Fallen kann dies ganz anders ausgehen. Ein GVO, der einen bis dato 
ungebrauchlichen Promotor benutzt oder eine gv-Eigenschaft enthalt, die nicht auch 
schon in anderen GVO eingesetzt wird, kann nicht gefunden werden, da diese DNA- 
Sequenzen oder gv-Proteine schlichtweg nicht in den Tests vorkommen. Und selbst 
wenn ein bekannter Promotor verwendet wird, aber der GVO ansonsten eine nicht 
offentlich dokumentierte Eigenschaft enthalt, dann Iasst sich lediglich feststellen, dass die 
Schiffsladung rnit irgendeinem GVO verunreinigt ist. 
Es kann nur das gefunden werden, wonach gesucht wird. Keine der staatlichen 
Kontrollbehorden in den USA hat diese Kontamination entdeckt. Keines der Importlander, 
keines der Unterzeichnerlander des Biosafety-Protokolls hat diesen Reis von sich aus 
entdeckt. Aber hat uberhaupt jemand gesucht? 
Unklar ist ubrigens auch, wieso der Reisexporteur, der die Kontamination entdeckte, 
seine Ware ijberhaupt testen lie&. Doch leider wird dessen Name nicht veroffentlicht. 
Gab es Bedenken wegen moglicher Verunreinigungen, zum Beispiel rnit gv-Reis zur 
Herstellung von Pharmarohstoffen? Oder bestand die grundsatzliche Sorge, 
Schiffsladungen rnit Reis, die moglicherweise rnit Resten von anderen gv-Pflanzen 
verunreinigt waren, zum Bespiel in Lander zu exportieren, die das Protokoll zur 
Blologischen Sicherheit unterzeichnet haben? 

Verursacher haben die Macht uber die Kontrolle 
Die Entwickler eines neuen GVO sind die Einzigen, die die neuen Eigenschaften und 
DNA-Sequenzen dieses GVO kennen. Abhangig von den jeweiligen staatlichen 
Regelungen werden 'solche lnformationen bei der Anmeldung eines Feldversuchs 
bekannt - aber dann in der Regel auch nur in dem Land, wo der Versuch tatsachlich 



stattfindet. In anderen Landern werden solche Informationen erst bekannt, wenn ein 
Zulassungsantrag gestellt wird, und selbst dann versuchen verschiedene Firmen noch, 
das tatsachliche Genkonstrukt als Betriebsgeheimnis vor der Offentlichkeit geheim zu 
halten. Erst wenn eine Pflanze tatsachlich auf dem Markt zugelassen werden soll, muss 
ein Nachweisverfahren vorliegen, sowie Referenzmaterial fur eine eindeutige 
Identifizierung. 
Auch hier ist die Kontamination mit LL601 fast ein Gluck im Ungluck, denn da die DNA- 
Sequenz und das neue Protein bekannt waren, gelang es Bayer in Zusammenarbeit mit 
staatlichen Stellen immerhin zwei Schnelltests zu entwickeln, auch wenn zumindest einer 
davon nicht fehlerfrei zu sein scheint, beziehungsweise nur Kontaminationen uber 1,33 
Prozent nachweist. 
Eine Forderung aus diesen Erfahrungen sollte sein, dass nicht erst bei der kommerziellen 
Zulassung eines GVO, sondern bereits vor der Durchfuhrung von Feldversuchen ein 
Nachweisverfahren entwickelt sein muss und dass dieses Verfahren und entsprechendes 
Referenzmaterial allen Landern auch Jahre nach dem Versuch zur Verfugung stehen 
mussen. Naturlich werden Herstellerfirmen emport sein und um ihr Geschaftsgeheimnis 
bangen. Aber in einer globalisierten Welt, in der GVO-Produzenten ihre Pflanzen nicht fur 
sich behalten konnen, muss auch bei den Nachweismoglichkeiten das Vorsorgeprinzip 
gelten. 
Dass Firmen nicht unbedingt ein lnteresse an guten Nachweisverfahren haben, zeigen 
sowohl die Erfahrungen rnit LL601 als auch mit BtlO. Fur einen eindeutigen Nachweis 
benotigen Labore nicht nur die richtigen DNA-Sequenzen sondern auch sogenanntes 
Referenzmaterial: Proben des Original-GVO, mit denen uberpruft werden kann, ob der 
Test auch richtig funktioniert, bevor unbekannte Proben getestet werden. 
Den ersten Fund von LL601 in Europa machte ein unabhangiges Labor, das im Auftrag 
von Greenpeace Deutschland zehn Proben untersucht hatte. Eine Probe war positiv. Das 
Labor hatte aunerdem eine Reihe anderer moglicher Kontaminationen ausgeschlossen, 
wie zum Bespiel Reste von gv-Mais, die zufallig in die Reisladung geraten sein kdnnten 
et cetera. Aber Bayer stellte diese Ergebnisse sofort in Frage, da das Labor kein 
Referenzmaterial hatte - aber auch von Bayer keins erhielt. 
Ein solches Verhalten kommt nicht selten vor: Bei Kontaminationen von Bt l  I -Mais mit 
dem ebenfalls nicht zugelassenen Bt l  0-Mais 2005 weigerte sich Syngenta, 
Referenzmaterial fiir Tests zur Verfugung zu stellen. Im Fall von LL601 hat Bayer 
inzwischen eingelenkt. Allerdings ist keine Herstellerfirma verpflichtet, Referenz-Proben 
an unabhangige Labore zu geben. Es ist - was staatliche Regelungen betrifft - fraglich, ob 
Herstellerfirmen uberhaupt verpflichtet sind, Referenzmaterial aufzubewahren, nachdem 
sie die Entwicklung eines GVO abgebrochen haben. Aber dennoch ist genau diese 
Herstellerfirma die einzige Instanz, die die notwendigen Daten und Proben hat, um eine 
Kontamination mit einem nicht zugelassenem GVO nachzuweisen. 
Und was ist, wenn sich die Firma weigert? Was, wenn sie kein Material mehr hat? Was, 
wenn der GVO einen anderen Promotor und eine andere Eigenschaft verwendet, die in 
keinem Standardtest vorkommt? In den USA werden - zumindest im Versuchsanbau - gv- 
Pflanzen zur Produktion von Pharma-Grundstoffen angebaut. Anders als bei 
Herbizidresistenzen und Bt-Toxinen sind dies Eigenschaften, die nicht fur den breiten 
Markt gedacht sind, und bei denen wegen der emarteten Gewinne in der 
Pharmaproduktion das Betriebsgeheimnis als wesentlich wichtiger erachtet werden kann. 
Ware ein unabhangiges Labor in der Lage, Kontaminationen mit diesen Pharma-Pflanzen 
zu finden? 

Alles sicher ... 
Das Weltbild mancher Gentechnikbefiimorterlnnen scheint beneidenswert einfach zu 
sein: "Alles was da ist, ist sicher". Maiskontamination in Mexiko, Starlink, BtlO und nun 
LL601 - eine Reihe von Vorfallen, bei denen es voher immer hief3, dass so etwas nicht 
passieren kdnne. Wenn dann doch etwas passiert, wird es erst abgestritten, dann 
zugegeben und gleichzeitig fur unbedenklich erklart. 
Quelle: GID Okt. 2006 (S. 5) 
http://www.gen-ethisches-netzwerk. de/gid/l78/themaAorch/reis-kontamination-glueck- 



unglueck 

Soweit der Bericht zur Reisauskreuzung. Wo der Gaterslebener Weizen, die ja schon mehrfach 
im Freien stand, inzwischen uberall ist, wird nie jemand erfahren - da nie danach gesucht werden 
wird. 

Der Reis wurde vier Jahre angebaut. Bekannt wurde der Skandal um den Reis im Verlauf des 
Jahres 2006 bei einer zufalligen Probe. Das fuhrt zu weiteren Untersuchungen. Im Mai 2006 
lagen erste belastbare Ergebnisse vor: Der gv-Reis wurde an vielen Stellen gefunden. Der 
Weizenversuch wurde trotzdem begonnen und war trotz intensiver Proteste nicht mit legalen 
Mitteln zu verhindern. 

Denn: Aus solchen Pannen lernen werden die Gentechnikkonzerne und sogenannten 
Wissenschaftlerlnnen nicht. Im Gegenteil: Die Trickkiste der Gentechnik-Mafia ist grol3. Im Fall 
der beschriebenen Reissorte stellte der Konzern einfach eine Zulassung als Lebensmittel, um die 
Verunreinigung im Nachhinein zu legalisieren. Die Behorden standen wie ublich Gewehr bei Ful3 
- sie sind nichts als willige Vollstrecker in den Gentechnik-Seilschaften: 

Nochmals aus der gleichen Quelle: 
Die Entwicklung von LL601 wurde 2001 abgebrochen und dementsprechend wurden 
naturlich keine Sicherheitsprufungen fur eine Kommerzialisierung durchgefuhrt. Dennoch 
hat Bayer in den USA nun doch noch eine Zulassungsgenehmigung beantragt - und zwar 
vor allem auf Basis der Datenlage von zwei anderen LL-Reisvarianten, die bereits 1999 
in den USA zugelassen wurden. 

Dieser Zulassungsantrag ist blanker Hohn und nur darauf gerichtet, zukunftige 
Schadensersatzforderungen zu vermeiden. Einmal in den USA zugelassen, konnten sich 
zum~ndest US-Bauern nicht mehr beklagen. Ein Interesse, LL601 tatsachlich zu vermarkten, gibt 
es n~cht, wie Bayer selbst erklarte. Nicht einmal die beiden in den USA zugelassenen LL-Reis- 
Varianten LL06 und LL62 werden dort kommerziell angebaut. 
In einem Schnellverfahren beschloss die zustandige US-Behorde am 8. September, den Re~s 

3 dennoch fur sicher zu erklaren. Iih*,;~ PI- ~ j b v  h wk,vl, ~&rC~ih.,4,/,~i,/~,, j,i, ily dt$ -LL Z d r&*, I4.h ib{JL+ J ~ L  4 t r x  juh* d j a r i i f * k  ~2 /I)P. 11hq 

Bedeutung fur diesen Prozess L J ~ .  &fldh ktu Jfld I;& dr,/k,, 
Fiir den Prozess ist es die Tatsache, dass sich auch uberwiegend selbstbefruchtende 
Getreidearten allein von Versuchsfelder in grol3en Umfang ausbreiten konnen, von erheblicher 
Bedeutung, da Weizen sehr ahnlich einzuschatzen ist wie Reis. Auf die Wissenschaftlerlnnen, 
Konzerne und Behorde kann dabei keinerlei Verlass sein, dass sie sich uberhaupt um diese 
Gefahren kummern. 

4 , ;. J;- ,/;6I?.':;;,; j7 
Beweismittel: 

Vernehmung der Sachventandigen Antje Lorch, IFRlK Amsterdam l w ~  U,h;$ 
I I 1 . P / / 2bl " J, .)#! &it @,,,, h 0 
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Anlage zum Beweisantrag 
Ausfiihrungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzenabwagung 

Beruft sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeif (wie etwa Rechtfertigungs- und Schuld- 
ausschlie~ungsgriinde oder auf einen Rucktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Sfrafzumessung betrefen. 

So steht es im Leitfaden fur Schoffinnen und Schoffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf ,,das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und fraglos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der § 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen mussen also im Rahmen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
licht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: .Rechtferti- 

gungsgrunde im Sinne von §§ 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurlich gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des im § 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
mentaren aber als ,,abschliefiendW bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des 5 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der AbwAgung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gemessenheit, denn der nicht strafbare Umfang einer ge- 
rechtfertigten Handlung rur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hohe der Gefahr ab. lnsofern mussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkurlich. Insbesondere der erkenn- 
Jare, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 
ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Strafvetfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durch Missachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuc'isfeldes fur gronere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderem beweis- 
en, dass der Vorwurf der .sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hAtten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrunde ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch _. . 
Einfluss auf das Feststellen i n e s  offeritlichen lnteresses ,;'I[ 1 

durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier i m m d  ! . 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschliefilich 
der offen geaunerten Unwilligkeit zur Uberprufung dieser 
politisch motivierten Entscheidung hatte. 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung mit weiteren ge- 
stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergrol3ert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
grof3en Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in dem sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergroBert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehmigungsakte, BI. 516 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - ~enehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mit als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuvetfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudem ist fur die Bewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschutzten Rechtsgutern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen vetfolgten - , . 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsguterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung mit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 
und Storungen durch TierfraB und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kon- 
nen. Demgegenuber sind, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisantrage zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsglitern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgrunden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so mussen die Rechtfertigungsgrunde als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag deHngeklagten 

- auf Vernehmung der Sachverstandigen Antje Lorch und Karl-Heinz Kogel 

zum Beweis der Tatsache, dass es auch bei intensiv ubetwachtem Anbau genveranderter 
Pflanzen auf Versuchsfeldern zu Auskreuzungen in einem nicht mehr uberschaubaren Ma& 
komme, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie allgemein formuliert und damit keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat 
aufweist. lnsbesondere ist sie nicht auf den Nachweis einer konkreten Gefahr von 
Auskreuzungen bezogen auf das von der Tat betroffene Versuchsfeld gerichtet. 
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1. Zu beweisende Tatsache: 
Der am Weizenfeld eingesetzte Wildschutzzaun (innerer Zaun direkt am Weizenfeld) war 
ganzlich ungeeignet zur Abhaltung von Mausen und Rehen, d.h. er stellte weder ein geeignetes 
Mittel zur wirksamen Verrninderung noch zur vollstandigen Abhaltung dar. 

Weitere Ausfiihrunqen: 
Dieser Beweisantrag dient der Klarstellung, dass der tatsachlich benutzte Wildschutzzaun als 
ungeeignet zu bewerten ist, weil er nicht einmal dieses abgeschwachte Ziel erreichen konnte. 

Auszuge zu brauchbaren Mauseschutzgittern: 

,,bei ausgewachsenen Mausen reicht eine Kantenlange der Maschen von 10mm*10mm (Ixlcm)." 
(http:l/wiki.mausebande.comlbaumaterial) 

,,Einfache Mausezaune bestehen aus Casanet-Drahtgitter (10 mm Maschenweite), das 50 cm tief 
in die Erde gesetzt wird und das 50 cm ijber den Boden herausragt. Die oberen 10 cm des 
Drahtgitters werden nach aunen umgebogen, darnit Scher- und Feldmause den Zaun nicht 
uberklettern." (http:llwww.erminea.com/Maeusezaun.html) 

Der tatsachlich eingesetzte Zaun entsprach diesen Anforderungen nicht. 

Zudem war er zu niedrig, um Rehe von der Flache abzuhalten. 

Beweismittel: 
Sachverstandigengutachten 
Herbeiziehung (hilfsweise: Beschlagnahme) der internen Unterlagen des IPK uber 
Erwerb und Errichtung des Kleinsaugerschutzzaunes 
lnaugenscheinnahme der Nebenbestimmungen aus dem Genehmigungsbescheid des 
BVL 

;? ) 
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Bedeutung fiir diesen Prozess: 
Die zu beweisende Tatsache ist fijr den laufenden Prozess von Bedeutung, weil sie zeigt, dass 
Sicherheitsauflagen aus den Nebenbestimmungen des Genehmigungsbescheides nicht 
eingehalten und der Versuch daher nicht in der genehmigten Form durchgefuhrt wurde. Das 
schuf eine gegenwartige Gefahr und wirft die Frage auf, ob der Versuch nicht in seiner realen 
Form ungenehmigt bewertet werden muss. Zudem zeigt die unter Beweis gestellte Tatsache, 
dass die Uberwachungsbehorde ihrem Uberwachungsauftrag nicht in der notwendigen Weise 

.f nachkam. 4:. f ,!,.;:; G:; I.. !I. j ,, j+ L4.jv>i ,:$ ~ 5 ;  :,! ',',a 
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Magdeburg, den 



2. Zu beweisende Tatsache: 
Wirksame Mauseschutzzaune sind vorhanden und einfach erwerbbar. Es bestand kein 
vernunftiger Grund, auf den Einsatz eines wirksamen Mauseschutzzaunes zu verzichten oder 
seinen Einsatz nach Feststellung der Uneeignetheit des tatsachlich eingesetzten Zaunes 
einzufordern. 

Weitere Ausfiihrunq und Bearunduna: 
Wirksame Mauseschutzzaune sind so konstruiert, dass die Mause diese auch an den Pfahlen 
nicht uberwinden konnen. Zu diesem Zweck werden die Pfahle innen gesetzt, sind also fur 
eindringende Mause nicht erreichbar. 
Der untaugliche Mauseschutz um das st nicht die Folge der 

. . 
Unmoglichkeit eines wirksamen Schutzes vor M a u s e n , k ,  
sondern ist eine Entscheidung der Versuchsleitung, fur die es keine Notwendigkeit gab. Vielmehr 
sind Mauseschutzzaune vorhanden. 
Die Behauptung -in Mauseschutzzaun sei auch dann fur Mause 
uberwindbar, wenn die Maschendichte ausreichend klein ist, weil immer noch die Pfahle als 
ljberkletterhilfe nutzbar waren, ist eine reine Schutzbehauptung. Sie wiegt umso schwerer, als 
die Universitat bis heute ihre Praxis nicht geandert hat. Vielmehr wurde auch 2007 und 2009 auf 
einen wirksamen Mauseschutz verzichtet, obwohl er vorgeschrieben war. 
Das Bundesamt fur Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit hat nach entsprechendem 
Protest dieses Verhalten der Versuchsleitung mehrfach gedeckt. Es muss also von einer 
systematischen und bewussten Gef'dhrdung der Umwelt gesprochen werden. 

,,Sowoh1 Scher- als auch Feldmause und Maulwurfe sind hervorragende Kletterer. Ein Umbiegen 
der Oberkante des Gitters verhindert ein Oberklettern. Eine Breite von 10 cm hat sich in der 
Praxis bewahrt." (Auszug aus: JEAN MALEVEZ, THOMAS SCHWIZER: ,,Zaune gegen Mause?" 
in SCHWEIZER ZEITUNG FOR OBST UND WElNBAU Nr. 14/05) 

,,Um die Zuwanderung zu verhindern, haben sich Mausezaune bewahrt. Einfache Mausezaune 
bestehen aus Casanet-Drahtgitter (1 0 mm Maschenweife), das 50 cm tief in die Erde gesetzt wird 
und das 50 cm uber den Boden herausragt. Die oberen 10 cm des Drahtgitters werden nach 
auflen umgebogen, damit Scher- und Feldmause den Zaun nicht uberklettern. Zum Befahren der 
eingezaunten Flachen werden Tore aus flexibler Polyolefin-Folie eingebaut. Mausezaune konnen 
sehr gut mit Wildzaunen kombiniert werden und sie eignen sich besonders zum langfristigen 
Schutz von Neuanlagen." (Werbung der Firma Erminea GmbH, MendelstrarJe 11, D-48149 
Munster) 
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Beweismittel: 2 9 & 

Einholung entsprechende Angebote durch Fachfirmen 
Heranziehung der Studie von Walther, B & Pelz, H.-J. (2006) Versuche zum praxisgerechten 
Betrieb von Barrieresystemen zur Abwehr von Wuhlmaussch$iden im okologischen Obstbau. 
Bericht zum F&E-Projekt 020E108/F im Bundesprogramm C)kologischer Landbau. lnstitut 
fur Pflanzenschutz in Gartenbau und Forst. Julius Kuhn-lnstitut. Bundesforschungsinstitut fur 
Kulturpflanzen. Braunschweig. 
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3. zu beweisende Tatsache 
Die um das Feld herum vorgeschriebene Mantelsaat aus 
Phacelia war zu spat eingesat und daher unwirksam 

Beweismittel: 

A lnaugenscheinnahme der Fotos aus der Gerichtsakte 

A Sachverstandigengutachten 

4. zu beweisende Tatsache: 
Der Kleinsaugerschutzzaun und die Phacelia-Mantelsaat 
waren Sicherheitsauflagen von erheblicher Wichtigkeit 

Bedeutung fur den Prozess: 
Mit dem Verzicht auf die Einhaltung der Sicherheitsauflagen wurden die Gefahren von Seiten der 
Versuchsbetreiberlnnen fahrlassig oder absichtlich erhoht. 
Die Beweberhebung wird ergeben, dass die Genehmigungsbehorde und andere Stellen, die im 
Genehmigungsverfahren beteiligt waren, die beiden nicht befolgten Sicherheitsmafinahmen fur 
besonders wichtig erachteten. Sie waren daher integraler und bedeutender Teil des Versuchs. 
lhre Nichteinhaltung bedeutet, dass der Versuch nicht so ausgefuhrt wurde, wie in den Auflagen 
angewksen. Die Abweichungen sind so erheblich, dass der reale Versuch in zentralen Bereichen 
nicht mit dem beantragten und genehmigten ubereinstimmte, d.h. das beschadigte Feld nicht von 
einer Genehmigung gedeckt war - folglich diese fur den konkreten Versuch nichtig war. 

Beweismittel: 
A Herbeiziehung der Genehmigungsakten zum verhandelten gv-Weizenfeld beim BVL und 

lnaugenscheinnahme der Seiten 70 (Kleinsaugerschutzzaun), 371 (Schutzzaun), 516 
(Phacelia-Mantelsaat), 524 (Schutzzaun), 600 und 608 (Mantelsaat und Schutzzaun) 
sowie 922 und 932 (Schutzzaun). 

Beweisermittlungsantrag 
Ich mochte anregen, die Zeugin Kleist (zu laden uber das IPK) zu vernehmen. Von ihrwird, weil 
sie fast jede Nacht die Monitore uberwachte, zu erfahren sein, welche Tiere tatsachlich an und . 

auf der gv-Weizenflache zu finden waren. Laut Anklage (S. 6) und Gerichtsakte (BI. 34) hat sie in 
der fraglichen Nacht zunachst angenommen, es seien Rehe auf del: Flache. Daraus kann 
geschlossen werden, dass diese sich haufiger dort aufhielten. / 



Anlage zum Beweisantrag 
Ausfiihrungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzenabwagung 

Beruft sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechtfertigungs- und Schuld- 
ausschlie~ungsgrunde oder auf einen Riicktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Strafiumessung betreffen. 

So steht es im Leitfaden fur Schdffinnen und Schoffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf .das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und fraglos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der § 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen rnussen also irn Rahmen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
icht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: ,,Rechtferti- 

gungsgrunde im Sinne von $5 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurlich gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des im § 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
mentaren aber als .abschliel3end" bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des § 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwagung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gemessenheit, denn der nicht strafbare Umfang einer ge- 
rechtfertigten Handlung zur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hohe der Gefahr ab. lnsofem rnussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Errnittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der , 

Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkurl~ch. lnsbesondere der erkenn- 
)are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 

ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, ze~gt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Strafverfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durchMissachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuchsfeldes fur grdl3ere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderern beweis- 
en, dass der Vorwurf der ,,sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Straiverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hatten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrljnde ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch 
Einfluss auf das Feststellen eines offentlichen lnteresses 
durch die Staatsanwaltschaft. erst recht auf das hier immer- 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschliet3$ch/ i ' 
der offen geaut3erten Unwilligkeit zur Uberprufung dieser ' 
politisch motivierten Entscheidung hatte. 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung mit weiteren ge- 
stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergronert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
gronen Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in dem sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergronert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als-besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehrnigungsakte, BI. 516 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mit als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine' Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudem ist fur die Bewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschijtzten Rechtsgutern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsgijterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung mit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 

' 

und Storungen durch Tierfrat3 und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kon- 
nen. Demgegenuber sind, auch das werden dieser und wei- , 

tere Beweisantrage zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsgutern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgrunden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so mussen die Rechtfertigungsgrunde als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

werden die Beweisantrage des%ngeklagten M u f  

- Einholung eines Sachverstandigengutachtens 
- Herbeiziehung der internen Unterlagen des IPK uber Erwerb und Errichtung des 

Kleinsaugerschutzzaunes 
- Inaugenscheinnahme der Nebenbestimmungen des Genehmigungsbescheides 

zum Beweis der Tatsache, 

dass der am Weizenfeld eingesetzte Wildschutzzaun ganzlich ungeeignet zur Abhaltung von 
Mausen und Rehen war 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie auch im Falle ihres Erwiesenseins die Entscheidung nicht beeinflussen kann. Selbst 
wenn hierdurch eine konkrete Gefahr der Auskreuzung begrundet worden ware, ware die Tat 
nicht auf Grund eines rechtfertigenden Notstandes gem. § 34 StGB straffrei. Die Tat der 
Angeklagten war weder geeignet noch als relativ mildestes Mittel erforderlich, urn eine 
unterstellte konkrete Gefahr abzuwenden. Die fehlende Eignung ergibt sich bereits aus dem 
Umstand, dass die Angeklagten die Tat unter Einbeziehung eines das Feld ausleuchtenden 
Kamerateams begangen haben, so dass auch fur die Angeklagten erkennbar von vorn 
herein feststand, dass sie bei der Tat angetroffen und an der vollstandigen Zerstorung aller 
Pflanzen gehindert werden wurden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkamrner 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

werden die Beweisantrage desTAngeklagten P&m?rt+ 

- Einholung von Angeboten von Fachfirmen fur Mauseschutzzaune 
- Herbeiziehung einer Studie von Walther&Pelz, Versuch zum praxisgerechten 

Betrieb.. . (2006) 

zum Beweis der Tatsache, 

dass wirksame Mauseschutzzaune vorhanden und einfach erwerbbar sind, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie auch im Falle ihres Erwiesenseins die Entscheidung nicht beeinflussen kann. Selbst 
wenn hierdurch eine konkrete Gefahr der Auskreuzung begriindet worden ware, ware die Tat 
nicht auf Grund eines rechtfertigenden Notstandes gem. § 34 StGB straffrei. Die Tat der 
Angeklagten war weder geeignet noch als relativ mildestes Mittel erforderlich, um eine 
unterstellte konkrete Gefahr abzuwenden. Die fehlende Eignung ergibt sich bereits aus dem 
Umstand, dass die Angeklagten die Tat unter Einbeziehung eines das Feld ausleuchtenden 
Kamerateams begangen haben, so dass auch fur die Angeklagten erkennbar von vorn 
herein feststand, dass sie bei der Tat angetroffen und an der vollstandigen Zerstorung aller 
Pflanzen gehindert werden wurden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag darAngeklagten m f  

- Einholung eines Sachverstandigengutachtens 

zum Beweis der Tatsache, 

dass die um das Feld herum vorgeschriebene Mantelsaat Phacelia zu spat eingesat und 
daher unwirksarn war, 

als unbegriindet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist bereits durch die Aussage der Zeugin Dr. Weschke bewiesen. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

- Herbeiziehung und lnaugenscheinnahme der Genehmigungsakten beim BVL, S. 70, 
371, 516,524, 600, 608,922 und 932 

- Vernehmung der Zeugen Dr. Buhk und Bartsch 
- lnaugenscheinnahme des Freisetzungsantrags, S. 44 

zum Beweis der Tatsache, dass 

der Kleinsaugerschutzzaun und die Phacelia-Mantelsaat Sicherheitsauflagen von 
erheblicher Wichtigkeit waren, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache kann als wahr unterstellt werden. 



Beweisantrag 

Zu beweisende Tatsache: 
A/ ~,I3ld~.'F. &U@-J& 
a.pi'. 4 4  - 

Die Verschleppung von gv-Saat durch Maschinen ist technisch gar nicht zu verh~ndern. Yo 

Begrundung: 
In der Koexistenzdebatte geht es zumeist um Sicherheitsabstande, Pollenflug und Auskreuzung. 
Wenig Beachtung finden hingegen andere mogliche Kontaminationsquellen: Maschinen wie 
Samaschinen, Mahdrescher oder Hacksler, die in der Landwirtschaft uberbetrieblich zum Einsatz 
kommen. Es ist in der Praxis liberhaupt moglich, hier Verschleppungen zu vermeiden. Dazu gibt es 
bereits ausreichende Untersuchungen und Umfragen bei Landwirtlnnen, Maschinenringen usw. 

Dazu ein Zitat: ,,Fahren sie ma1 in der Erntezeit hinter einem Getreidewagen her, da schwappt 
in jeder Kurve was heraus und auf der StrarJe sind Uberall Schleier von Getreide zu sehen", 
erklarte der Geschaftsfuhrer eines siiddeutschen Maschinenrings, Herr Richard. An welchen 
Stellen es durch gentechnisches Material zu Verunreinigungen kommen kann, sehen Praktiker 
in der Landwirtschaft wie Herr Richard ganz anders, als die bislang befragten Wissenschaftler 
und die politisch Verantwortlichen in Bund und Landern. Denn jenseits der diskutierten und 
beforschten Einkreuzung von gentechnisch veranderten Pflanzen in herkommliche Pflanzen 
gibt es weitere kritische Punkte: gemeinsam genutzten Landmaschinen. 
Um Kosten zu sparen und dennoch auf moderne Spezialmaschinen zugreifen zu konnen, 
nutzen Landwirte vor allem Mahdrescher und Spezials3maschinen gemeinsam: ijber 
Maschinengemeinschaften, als Mitglied in einem Maschinenring oder uber Dienstleister wie 
Lohnunternehmer. 

Forschung in den USA 
Doch gerade Uber die Landmaschinen konnen herkdmmliche Ernten in nennenswerten 
Anteilen verunreinigt werden. Forschungen aus den USA zeigen, dass je nach Breite der 
Siimaschine eine Reinigungszeit bis zu einer Stunde notwendig ist, um die Rate der 
Verunreinigung unter 0,l Prozent zu drucken. 
Noch auiwandiger wird die Reinigung bei Mahdreschern. Altere Untersuchungen aus den USA 
kamen zu dem Schluss, dass jedes Kilo gentechnische Kdrner als Ruckstand im Mahdrescher 
eine Tonne - das entspricht 1000 kg - der folgenden Ernte mit 0,l Prozent verunreinigt. Je 
nach Siiuberung verbleiben 27 bis 54 kg in den vielen Winkeln und Ecken eines 
Mahdreschers. Das heifit mehrere Tonnen der folgenden Ernte ktjnnen unter einem Prozent 
mit gentechnischem Material verunreinigt sein. Neue Studien aus den USA zeigen den Bedarf 
fur einen noch grdfieren Reinigungsaufwand. Bislang wurde angenommen, dass es 
praktikabler sei, statt der stundenlangen Reinigung es den Mahdrescher mit einigen hundert 
oder tausend Quadratmetern der nachsten konventionellen Flache zu splilen (ist gemeint: mit 
der Ernte der nachstgelegenen konventionellen Flache zu "spulen"?)und damit, schnell und 
kostengijnstig alle gentechnischen Reste aus dem Mahdrescher zu entfernen. Doch auch 
nach funfstundiger Reinigung wird erst in der zweiten kompletten Fullung des 
Mahdreschertanks eine Sauberkeit von unter einem Prozent erreicht. 

lgnorieren in Europa 
Obwohl schon seit dem Jahr 2000 in den USA zu der Bedeutung der Landmaschinen fur nicht- 
gentechnische Ernten geforscht und publiziert wurde, griffen europaischen Experten die 
Ergebnisse nicht auf. Als die EU-Kommission 2002 durch das Joint Research Center die 
Koexistenz auf einzelbetrieblicher Ebene bewerten lien, gaben die Forscher als Grenze der 
Verunreinigung der Aussaat bei der Pflege, der Ernte und beim Transport selbst bei der 
Wiederverwendung der eigenen Ernte stets weniger als 0, l  Prozent an. Erst 2006 gaben die 
europgischen Experten zu, dass Mahdrescher nicht komplett zu reinigen seien und die 
Verunreinigung durch Mahdrescher ohne Reinigung 0,4 Prozent betrage. 

Zeitdruck in der Ernte 
Da es keine europaische Forschung zur Verschleppung durch Landmaschinen zu geben 
schien, interviewte ich im Winter 2005106 Lohnunternehmer und Geschaftsfijhrer von 
  as chin en ring en. Die Aussagen der Praktiker zeigten einen hohen Grad an Obereinstimmung 



mit den Ergebnissen der Forschungen aus den USA. 
Um abwagen zu konnen, wie aufwandig und mit welchen organisatorischen Mafinahmen 
Maschinen nach einem Einsatz auf einer Flache mit gentechnischem Mais gereinigt werden 
konnen, kommt der Planbarkeit der Einsatze eine Schlijsselrolle zu. Bei der Aussaat entsteht 
nur in spezialisierten Kornermaisregionen extremer Zeitdruck. Je nach Klima und 
Bodenstruktur gibt es in anderen Regionen gewisse Zeitpuffer, da hier notfalls auch ma1 eine 
Nacht hindurch gesat werden kann. 
In der Erntezeit wird es jedoch uberall hektisch. Je nach Landwirtschaftstruktur kommt ein 
Mahdrescher auf grof3en Betrieben in Ostdeutschland ma1 nur auf einem einzigen Feld zum 
Einsatz, in Norddeutschland im Schnitt auf drei und im kleinstrukturierten Regionen konnen es 
auch ma1 20 Felder am Tag sein. "lmmer zu kunfristig ... . So ist es beim Maschinenring eben, 
weil er eher der Notnagel ist .... Das heifit entweder die Wetterbedingungen sind so schwierig, 

. dass es von der Terminierung nicht klappt, oder die Maschine kaputt gegangen ist, ... und nun 
ist der Maschinenring dran und muss sofort einspringen." (Herr Paul) Bei Lohnunternehmern 
kundigen die Kunden ihre zu erntenden Flachen meist einen Tag vorher an. Gedroschen 
werden kann am Tag von Mittag bis in den spaten Abend, bevor der Tau die Ernte wieder zu 
feucht werden Iasst. 

Mahdrescher ist nicht zu reinigen 
Die befragten deutschen Experten, Lohnunternehmer und Geschaftsfuhrer von 
Maschinenringen, waren sich einig: "... dass der Mahdrescher 100 Prozent sauber ware, das 
gibt es nicht, es gibt vielleicht nur 98 oder 99 Prozent. Man braucht zwei bis drei Stunden. Da 
mussen ja alle Siebe raus. Der Korntank und in die letzten Ritzen und Ecken, mit dem 
Staubsauger. Also, 100 Prozent geht nicht." (Herr Thomas aus Baden-Wurttemberg) 
"Reinigen ist kein definierter Begriff, da konnen sie auch in zehn Minuten fertig sein. Wenn 
einer sagt, mache die Deckel unten auf, Steigraummulde auf und dann 
Gewindetrommeldrehzahl und Dreschtrommeldrehzahl herauf, dass ma1 richtig Bewegung 
hineinkommt in die Maschine und dann Iasst du ihn ma1 drei Minuten Vollgas laufen und vorne 
noch das Schneidwerk anfegen oder unten Streckforderer.. . Wenn naturlich einer anfangt mit 
dem Staubsauger und Korntank aussagen, Siebe ausbauen, Vorbereitungsboden, in den 
Schnecken die ganzen Ecken oder mit dem Kompressor, der Dreck muss aller runter. Dann 
sind da zwei, drei Stunden oder mehr kein Problem. Null gibt es nur bei einer fabrikneuen 
Maschine." (Herr Reiter) Die Vorstellung, zur besten Erntezeit mehrere Stunden fur die 
Reinigung aufbringen zu konnen, wiesen sie zuruck: "...zwischendrin am Nachmittag, das ist 
fast unmoglich. Von drei bis funf oder sechs Uhr werden sie den Mahdrescher nicht stehen 
lassen, in der besten Zeit, weil sie jetzt sauber machen mussen. Das geht nicht. Dann muss 
der Betrieb eben morgens anfangen oder warten bis zum nkhsten Morgen. Das muss in eine 
Zeit hineingelegt werden, in der wir nicht ernten konnen." (Herr Reiter aus Baden- 
Wurttemberg) 

Nicht zu 100 Prozent machbar 
Die Experten weisen darauf hin, dass nur die neuesten Mahdrescher uberhaupt mit einem 
Kompressor ausgestattet sind, der Voraussetzung fur eine grundliche Reinigung sei. Skeptisch 
betrachten sie auch die Frage, wo die Reinigung vorgenommen wird, auf dem Acker sollen die 
gentechnischen Kdrner nicht bleiben. Wenn der Mahdrescher zuruck auf eine Hofstelle 
gefahren wird, wollen sie aber auch dort keine gentechnischen Maiskorner aus den Maschinen 
herumblasen. 
Allgemein wurde die Praktizierbarkeit einer Trennung der herkdmmlichen Stoffstrome von 
gentechnischen uber die gesamte Kette hinweg folgendermanen eingeschatzt: "lch bin der 
Meinung, das konnen wir gar nie, gar nie, ganz trennen. Das ist unmoglich, zweierlei Schienen 
fahren ist unmoglich. Weil, da musste man ja total getrennte Drescher habe, getrennte Wagen, 
Erfassung, wer sol1 das zahlen?" (Herr Thomas) 
"lch sehe es von der praktischen Seite. Es muss ja nur einmal ein Tag nicht gemacht werden, 
darijber mussen wir diskutieren. Ein Prozent ist nicht tolerabel, sondern es muss eben zu 
hundert Prozent gemacht werden. Da sehe ich das Problem, denn ansonsten durften die 
ganzen Skandale, die wir gerade wieder beim Fleisch haben, gar nicht passieren. Da redet 
man auch uber Ruckverfolgbarkeit." (Herr Richard aus Rheinland-Pfalz) 
lnformationsmangel 
Keiner der Befragten kannte die Vorgabe aus dem Gentechnikgesetz, dass der Anbauer von 
gentechnisch verandertem Mais fur die Maschinenreinigung aufzukommen. Durch die 
Landwirtschaftspresse erfuhren die Experten nichts uber die konkrete Ausgestaltung des 



7 )  1 

Gentechnikgesetzes. Fur die Dienstlelster stellt sich die Frage, ob sie vor dem Einsatz , , I -  % ,  

, $ 1  informiert werden mussen, ob gentechnische Pflanzen auf der Flache wachsen: "Aber wenn es 
jetzt eine gentechnisch veranderte Flache ist, dann ist er wahrscheinlich dazu verpflichtet, mir 
das mitzuteilen, aber ob er das dann wirklich tut in dem Moment? Mich dann zu informieren als 
Auftragnehmer? Ich wein nicht." (Herr Paul aus Schleswig-Holstein) 

Eigenrnechanisierung bevorzugt 
Als Modell favorisieren die Experten, wenn jene Landwirte, die gentechnisch verAnderten Mais 
anbauen wollen, ausschliel3lich auf eigene Maschinen zuruckgreifen wurden. "Das ist meines 
Erachtens ausgeschlossen, da musste man mit einer Maschine nur GVO-Verandertes 
dreschen und rnit einer anderen nur die normalen Felder. Aber das zahlt ja wahrscheinlich 
niemand am Markt." (Herr Reiter) Denn die Kosten fur eine grundliche Reinigung sind enorm. 
Je Minute kostet ein Mahdrescher in der wenigen Wochen andauernden Erntezeit funf Euro 
beziehungsweise 360 Euro je Stunde. 
Eine fluchtige Reinigung kostet 1855  und eine grundliche Reinigung 1.855 Euro, inklusive 
Arbeitszeit. Wobei die Kosten fur die Arbeitszeit von 5,s beziehungsweise 55 Euro den 
geringsten Anteil ausmachen. Zum Vergleich: In der spezialisierten Kdrnermaisregion am 
Oberrhein liegen die Erntekosten je Hektar bei rund 140 Euro. Musste nach jedem Hektar 
gereinigt werden, wurden sich die Kosten verdoppeln bis verdreizehnfachen. Selbst bei 
konzentrierten Reinigungen kommen so deutliche Mehraufwendungen fur die Landwirte mit 
Anbau von gentechnisch verandertem Mais hinzu, die die Frage nach der Okonomie des Gen- 
Mais in ein ganz neues Licht tauchen. 

Dieser Text basiert auf einer Studie von Mute Schimpf mit dem Titel "Koexistenz im 
landwirtschaftlichen Alltag - Bericht zur Verbreitung von gentechnisch verandertem Material durch 
Landmaschinen". 

Bedeutung fur diesen Prozess 
Fur den Prozess ist die Tatsache, dass sich gv-Saatgut neben der unkontrollierbaren Auskreuzung 
auch auf technischem Wege unverhinderbar ausbreiten wurde, von erheblicher Bedeutung, da so 
bewiesen wurde, dass von der Gentechnik eine gegenwartige Gefahr ausgeht und sie zudem wegen 
der gesetzlichen Garantie der Koexistenz (§ 1, Satz 1 GentG) rechtwidrig ist. 
Bei der Foischung in Gatersleben handelte es sich um Produktentwicklung, d.h. nach einem 
erfolgreichen Zulassungsverfahren wurde der dort entwickelte gv-Weizen auf die beschriebene Art in 
die Umwelt diffundieren. Dieses zu verhindern, w3re in der Abwagung der Rechtsguter vorrangig und 
nur durch die Verhinderung der Produktentwicklung selbst, d.h. vor der massenweisen Verbreitung im 
kommerziellen Anbau zu verhindern. 

Beweismittel: 
~Iwbeizieb_ung-~nd~~Verlesuna c&&kdSKoexistenz im Endwrrtsc-r 
~4xZ&i&-wpnte&ch veranuertem Material 
AVernehmung der Sachverstandigen Mute 

Magdeburg, den 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag derAngeklagten k a k  

- auf Herbeiziehung und Verlesung der Studie ,,Koexistenz im landwirtschaftlichen 
Alltag.." von Mute Schimpf 

- und Vernehmung von Mute Schimpf als Sachverstandigem 

zum Beweis der Tatsache, dass die Verschleppung genveranderter Saaten durch Maschinen 
technisch nicht zu verhindern sei, 

als unbegrundet zuriickgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie allgemein formuliert und damit keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat 
aufweist. lnsbesondere ist sie nicht auf den Nachweis einer konkreten Gefahr von 
Auskreuzungen .- bezogen auf das von der Tat betroffene Versuchsfeld gerichtet. I D ,  

Majstrak 



Beweisantrag 

Im Strafverfahren 28 Ns 224Js2 1 043/08(3 511 1) 

Zum Beweis der Tatsache, darj 

in den letzten Jahren anhaltend Schutzguter nach dem bundesdeutschen Gentechnik verletzt 
wurden 

wird beantragt 

zur in Augenscheinnahme 

den Ausmg einer Liste mit gentechnischen Verunreinigungen bei Mais im Jahr 201 1 
die Antwort der Bundesregierung auf die ,,Kleine Anfrage" der Partei DIE LINKE vom 
8.7.2010 zu den grorjflachigen Verunreinigungen von Maisackem rnit fur den Anbau 
nichtzugelassenen GVOs inmeheren Bundesliindem im Jahr 20 10 
die ,,Hintergrundinformationen" des BVL zu den Lebensmittelverunreinigungen rnit nicht 
zugelassenem gentechnisch veranderten Leinsamen vom 15. September 2009 
die Meldung des BVL zu Verunreinigungen von mehreren hundert Hectar Raps rnit zur 
Anbau nicht zugelassenen GVOs 

desweiteren wird beantragt, 
den ehemaligen Leiter der Gentechnikabteilung des BVL Dr. Hans-Jorg Buhk als Zeugen zu laden 
und zu vernehmen. 
Herr Buhk ist zu laden uber das Bundesministerium E r  Emahrung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV), WilhelmstraRe 54, 1 0 1 17 Berlin. 
Hilfsweise wird beantragt, 
seinen fihereren Stellvertreter und jetzigen kommisarischen Leiter der Gentechnikabteilung im 
BVL Professor Dr. Detlef Bartsch zu laden und zu vemehmen. 
Herr Bartsch ist zu laden uber das BVL-Dienststelle Berlin-Mitte, Mauerstr. 39 - 42, 101 17 Berlin. 

Begriindung: 
In der Bundesrpublik Deutschland werden Jahr um Jahr zahlreiche Verunreinigungen durch die 
zustandigen ~berwachun~sbehorden in Saatgut und Lebensmitteln festgestellt. Dies fuhrt 
schrittweise zu einer Situation in der sich Landwirte und Verbraucher nicht mehr aussuchen konnen 
ob sie Gentechnik auf ihren ~ c k e m  wachsen lassen bzw. in ihren Lebensmitteln haben wollen. 
Es werden schleichend Tatsachen geschaffen indem es Landwirten zusehends unrnoglich wird 
bewunt auf Gentechnik zu verzichten wodurch das Schutzgut einer gentechnikfreien Landwirtschaft 
zerstort wird. Die Beweise zur Inaugenscheinnahrne sind geeignet die stetige Verletzung der im 
Gentechnikgesetz fomulierten Schutzguter zu belegen. 
Herr Buhk wie auch Herr Bartsch werden diese Verletzung der im Gentechnikgesetz formulierten 
Schutzgiiter bestatigen komen und dariiber hinaus darlegen wie sie als leitende Beamte diesen 
vorbeugend entgegenwirkten. Namlich gar nicht. 



Deutscher Bundestag 
17. Wahlperiode 

Antwort 
der Bundesregierung 

Drucksache 171251 1 
08.07.2010 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackrnann, Jan van Aken, 
Karin Binder, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
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Saatgutverunreinigungen mit dem gentechnisch veranderten Mais NK603 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Eine der Gmndvoraussetzungen fur die Sicherung der sogenannten Koexistenz 
zwischen gentechnisch verandenen Pflanzen und konventionell genichteten 
Pflanzen ist cine moglichst liickenlose Saatgutkontrolle. IJm eventuelle Vemn- 
reinigunpn (Kontaminationen) bereits vor der Ausbringung des Saatgutes zu 
verhindern, haben sich alle Bundesliinder verpflichtet, ihre Saatgutkontrollen 
bereits frfihzeitig im Jahr 2010 durchzufiihren (Handlungsleitfaden der Bund- 
Liinder-Arbeitsgemeinschaft Gentechnik). Rechtzeitig vor der Aussaat sollte 
durch dieses Vorgehen gesichert werden, dass gentechnikfrei wirtschaftende 
Reniebe auch wirklich nur gentechnikfreies Saa ty t  geliefen bekommen. Die 
meisten Bundeslinder kamen dieser Abs~rache rnit dern Bundesministcrium 
f i r  Ernlhrung, Landwinschafl und ~erbrakherschutz (BMELV) nach und ver- 
tiffentlichten die Ergebnisse ihrer Kontrollen. Daraufnin wurden die konta- 
minienen Saatgutchargen noch vor der Aussaat zuriickgemfen und unschadlich 
gemacht. 

Durch die Umweltschutzorganisation Greenpeace e. V wurden die Ergebnisse 
der Bundeslinder nach dem lnformationsfreiheitsgesetz erfragt, zusarnmen- 
gefasstund im Mirz 201 0 ver6ffentlicht. Einzig das Bundesland Niedersachsen 
gabseine bercits im Febmar erprobten Ergebnissenicht preis. Wegen erkrankter 
und vmeister ~i tarbei ter  habe es eine zweiw~chige verzogerung bei der Infor- 
mation des Niederdchsischen Ministeriums f i r  Umwelt und Naturschutz und 
einer betroffenen Saatgutfirma durch die Landwinschaftskammer Niedersach- 
sen gegeben, die erst am 27. April 2010 erfolgt sein soll. Erst per Gerichtsbe- 
schluss vom 3. luni 201 0 habe die Firma zur Offenlegung ihrer Lieferdaten ge- 
nvungen werden konnen. Die Maisaossaat lag zu diesem Zeitpunkt bereits 
e i n i g  Wochen zuritck. Das BMELV und die anderen Bundesllnderwurden am 
30. April2010 inforrniert. 

Direktes Resultat aus dieser zeitlichen VerzGgemng war die Ausliefmng und 
Ausbringung von kontaminienem Maissaatgut der Firma Pioneer Hi-Bred 
Nonhem Europe Sales Division GmbH aus Buxtehude in mehrere Bundeslln- 
der. In den Proben waren Vemnreinigungen mit dem Event NK603 gefunden 
worden. Diescr Mals hat in Europa seit 2004 bzw. 2005 eine Zulassung als 
Lebens- bzw. Funermittel, darf allerdings nicht ko~nmerriell angebaut wcrden. 
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Eine Aussaat auch kleinster Mengen ist daher unzullssig. Ein Antrag auf An- 
bauzulassung wurde 2005 gestellt, ist jedoch noch nicht entschieden. 

Durch die Vemmeinigungder Felder von gentechnikfrei wirtschafienden Land- 
winschaftsbetrieben - zu einer Zeit, in welcher iiberhaupt keine genteclulisch 
verzndene Maissorte zum Anbau in Deutschland zugelassen ist - sind die im 

I des Gentechnikgesetzes (GenTG) genannten Schutzgiiter - vor allem die 
gentechnikf~eie Landwinschaft- gefihrdet. Greenpeace e. V. sprach in diesem 
Zusammmhangvom bisdato griiRtenGcntechnik-Saatgut-Skandal in Deutsch- 
land. Eine schleichende Vem~einigungvon Saatyt ,  Lebens- und Fultermitteln 
wird befirchtet. Die Arbeitsgemeinschafl biuerliche Landwinschaft e. V. 
(AbL) stellte wegen der gentechnischen Vemnreinigungen im Maissaatgut am 
13. Juni 201 0 Strafanzeige gegen Unbekannt. 

I .  In welchen Bundeslindern wurden im Jahr 201 0 gentechnische Kontamina- . tionen von Saatgut festgestellt? . 
Um welche Events handelte es sich hierbei? 

Wic viele Proben wurden in den einzelnen Bundesl6ndern und inspesamt ge- 
nommen? 

Wie hoch waren die festgestellten Vemnreinigungen? 

Woher stammte das Saatgut? 

Van den zustindigen Stellen der  Lander wurden nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung im Friihjahr 2010 insgesamt 3 9 5  Maissaatgutpartien beprobt. Die nachfol- 
gende Tabelle gibt Auskunft dariiber, aus welchen Landern im Jahr 2010 iiber 
GVO-Anteile (GVO = Gentechnisch veranderte Organismen) in Maissaatgut 
berichtet wurde, welche G V O  nachgewiesen wurden, iiber die  Gesamhahl  der  
Proben in diesen Landem und iiber die Herkunft des Saatgutes. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung, die  auf  den Angaben der Lander f i B t ,  
liegen die nachgewiesenen GVO-Anteile ubenviegend im Spurenbereich, wobei 
die Analysenlabon in der Regel keine Quantitizierung vornehmen. In einetn Fall 
lag der  Anteil nach Aussagen des Untersuchungslabors geringfiigig uber 
0,l Prozent. 

Die Linder  Saarland (5 Proben), Sachsen (42 Proben), Mecklenburg-Vorpom- 
mern (9 Proben) und Meinland-Pfalz (24 Proben) haben keine GVO-Anteile 
nachgewiesen. 

Die Anhvor! wurde namenr der Bundesrepierung mi/ Schreihen des Bun~/e.~minis/rriumslijr Erndhrung. Landwirarhnfi and 
Verhrnucherschutz vnm 6.  Juli 2010 iih~rmirt~lr 
DieDnrcksnche enrhBlr zv.infz1ir.h - in Ilei,wer Srlrrifi,yp~- den Frogererr 
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2. Nach welchen Kriterien wurde entschieden, aus welchen Saatgutchargen 
Kontrollproben gezogen werden sollen? 

Wurde dabei ein potentiell erhohtes Kontarninationsrisiko aufgrund der 
Pflanzenart bzw. der Saatgutherkunt? beriicksichtigt? 

Fiir die Kontrolle von Saatgut auf GVO-Anteile sind die Lander zustiindig. Des- 
halb erfolgen auch die Probenahme und Analyse von Saatgut auf GVO-Anteile 
nach Erwagungen der einzelnen Lander. Die Bund-Lander-Arbeitsgemeinschaft 
Gentechnik (LAG) hat einen tIandlungsleitfaden zur harmonisierten experimen- 
tellen Saatgutiiberwachung entwickelt, der sich u. a. mit Probenahmestrategien 
befasst. Der Leitfaden ist auf der Internetseite der LAG (www.lag-gentech- 
nik.de) abrufbar. Uber die Kriterien, nach denen in den einzelnen Landern die m 
beprobenden Saatgutpartien ausgewahlt werden, liegen der Bundesregierung 
keine detaillierten Informationen vor. 

3. Welche Kontrolldichte (Zeitabliufe, Anzahl der Proben) irn Rahrnen der irn 
Frihjahr stattfindenden jahrlichen Saatgutkontrollen der Bundeslander halt 
die Bundesregierung fiir angernessen, urn eine wirksarne Kontrolle des Saat- 
y t e s  zu gewahrleisten und somit Kontarninationen zu verhindern? 

Sind die Saatgutkontrollen der Saatgutanbieter ausreichend, und werden 
diese in jedern Fall nach einern standardisierten Untersuchungsverfahren 
durchgefiihrt? 

Die Saatgutkontrolle obliegt derzustandigkeit der Lander. Die Lander haben sich 
in1 o,  g. Handlungsleitfaden zur harmonisierten experimentellen Saatgutiiber- 
wachung auf GVO-Anteile auf eine generelle Vorgehensweise versttindigt, mit 
der Saatgut auf GVO-Anteile kontrolliert werden kann. Dieser Leitfaden wird er- 
ganzt durch ein Konzept des Unterausschusses Methodenentwicklung zur Unter- 
suchung von Saatgut aufAnteile gentechnisch veranderter Pflanzen, das ebenfalls 
auf der Internetseite der LAG Gentechnik abmfbar ist (www.lag-gentechnik.de). 
Die Bundesregierung erachtet das gewahlte Vorgehen der Lander gmndsatzlich 
f i r  sachgerecht. 

h e r  die Anstrengungen der einzelnen Saatgutanbieter, ihr Saatgut auf GVO- 
Anteile m kontrollieren, liegen der Bundesregierung keine Infomationen vor. 

4. Welche Kennmisse har die Bundesregierung iiber die zeitliche Abfolgc dcr 
Probenahme am 9. Februar 201 0 durch die LandwirtschaRskammer Nicder- 
sachsen und die deutlich verzogerte Information der Offentlichkeit durch 
.das Niedersichsische Ministerium Fiir Urnwelt und Klirnaschutz? 

Wie ist die Informationsriickhaltung durch den beprobten Saatgutbetrieb zu 
erklgren? 

Welche shafrechtlichen Konsequenzen konnen sich aus dieser Verzagerung 
ergeben? 

Die Bundesregierung hat keine weiteren Kenntnisse iiber den Vorgang als die in 
der Anfrage wiedergegebenen Kenntnisse. Die betroffene Saatgutfirma berichtet 
auf ihrer Internetseite, dass es einer Klamng rechtlicher Fragen bedurfte, bevor 
z. B. Kundendaten weitergegeben werden konnten. Es ist Aufgabe der Staatsan- 
waltschaften, eventuelle strafrechtliche Konsequenzen zu priifen. 

5. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung fiber die Qualitit der Probe- 
nahme und -analyse durch das Bundesland Niedersachsen? 

Sind sie entsprechend der iiblichen Standards durchgefiihrt worden? 

1st es fiir die Bewertung ,,positiver Befund" erheblich, ob keirnfihige trans- 
gene Maiskiirner oder lediglich Spuren transgener DNA (z. B. Maisstaub) 
gefunden wurde? 

Welches Referenzrnaterial stand fir die Analyse der Proben zur Vertiigung? 

ijber die Qualitat der Probenahme und Analyse in Niedersachsen hat die Bundes- 
regierung keine Kenntnisse. Allgemein sol1 das Analysenergebnis Aussagen zu 
Anteilen von Maiskornern errnoglichen. Die angewendeten Analyseverfahren 
beruhen auf einem DNA-Nachweis. Dass Proben Staube mit DNA gentechnisch 
veranderter Organismen anhaften konnen, wird bei der Probenaufbereitung, -ana- 
lyse und -auswertung iiblicherweise berucksichtigt. 

6. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber Ort, Zeitpunkt, Quelle 
bzw. Ursache der Kontamination mit NK603? 

. Wie wird sich die Bundesregierung in die Auklarung in Zusamrnenarbeit . 
rnit den Bundeslandem und dem Saatgutproduzenten einbringen'? 

Nach Infomationen der zustiindigen niedersachsischen Landesbehorde ist das 
Herkunfts- bzw. Aufwuchsland des betroffenen Saatguts Ungarn. Uber ~ r t ,  Zeit- 
punkt, Quelle bzw. Ursache des Eintritts der gentechnisch veranderten Mais- 
komer in die betroffenen Saatgutpartien liegen der Bundesregiemng keine 
Kenntnisse vor. Die Saatgutkontrolle und die Ergreihng der erforderlichen Man- 
nahmen fallt in die ausschlieflliche Zustandigkeit der Lander. 

7. Welche Kemtnisse hat die Bundesregierung iiber die Lieferung der konta- 
rninierten Saatguteinheiten an Gronhandler und einen anschlienenden Wei- 
terverkauf! 

Welche Ermittlungen wurden in dieser Richtung untemommen? 

In welche Bundeslander wurde ausgeliefert'? 

An wie viele Landwirtschaftsbetriebe wurde ausgeliefert? 
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Wieviele Hektar wurden mit diesem Maissaatgut bcstellt? 

Wie viele Chargen wurden nicht ausgebracht'? 

Nach den Informationen, die der Bundesregiemng derzeit vorliegen, sind die Er- 
mittlungen der Handelswege sowie der Landwirte, die tatsachlich das betroffene 
Saatgut ausgesat haben, und der Umfang der tatsachlich bestellten Fllchen sei- 
tens der Liinder noch nicht vollstiindig abgeschlossen. Nach derzeitigem Sach- 
stand sind folgende Lander betroffen: Baden-Wiirttemberg (637 Einheiten Saat- 
gut, Flachen werden derzeit ermittelt), Bayem (843 Einheiten, 800 bis 900 ha), 
Brandenburg (89 Einheiten, ca. 90 ha), Hessen (I l Einheiten, 11 ha), Mecklen- 
burg-Vorpommem (54 Einheiten, 54 ha), Niedersachsen (220 Einheiten, 235 ha), 
Rheinland-Pfalz (5 Einheiten, 4 ha). Nach deneitigem Stand wurden von den 
ausgelieferten Einheiten 94 nicht ausgesat. 

8. Welche Kenntnisse hat die Bundesregiemng iiber die Anordnungen der zu- 
stindigen Landeskhorden zum Umgang ]nit den kontaminierten Mais- 
schligen? 

Nach Kenntnis der Bundesregiemng haben alle Liinder, in denen der Anbau von 
Saatgut mil Anteilen des gentechnisch veranderten Mais NK603 bekannt ist, die 
Vernichtung des Pflanzenaufwuchses aufden betroffenen Flachen angeordnet. 

9. Welche Konsequenzcn zieht d ~ e  Bundesregiemng aus dem Vorgehen der 
Rundeslinder In lhnlichen Fillen im Jahr 2009? 

Im Januar 2010 haben sich die f i r  die Saatgutkontrulle zustindigen Lander 
gmndsatzlich auf ein einheitliches Vorgehen bei der Kontrolle und den MaBnah- 
men bei der Feststellung von gv-Vemnreinigungen in Partien von Maissaatgut 
verstandigt. Demnach sollen die Untersuchungen von Saatgut aufgv-Anteile im 
Rahmen der behordlichen Saatgutiibewachung der Liinder einen Stichproben- 
umfang von etwa 10 Prozent umfassen und zeitlich so abgeschlossen werden, 
dass das Inverkehrbringen bnv. die Aussaat positiv getesteter Saatgutpartien ver- 
hindert werden kann. Als spltesterTermin f i r  den Abschluss der Kontrollen wird 
die 12. Kalenderwoche angestrebt. Hiermit sol1 vermieden werden, dass erst 
nachdem es schon in Teilen zur Aussaat von gv-vemnreinigtem Saatgut gekom- 
men ist, eine solche Vemnreinigung festgestellt wird. 

Die Bundesregiemng erachtet das gewahlte Vorgehen der Lander gmndsatzlich 
f i r  sachgerecht, dass durch rechtzeitige Kontrollen verhindert wird, dass es zur 
Aussaatvon mit gv-Anteilen vemnreinigtem Saatgut kommt. 

10. Wie ist entsprechend des GenTG bei einem mit NK603 kontaminienen 
Maisschlag xu verfahren? 

Was ist bei einem Umbmch m beachten? 

Ware eine Verwendungdes Emtegutes in einer Biogasanlage zulissig? 

Welche Pflanzenschutzmittel garantieren die Vemichtung aller gentech- 
nisch verindener Pflanzen auf dern Feld'? 

Wer ist f i r  die Durchwuchskontrolle zustdndig? 

Ej 14 GenTG bzw. die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG regeln, dass das Inver- 
kehrbnngen von genetisch verandertem Saatgut unter Vcrbot mil Genehmi- 
gungsvorbehalt steht. Saatgut, das Vemnreinigungen mit nicht f i r  den Anbau 
zugelassenen GVO enthalt, darf nicht ausgebracht werden. Fir  die herhizidtole- 

rante Maissorte NK603 besteht eine gultige Zulassung als Lehens- und Futter- 
mittel, jedoch keine Zulassung fiir den Anbau. Eine Venvendung von NK603 in 
einer Biogasanlage ware deshalb moglich. 

Es ist davon auszugehen, dass der Mais flachendeckend aufgelaufen ist. Er hat 
deneit eine Wuchshohe von 30 bis 50 cm erreicht. Fur einen wirkungsvollen 
Umbmch bieten sich folgende Altemativen an: . 

1. Abhackseln des Bestandes und anschlienendes Einpflugen der Pflanzenrestc, 

2. Behandlung des Bestandes mit einem nicht selektiven Herbizid und nach Ab- 
sterhen der Maispflanzen Einpflugen der Pflanzenreste. 

Die Maissorte NK603 zahlt zu den gentechnisch veranderten, Glyphosat-toleran- 
ten Sorten. Aufgmnd der gentechnischen Verandemngen komrnen zur Abtotung 
von Maisbestanden Glyphosat-haltige Herbizidedaher nicht in Betracht. Grund- 
satzlich sind zur Bekampfung von Mais die als Gdserherbizide bekannten Mittel 
geeignet, z. B. sblche, die Wirkstoffe aus der chemiichen Klasse der Cyclo- . . 
hexandione enthalten, die das Enzym AcetylCoA-Carboxylase (ACC-ase) in 
rnonokotylen Pflanzen selektiv hemmen (ACC-ase-Hemmer). 

Ein zur Bekhp fung  von Glyphosat-toleranten Maissorten gmndsatzlich geeig- 
netesTotalherbizid sindz. B. Mittel mitdem WirkstoffGlufosinat Der Wirkstoff 
ist nicht selektiv. Alle durch die Behandlung getroffenen griinen Pflanzenteile 
werden geschadigt. 

Die spatere Durchwuchskontrolle obliegt den hierfiir zusandigen Landern. 

I I .  Werden die durch NK603 kontaminienen Flichen im Standortregister auf- 
getiihrt (bine begriinden)? 

Wenn ja, wann erfolgt die Eintragung? 

Wenn nein, wie werden angrenzende Landwinschaflsbetriebe informien? 

Flachen, aufdenen das betroffene Maissaatgut mit GVO-Anteilen ausgesat wor- 
den ist, unterliegen nicht dem Standortregister gernafl 5 16a GenTG. Die Ent- 
scheidung, wie die Landwirtschaftsbetriebe informiert werden, deren Flachen an 
Felder angrenzen, auf denen das betroffene Saatgut mit GVO-Anteilen aus- 
gebracht wurde, obliegt den Landem. Der Bundesregiemng liegen hierzu keine 
Informationen vor. 

12. Welche AnbaumBglichkeiten (Kulturen) haben Landwinschaftsbetriebe 
angesichts des bereits fongeschrittenen lahrcs fir FIachen, die aufgrund 
der Kontamination mil NK603 umgebrochen werden mussten bzw. umge- 
brochen wurden? 

Welche Opportunitritskosten entstehen beim Umbmch pro Hektar? 

Rei vorzeitigem Umbruch von Mais kiinnen gmndsatzliche alle Sommemngen 
nachgebaut werden. Einschrinkend wirkt allerdings, wenn vor dem Umbmch 
bereits ein Herhizideinsatz erfolgt isl. In diesem Falle sind die Nachbauempfeh- 
lungen des Herbizidherstellers zu beachten. In Anbctracht der fortgeschrittenen 
Jahreszeit dfirfte nur noch ein Zwischenfmchtanbau sinnvoll sein, dem im Herbst 
2010 eine friih ausgesate Winterkultur folgen kann. 

Als Wen der Maisflachen bis zum Umbmch konnen die Herstellungskosten an- 
gesetzt werden. Die Herstellungskosten umfassen Saatgut, Dungemittel, Pflan- 
zenschutz, Hagelversicherung, Unterhaltung und Abschreihung der Maschinen 
(variable Kosten). Diese Kosten sind nur betriebsindividuell zu ermitteln. Fur 
eine uberschlagige Kalkulation konnen Standardwerte des KTBL (Kuratorium 
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fur Technik und Rauwesen in der Landwirtschaft) herangezogen werden. Ein 
vom KTRL ennittelter Durchschnittswert f?ir die Herstellungskosten f i r  Mais 
bis zurn Stichtag 30. Juni eines Jahres betragt 535 Euro je ha. Fur den entgange- 
nen Gewinnbeitrag, durch den nicht mehr rnoglichen Verkauf der Kultur, kann 
Ersatzweise der Dcckungsbeitrag (Beitrag zur Deckung der betrieblichen Fest- 
kosten) herangezogen werden. Der vorn KTBL fiir das WJ 2008109 ennittelte 
Standarddeckungsbeitrag betragt fiir Mais 353 Euro je ha. 

Diesen Kosten bzw. Ertragsausfallen steht der Gewinnbeitrag einer neu zu be- 
stellenden Zwischenfrucht entgegen. KTBL gibt den Standarddeckungsbeitrag 
f i r  Zwischenfriichte im WJ 2008109 (Gras, Klee, Luzerne) mit 137 Euro bis 
226 Euro je ha an. 

13. Wie sollte nach Ansicht der Bundesregierung eine Entschadigung der be- 
troffenen Landwirtschaftsbetriebe organisiert werden? 

Wer haftet fiir den Schaden? 

Sieht die Bundesregierung eine Teilschuld beim Bundesland Niedersach- 
sen, weil nicht rechtzeitig vor Aussaat die Probeergebnisse ver6ffentlicht 
wurden (bitte begriinden)? 

Welcher zu entschiidigender Schaden ist insgesarnt entstanden (z. B. Fol- 
geschaden in der nichsten Anbausaison durch Durchwuchsrnais)? 

Grundsatzlich kommen f i r  die betroffenen Landwirte Gewahrleistungsan- 
spriiche aus dem Kaufvertrag in Betracht, da  das gelieferte Saatgut wegen der 
Verunreinigung mit NK603 mit einern Mange1 behafiet war. Die Klarung der 
rnoglichen Entschadigung der betroffenen Landwirtschaftsbetriebe bzw. einer 
eventuellen Teilschuld des Landes Niedersachsen obliegt nicht der Zustandigkeit 
der Bundesregierung. Der Bundesregierung liegen keine Informationen uber die 
Hohe des insgesamt zu entschadigenden Schadens vor. 

14. Welche Konsequenzen und MaBnahrnen wurden aus dern Dialog zwischen 
BMELV und den Bundeslandem zum vorliegenden Kontaminationsfall 
bezogen bzw. abgeleitet? 

Falls in Saatgut Bestandteile von nicht zum Anbau zugelassenen Konstrukten 
festgestellt werden, ist es Sache der herwachungsbehorden der Lander, die im 
Einzelfall geeigneten und rechtlich gebotenen Mdnahmen zu treffen. 

15. Teilt die Bundesregierung die den Vorgang ielativierenden Auffassungen 
des Parlarnentarischen Staatssekretirs bei der Bundesministerin ftir Emah- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Dr. Gerd Miller, wahrend 
der Befragung der Bundesregierung irn Deutschen Bundestag am 9. Juni 
2010 (Bundestagsdrucksache 17/45), in der er auf die Groflenordnung der 
Kontamination mit NK603 hinwies (.,I Kom von 1 000 Komem") sowie 
auf die rnogliche Kontarnination seines Frijhstiicks (,,praktisch kBnnten so- 
wohl Sie als ;uch ich solchen Mais heute friih rnit dern Friihstiicksrniisli 
verzehrt haben")? 

Teilt die Bundesregien~ng in diesem Zusarnrnenhang den Ausspruch des 
Parlamentarischen Staatssekretars ,,Wir sollten die Kirche im Dorf las- 
sen"? 

Rei einer Verunreinigung in Hohe von 0,I Prozent ist die Aussage, dass im 
Durchschnitt ein Kom von 1 000 Maiskornern das Konstrukt NK603 enthalt, zu- 
treffend. Da NK603 eine EU-Zulassung f i r  die Verwendung als Lebens- und 
Futtennittel besitzt, ist es auch ~niiglich, dass Verarbeitungsprodukte aus Mais, 

welche NK603 enthalten, in Friihstiicksrnusli enthalten sein kiinnen, die - sofern 
der Anteil unter 0,9 Prozent betragt und dieser als zufallig und technisch unver- 
meidbar anzusehen ist - auch nicht kennzeichnungspflichtig waren. 

16. Teilt die Bundesregierung die am 10. Juni 2010 im Rahrnen der Landtags- 
sitzung getroffene Aussage der niedersachsischen Ministerin fiir Emah- 
rung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung, Astrid 
Groteliischen, dass die Kontarninationen rnit NK603 keine Auswirkung 
auf Bienen hitten, weil Bienen Mais nicht anfliegen wiirden (bitte begriin- 
den)? 

Die Bundesregierung kommentiert keine Aussagen von Dritten. 

17. Welche Position bezieht die Bundesregierung in der europaischen Debatte 
zur so genannten Nulltoleranz bcirn Saatgut (bitte differenzieren nach 
Kontarninationen rnit zugelassenen und nicht zugelassenen Events)? 

Hilt sie eine Beibehaltung der Nulltoleranz fGr notwendig und praktikabel 
(bitte jeweils begriinden)? 

Die EU-Kommission hat in ihrem im Sornrner 2009 veroffentlichten Bericht 
uber Erfahrungen mit der Koexistenz in der EU erneut aufdie von ihr im Augen- 
blick durchgefiihrte Folgenabschatzung f i r  die Einfiihrung von Kennzeich- 
nungsschwellenwerten f i r  zugelassenes Saatgut hingewiesen. Ein entsprechen- 
der Vorschlag der EU-Kornmission, der  diese Frage aufgreift, steht allerdings 
weiterhin aus. Die Bundesregierung wird ihre Position hierzu festlegen, wenn 
der entsprechende Vorschlag der EU-Kommission vorliegt. 

Fur Verunreinigungen von Saatgut mit nicht in der EU zugelassenen GVO gilt 
die Nulltoleranz. Etwas anderes ist rnit dem EU-Rechtsrahmen nicht vereinbar. 

18. Welche Kontarninationen (Saatgut, Futtermittel, Lebensrnittel) wurden im 
Jahr 2009 in der Europaischen Union (EU) festgestellt, und wie viele Ton- 
nen waren davon jeweils betroffen? 

Aus welchen Lindem stammten kontarninierte Saatgut-IFuttermitteI-1 
Lebensmittellieferungen? 

i jber  das Schnellwamsystem f i r  Lebensrnittel und Futtermittel (SWS, RASFF) 
der Europaischen Union hat die Bundesregierung folgende Kenntnisse uber 
GVO-Anteile in Lebensmitteln und Futtermitteln. Nicht alle Meldungen enthiel- 
ten Angaben zur betroffenen Menge. 

mittel/Futtermittel 
Leinsamen Kanada 

0,04 t Kolumbien, USA 
Papaya 

27,8 t China 
Soja 6 t  Brasilien, USA 

In der EU gelangten folgende Lebensmittel und Futtermittel mit GVO-Anteilen 
auf Grund von Grenzzuriickweisungen nicht auf den Markt. Nicht alle Meldun- 
gen enthielten Angaben zur betroffenen Menge. 
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Hintergrundinformation: Nicht zugelassener 
gentechnisch veranderter Leinsamen 
15. September 2009 

Bei Untersuchungen von Leinsamen (Linum usitatissimum, Flachs) aus dem BackereigroBhandel 
wie auch in Verarbeitungsprodukten wurden Spuren von gentechnischen Veranderungen 
nachgewiesen. Das Chemische und Veterinar-Untersuchungsamt ( C W A )  Freiburg hat seit dem 20. 
August insgesamt 41 Proben abgepackter Leinsamen untersucht und in 16 Proben Anteile von 0,05 
bis 1 Prozent gentechnisch veranderten Leinsamens gefunden. hoben aus okologischem Anbau 
wiesen bisher keine Spuren auf. Die Ergebnisse der Analysen des und der Untersuchungen in 
anderen Bundeslandern geben Anlass zu der Vermutung, dass die Befunde auf eine gentechnisch 
veranderte Leinsarnenlinie ("CDC Triffid", Event FP967) aus Kanada zuriickgehen, die einzige 
bekannte gentechnisch veranderte Leinsamenlinie, die angebaut werden durfte. 

In Kanada ist der Anbau von gentechnisch verandertem Leinsamen der Linie CDC Triffid (seit 
1996) sowie die Verwendung als Lebensmittel und Futtermittel (seit 1998) durch die zustandigen 
nationalen Behorden zugelassen, in den USA seit 1998 (Lebensmittel) 1999 (Anbau). Allerdings 
wnrde nach den vorliegenden Informationen in Kanada die Sorte CDC Triffid im Jahr 2001 aus der 
Sortenliste gestrichen; die gentechnische Zulassung blieb davon unberiihrt. Seitdem wird dieser 
gentechnisch verandene Leinsamen offenbar dort weder wissentlich angebaut noch als Lebensmittel 
oder Futterminel vermarktet. 

CDC Triffid wurde im Crop Development Centre (CDC) der Universitat von Saskatchewan in 
Kanada Ende der achtziger Jahre entwickelt. Mittels Agrobacterium-Transformation wurde Flachs 
gentechnisch so verandert, dass er die Ruckstande im Boden aus Anwendungen einer bestimmten 
Gruppe von Herbizidwirkstoffen (Sulfonylhamstoffen) im Getreideanbau toleriert. Der 
Grundgedanke war, auf diese Weise Landwirten die Moglichkeit zu eroffnen, die in den Prarien 
Kanadas offenbar iiblichen engen Getreidefmchtfolgen durch Flachsanbau auflockem zu konnen. 
Sulfonvlhamstoff-Herbizide werden in Getreide (einkeimblattrid zur Kontrolle von -, 

zweikeimblattrigen Unkrautern eingesetzt. Um den Nachbau von Flachs (zweikeimblattrig) zu 
ermoglichen, wurde ein Acetolactat-Synthase-Gen (01s-Gen, ahas-Gen) in das Flachsgenom 
iibemagen. 

In der Europaischen Union und in Deutschland bestehen derzeit keine Zulassungen fiir gentechnisch 
veranderten Flachs Leinsamen. Gentechnisch veranderte Lebensmittel oder Futtermittel sind semal3 
~ u r o ~ l i s c h e r  Verordnung (EG) Nr. 182912003 zulassungspflichtig. Sie werden nur dann zugeiassen, 
wenn sie einer ausfiihrlichen Sicherheits~riifung durch die Europaische Lebensmittelbehorde unter 
Beteiligung der mstlndigen Behiirden der EU-~i t~ l ieds taa ten  "nterzogen und als gesundheitlich 
unbedenklich bewertet wurden. Fur nicht zugelassene gentechnisch veranderte Lebensmittel und 
Futtermittel gilt in der Europaischen ~ e m e i ~ s c h a f t  eine sogenannte Nulltoleranz, das heist, auch 
geringste Vemnreinigungen mit nicht zugelassenen gentechnisch verandenen Bestandteilen sind 
nicht erlaubt. , 

Das ist mit seinem Referenzlabor in enger Zusammenarbeit mit den amdichen 
Untersuchungslaboratorien der ~undesbnder  und im Verbund der an der Optjmiemng von 
Nachweisverfahren beteiligt. Es etabliert vorhandene Verfahren, um irn Bedarfsfall die amtlichen 
Kontrolllabore zu unterstiitzen und beschaftigt sich aktiv mit der Enwicklung von Methoden, die 
einen hochspezifischen Nachweis des gentechnisch veranderten Leinsamens "CDC Triffid" 
erlauben, der zur Zeit noch nicht verfiigbar ist. 

Leingewachse (Linaceae) und die einzige Leinart, deren Anbau eine wirtschaftliche Bcdeutung hat. 
In der Praxis wird nach der Haupwenuendung in Faserlein und Ollein unterschieden. Die 
fettreichen Samen des Ollein sind ganz oder geschrotet in Backwaren oder in Musli zu finden. Sie 
dienen der Ballaststoffanreicherung und gelten wegen ihres hohen Anteils an Omega-3-Fettsauren 
als gesundheitlich wertvoll. 

Ollein wird hauptsachlich in Nordamerika angebaut. Die jahrlichen Erntemengen schwanken und 
lagen im Hauptanbauland Kanada zwischen 1996 und 2005 zwischen 517.000 und 1.082.000 
Tonnen Leinsamen. Die Weltemte betrug 2006 laut FA0 2.569.793 Tonnen. Die Europaische Union 
importierte im Jahr 2008 etwa 600.000 Tonnen, zu etwa zwei Dritteln aus Kanada. I11 Deutschland 
werden seit Jahren zwischen 3.000 und 3.500 Hektar Ollein als nachwachsender Rohstoff angebaut, 
die Anhauflache fiir Faserlein betrug 2008 in Deutschland 42 Hektar. 

htto:l/www.bvl.bund.de/DWO8 PresselnfotheWOl FuerJournalistenlOl Presse und Hintergn~ndinf 
omationen101 PI und HGIlGV01200912009 09 15 hi evo leinsamen.html:isessionid=AlF1608 
C8CCER6D9F3FB367545475BOC.l cid103?nn=1644534 

Leinsamen (Linum usitatissimum, Flachs) ist eine alte Kulturpflanze, die zur Faser- und zur 
Olgewinnung angebaut wird. Er ist eine Art aus der Ganung Lein (Linum) in der Familie der 



Gentechnisch veranderter Raps: Raps-Saatgut- 
Verunreinigung bei der Deutschen 
Saatveredelung (2007 ) 
In Nordrhein-Westfalen wurden bei der ijberpriifung von Saatgut in1 Zuge der Saatgutanerkennung 
in je einer Partie der Sorten Taurus und Oase geringe Anteile (0,03 Prozent) von gentechnischer 
Veranderung nachgewiesen. Entgegen der Vereinbarung mit der Saatgutwirtschaft war Saatgut der 
betroffenen Partien vor dem Vorliegen der Untersuchungsergebnisse in den Handel gebracht und an 
verschiedene Bundeslander ausgeliefert worden. Die Saatgutfirma wurde umgehend in Kenntnis 
gesetzt und hat Ruckrufaktionen veranlasst. Teilweise war das Saatgut jedoch bereits ausgesat 
worden. 

Von der betroffenen Partie der Sorte Oase waren 301 Einheiten ausgeliefert worden. Von diesen 
Einheiten waren bereits vier in Bayern an vier Betriebe geliefert und auf insgesamt 7,5 Hektar 
ausgesat worden. Die restlichen Einheiten wurden rechtzeitig vor der Aussaat zuriickgezogen. 

Von der betroffenen Partie der Sorte Taurus waren 809 Einheiten ausgeliefert worden. Davon waren 
404 Einheiten auf 67 Betrieben in den Bundeslandern Hessen, Mecklenburg-Vorpornmern, 
Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein auf insgesamt etwa 1300 Hektar 
bereits ausgesat worden. Die restlichen Einheiten konnten rechtzeitig vor der Aussaat 
zuriickgenomrnen werden. In Hessen war auf 38 Hektar in zwei Betrieben, in Mecklenburg- 
Vorpornmem auf etwa 650 Hektar in 17 Betrieben, in Niedersachsen auf 221 Hektar in 28 
Betrieben, im Saarland auf 15 Hektar in einem Betrieb, in Sachsen-Anhalt auf 86 Hektar in fiinf 
Betrieben und in Schleswig-Holstein auf etwa 300 Hektar in 20 Betrieben ausgesat worden. 

In allen Bundeslandern, in denen das betroffene Saatgut bereits auf den Feldern ausgesat worden 
war, ordneten die zustandigen Landesbehorden unverzuglich das Vernichten des Aufwuchses durch 
Umbrechen der Felder oder durch Spritzen eines glyphosathaltigen Herbizides mit anschlieRendem 
Umbrechen der Felder an. Auf den betroffenen Flachen darf in den kommenden ein bis zwei Jahren 
kein Rapsnachbau betrieben und es mussen Nachkontrollen in diesen Jahren durchgefiihrt werden. 

Ausgabejahr 
2007 

Erscheinungsdaturn 
24.10.2007 



Fassung vom 3. Mai 20 1 1 

Verunreinigungen von Maissaatgut mit gentechnisch veranderten Organismen (GVO) 201 1 

Auswertung der Anfrage nach Urnweltinforrnationsgesetz bei den zustandigen Landesbehorden 
bzw. den Daten, die von diesen Landesbehorden bis dato irn Internet veroffentlicht wurden 

In den ubrigen Bundeslandern wurden keine Maissaatgut-Untersuchungen vorgenommen. 

Detailliertere Angaben zu den gefundenen Verunreinigungen siehe folgende Seiten. 

I 

Bundesland 

Baden-Wurttemberg 

Bayern 

Brandenburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpornrnern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Saarland 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 

Thiiringen 

Gesamt 

1 aufgenmdet von 6,95 % 

Anzahl der Proben insgesamt 

100 

76 

31 

26 

15 

60 

16 

4 

45 

9 

35 

41 7 

Bundesland 

Baden-Wurlternberg 

Baden-Wurtternberg 

Baden-Wiirttemberg 

Bayern 

Brandenburg 

Mecklenburg-Vorpornmem 

Niedersachsen 

Niedersachsen 
. 

Niedersachsen 

Niedersachsen 

Anteil der gentechnisch vemnreinigten Proben 

absolut 

3 

6 

1 

0 

1 

6 

4 

0 

3 

5 

0 

29 

Sorte 
Hersteller 

Ambrosini 
Kws 

Ambrosini 
KWS 

Atletico 
Kws 

Antwort lie@ noch 
nicht vor 

Franki CS 
Syngenta 

Delitop 
Syngenta 

Benicia 
Pioneer 

Cassilas 
KWS 

Clarica 
Pioneer 

Clarica 
Pioneer 

prozentual 

3 %  

7,9 % 

3.2 % 

0 % 

6,7 % 

10 % 

25 % 

0 % 

6,7 % 

55,6 % 

0 % 

7,O %' 

Herkunftsland 

Deutschland 

Deutschland 

Deutschland 

Antwort liegt noch 
nicht vor , 

Frankreich 

ChileIKanada 

Ungarn 

~sterreich 

Ungam 

Ungam 

Partiebezeichnung 

DE 080-931 6395 

DE 080-931 6405 

DE 080-931 6364 

Antwort liegt noch 
nicht vor 

D/H 1200/108 W 

F0298W156448DMP 

DIH4620/823W 

D/H3610/020 

D/H4620/364W 

D/H4620/919W 

Gefundene GVO-Maislinie 

MON810 

MON810 

MON810 

Antwort liegt noch nicht vor 

B t l l  

MON810, NK603 

TC1507 

MON810 

T25 - 

GA21 

Maenahmen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vorn 
Markt genommen 

Antwort liegt noch nicht vor 

Antwort liegt noch nicht vor 

Betroffene Saatgutcharge 
wurde vor Aussaat vorn 
MarM genommen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vorn 
Markt genommen 



Bundesland 

Niedersachsen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

Sachsen 

Sachsen 

Sachsen 

Sorte 
Hersteller 

PR37N01 
Pioneer 

PR39T45 
Pioneer 

Delitop 
Syngenta 

Nerissa 

PR34 B3 9-1276 
Pioneer 

Saludo 
KWS 

Anvil 
KWS 

Cassilas 
KWS 

Ricardinio . 
KWS 

MaOnahmen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vom 
Markt genommen 

Gefundene GVO-Maislinie 

MON810 

NK603, MON88017, 
M,ON89034,59122, 
TC1507 - 
591 22 

MON810,59122 

MON810,59122, TC1507 

Herkunftsland 

Ungarn 

Ungarn 

Frankreich, 
Osterreic h, 
Canada, Chile 

Frankreich 

Ungam 

Frankreich, 
Argentinien 

Turkei, Frankreich 

Slowenien 

Frankreich 

Bundesland 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein 

Herkunftsland 

Chile 

Chile 

Chile 

Chile 

Chile 

Sorte 
Hersteller 

Delitop 
Syngenta 

Madi 
Panam France 

Madi 
Panam France 

Mogana 
Panam France 

Mogana 
Panam France 

Partiebezeichnung 

DlH46201688W 

DlH46201782W 

F0298W155343DGP 

F0298W169309DMP 

H-0-09710134 

FO111 W952277 

DE140-204632 

DE140-204536 

DE140-204598 

Partiebezeichnung 

F0389W148781 

DE 
0101 171 22WlSM10C 
MR1281 

DE010117121W 

F1160WB10413P4 

F1160WB10412P4 

Gefundene GVO-Maislinie 

MON810 

MON810 

MON810, NK603 

MON810 

NK603,59122 

MON810 

MON810 

MON810 

MON810, MON88017 

Mafinahmen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vom 
Markt genommen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vom 
Markt genommen 

Betroffene Saatgutchargen 
wurden vor Aussaat vom 
MarM genommen 



Griine Gentechnik: Deutlich 
weniger Freilandversuche in 
Deutschland und Europa 
(01.06.2011) In Deutschland und Europa werden immer weniger 
Freilandversuche mit gentechnisch veranderten Pflanzen durchgefuhrt. 
2011 gingen in der EU nur noch halb so viele Antrage ein wie 2010. Fiir 
Deutschland weist das Standortregister aktuell nur noch 16 
Freilandversuche aus, neun weniger als im Vorjahr. In Frankreich und 
anderen EU-Landern werden inzwischen keine Versuche mit gv- 
Pflanzen mehr durchgefuhrt. 

Das offiziellen Standortregister verzeichnet 
f ir  die derzeitige Anbausaison in 
Deutschland nur noch 16 Standorte mit 
einer Flache von 80.000 Quadratmetern, auf 
denen Versuche rnit gentechnisch 
veriinderten Pflanzen durchgefiihrt werden - 
neun Standorte und 50.000 Quadratmeter 
weniger als im Vo rjahr. 2007 wies das 
Standortregister noch 8 1 Versuchsflachen 

Freisetiungen EU 2008-2011; auf knapp 700.000 Quadratmetem aus. . 

Anzahl der eingegangenen 
Antrage Auch die Zahl der in den EU-Liindern 

eingegangenen Neuantrage fiir - -  - 

Freilandversuche mit geGechnisch 
vertinderten Pflanzen ist stark riicklaufig. 
20 11 sind in der zentralen EU-Datenbank 
nur noch halb so viele Neuantrage 
registriert wie im Vorjahr. Sie sanken von 
109 (2009) iiber 8 1 (20 10) auf nunmehr 42. 
Anders als das deutsche Standortregister 
enthalt die EU-Datenbank keine Angaben 
iiber Standorte und Flachen der tatsachlich 

Freisetzungen Deutschland durchgefiihrten Freilandversuche, sondern 
2005-2011; Anzahl der nur die Zahl der in einem Jahr eingereichten 
Freisetzungsstandorte Antrage. Oft werden Freisetzungen an 
(Standortregister BVL) verschiedenen Standorten in rnehrJ2hrigen 

Wiederholungen beantragt. 

In Deutschland wie in Europa sind es nur 
wenige Pflanzenarten, bei denen 
gentechnisch veriinderte Linien im Freiland 
getestet werden - vor allem Mais, 



Kartoffeln, Zuckeniiben, vereinzelt auch 
Pappeln, Baurnwolle, Gerste oder Weizen. 
Bei den Merkrnalen iibenviegen 
Resistenzen gegen Schadinsekten und 

. verschiedene Herbizidtoleranzen. Nur 
einzelne Freisetzungsversuche lassen 
erkennen, dass sich die Pflanzenforschung 
inzwischen mit weiteren Zielen beschaftigt, 
etwa neuen Resistenzkonzepten gegen 
Pflanzenkrankheiten, Toleranzen gegen 
Diirre und Umweltstress, veriinderten 
Inhaltsstoffen sowie der Nutzung von 

. Pflanzen zur Produktion von 
Pharrnawirkstoffen. 

Die sinkende Zahl von Freilandversuchen deutet darauf kin, dass zwar viele 
Forschungsgruppen an der Entwicklung von Pflanzen mit neuen 
Eigenschaften arbeiten und dabei neben anderen auch gentechnische 
Verfahren nutzen. Doch solche Projekte beschrbken sich meist auf Labor 
und geschlossene Gewachshauser. Viele Wissenschaftler scheuen davor 
zuriick, ihre neuen Konzepte oder Pflanzen-Prototypen unter natiirlichen 
Bedingungen im Freiland zu testen. Nicht nur, dass es vie1 Zeit und Geld 
kostet, bis ein Freisetzungsversuch genehmigt wird. In vielen Liindem gibt 
es eine breite gesellschaftliche Skepsis gegeniiber der Griinen Gentechnik, 
der die Politik durch restriktive Mafinahmen bei Freisetzungsversuchen 
Rechnung tragt. 

In Frankreich, vor Jahren noch an der europaischen Spitze bei den 
Freilandversuchen, wurde 20 1 1. kein neuer Antrag mehr eingereicht. Auch 
fiir andere groBe EU-Lander wie Italien oder GroBbritannien weist die EU- 
Datenbank keine Antrage mehr auf. Zwei Drittel entfallen auf Spanien (24) 
vor Schweden (4), Rumhien und Tschechien Cje 3) und mehreren LSindem, 
darunter auch Deutschland rnit zwei neuen Freisetzungsantragen in 20 11. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

- lnaugenscheinnahme einer Liste gentechnische Veranderungen bei Mais Jahr 201 1, 
einer Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der Partei DIE LlNKE vom 
08.07.1 0, der Hintergrundinformation der BVL vom 15.09.09, der Meldung der BVL zu 
Verunreinigungen von Raps 

- Vernehmung der Zeugen Dr. Buhk und Prof. Dr. Bartsch 

zum Beweis der Tatsache, dass 

in den letzten Jahren anhaltend Schutzguter nach dem Gentechnikgesetz verletzt wurden 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grijnden fijr die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen Bezug zu der angeklagten Tat aufweist. 



Beweisantrag 

1rn Strafverfahren 28 Ns 224Js21043/08(35/11) 

Zum Beweis der Tatsache, da13 

das von GVO-Pflanzen Gefahren ausgehen-welche ein Verbot ihrer Ausbringung 
notwendig macht 

wird beantragt, 

die Anordnung zur zuriicknahme der Inverkehrsgenehrnigung von MON8 10 in Augenschein 
zu nehrnen. Dieser liegt als Anlage bei. 

Begrundung: 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland sieht vom Anbau des Gentechnikkonstruktes 
MON8 10 Gefahren in einer Qualitat und einem Ausmal3 ausgehen das ein moglicher Nutzen im 
Anbau fur die entsprechenden Agrarbetriebe nicht mehr im Verhaltnis zu eben jenen Gefahren steht. 
Aus den gleichen Griinden wurde der Anbau von MON8 10 in den llindern Bulgarien, Frankreich, 
Griechenland, Ungarn, Luxemburg und Osterreich verboten. 
Die Bundesregierung sah es laut der Anordnung als enviesen bzw. die Risiken als zu grol3 an, das 
von dem gentechnisch veriinderten Konstrukt Gefahren fiir die Umwelt 2.B. f i r  Bodenorganismen 
und Wasserorganismen ausgehen. Aufgrund dieser drohenden Gefahren ftir die Umwelt welche von 
einem Anbau des gentechnischen Konstruktes MON8 10 ausgehen wurde der Anbau selbtigen mit 
Anordnung vom 17.4.2009 verboten. 
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Bescheid 

1. Bis zur Entscheidung der Europäischen Kommission oder des Rates der Europäi- 

schen Union nach Artikel 23 in Verbindung mit Artikel 30 Abs. 2 der Richtlinie 

2001118/EG, längstens jedoch bis zur Entscheidung der Europäischen Kommissi- 

on oder des Rates der Europäischen Union nach Artikel 11 in Verbindung mit Ar- 

tikel 8 Abs. 4 oder nach Artikel 23 in Verbindung mit Artikel 20 Abc. 4 der Verord- 

nung (EG) Nr. 182912003, wird gemäß 20 Abs. 2 GenTG und Art. 34 der Ver- 

ordnung (EG) Nr. 182912003 das Ruhen der schriftlichen Zustimmung des Minis- 

ters für Landwirtschafi und Fischerei der Republik Frankreich vom 3. August 1998 

über das Inverkehrbringen von gentechnisch versndertem Mais (Zea mays L. 

T 25 und MON810) (Journal officiel de la Rkpublique Francaise vom 5. August 

1998 S. 11985) angeordnet, soweit durch die Genehmigung der Anbau von Mais 

der Sorte MON810 gestattet wird. 

2. Die sofortige Vollziehung des Bescheides wird angeordnet. 

II. Begründung zu 1. 

Nach 5 20 Abs. 2 des Gentechnikgesetzes kann die zuständige Bundesoberbehörde bis zur 

Entscheidung der Kommission oder des Rates nach Art. 23 in Verbindung mit Art. 30 Abc. 2 

der Richtlinie 20011181EG das Ruhen der Genehmigung ganz oder teilweise anordnen, wenn 

nach Erteilung einer Genehmigung des lnverkehrbringens auf Grund neuer oder zusätzlicher 

DiensIsit7 Eiaunschwelg Abl. Pllanzenschutzm ltcl Dienstsilz Eeri n Releiatsgi. Jnters~hungen 
Eundesallee 50. Geb. 247 Messeweo 11112 MauerstiaBe 3442 Dieoeisaoder Weg I 

Informationen, die Auswirkungen auf die Risikobewertung haben. oder auf Grund einer Neu- 

bewertung der vorliegenden Informationen auf Grundlage neuer oder zusätzlicher wissen- 

schaftlicher Erkenntnisse ein berechtigter Grund zu der Annahme besteht. dass der gen- 

technisch veränderte Organismus eine Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Um- 

welt darstellt. Dieselbe Rechtsfolge ergibt sich auch aus Art. 34 i.V.m. Art. 8 Abs. 5 der Ver- 

ordnung (EG) Nr. 182912003. Die Voraussetzungen dieser Errnächtigungsgrundlagen sind 

hier erfüllt. 

1. Formelle Voraussetzungen: 

Die formellen Voraussetzungen für die Ruhensanordnung nach 20 Abc. 2 GenTG liegen 

vor. Das BVL ist nach 5 20 Abs. 2 GenTG in Verbindung mit 5 31 GenTG die für die Anord- 

nung des Ruhens der Genehmigung zuständige Behörde. 

Von einer vorherigen Anhörung konnte gemäß 5 28 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG abgesehen werden, 

da wegen der unmittelbar bevorstehenden Aussaat eine sofortige Entscheidung im öffentli- 

chen Interesse notwendig ist. Die Aussaat ist wegen der sehr warmen Witterung in der ers- 

ten Hälfte des Monats April in Kürze möglich. Die Aussaat von gentechnisch verändertem 

Mais der Linie MON810 steht daher unmittelbar bevor. Eine Anhörung hätte aber dazu ge- 

führt, dass das Ruhen der Genehmigung nicht mehr vor dem Anbau hätte erklärt werden 

können und damit eine Gefährdung der Umwelt eingetreten wäre. Eine sofortige Entschei- 

dung war daher im öffentlichen Interesse notwendig. 

2. Materielle Voraussetzungen: 

Auch die materiellen Voraussetzungen für eine Ruhensanordnung liegen vor. Gemäß der 

Vorgabe des Fachaufsicht führenden Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz stützt sich die Anordnung auf die nachfolgend aufgeführten Gründe: 

a) Gefahren für die Umwelt 

1. Exvosition: 

Es ist bekannt, dass Bt-Toxin in höhere Trophieebenen gelangen kann (Haarwood et al. 

2005; Zwahlen & Andow 2005; Obrist et al. 2006; Hawood et al. 2007). Bt-Konzentrationen 

in höheren Trophieebenen können gleich oder höher als im Pflanzengewebe sein (z. B. Dut- 

ton et al. 2002 hinsichtlich Tetranychus urficae; Obrist et al. 2006 hinsichtlich Frankiniella fe- 

nuicornis). Obrist et al. (2005) schließen, dass Arthropoden dem Bt-Toxin ausgesetzt sein 

können, wenn sie Tau oder Honigtau von durch Thrips-Kot verunreinigtem Pflanzengewebe 

saugen. In der Summe zeigen die verfügbaren Daten eine Langzeitbelastung mit CrylAb auf 

dem Feld für Nichtzielorganismen verschiedener funktioneller und taxonomischer Gruppen. 
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Durch Pollen wird Cryl Ab-Toxin von MON810-Mais in die umgebende Landschaft eingetra- 

gen (Hofmann 2007), wobei der Polleneintrag wesentlich hoher als angenommen ist. Anders 

als bei Bt-Praparaten scheint Bt-Protein im Pollen durch UV-Strahlung nicht angegriffen zu 

werden. 

Mehrere Studien (Tapp & Stotzky 1998, Crecchio & Stotzky 1998, 2001) zeigen eine hohe 

Persistenz des Bt-Proteins im Boden (mehr als 200 Tage). Untersuchungen zum Abbau des 

Bt-Maises irn Feld unter gernanigten klimatischen Verhaltnissen (Zwahlen et a. 2003) zeigten 

ebenfalls die Persistenz des Bt-Proteins im Boden fiber einen Zeitraum von 200 Tagen. Fur 

Deutschland bzw. Kanada wurden gleichartige Ergebnisse von Baumgarte & Tebbe (2005) 

und Hopkins & Gregorich (2004) prasentiert. Zwahlen et al. (2003) weisen darauf hin, dass 

Pflugen die Abgabe von Bt-Protein verlangsamen kann und dass kein Abbau von Bt-Protein 

wahrend des Winters erfolgt. 

In aquatische ~kosysteme wird Bt durch Oberflachenabflussmaterial von Ackerflachen, 

Detritus und durch Pollenablagerung eingetragen. Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass 

Wasser und Sediment betrachtliche Mengen Bt-Toxin aus dem Anbau von Bt-Mais rnitfuhren 

konnen (Douville et al. 2007; Rosi-Marshall et al. 2007). 

- epiclaische Orqanismen 

In einer Meta-Analyse der verfugbaren Felddaten zu Mais mit dem Bt-Toxin CrylAb hat Mar- 

vier et al. (2007) geschlossen, dass die Auswirkungen des Bt-Maises auf Arthropoden gerin- 

ger sind als Routine-Anwendungen von Insektiziden, aber hdher als nicht genetisch veran- 

de;te Maislinien, die nicht rnit lnsektiziden behandelt wurden. 

- Le~idopteren 

Das CrylAb-Protein hat nicht nur auf den Zielorganismus Osfrinia nubilalis, sondern auf 

weitere Schmetterlingsarten Auswirkungen. Das Bt-Protein wird durch Pollen mehr als 2 km 

in die Umgebung hineingetragen (Hofmann 2007). Maispollen schlagt sich auf den Wirts- 

pflanzen von Schmetterlingen auOerhalb des Feldes nieder. In der Folge konnen Larven, 

wenn sie von den Blattern ihrer Wirtspflanzen fressen, Maispollen aufnehrnen. Dass sich 

Maisanbaugebiete und der Lebensraum von Schmetterlingen und Entwicklungsstadien von 

Schmetterlingen uberlappen, wurde fur Deutschland und ~sterreich gezeigt (Schmitz et a. 

2003; Traxler et al. 2005). Dass Nicht-Ziel-Organismen empfindlich auf Cryl-Toxine reagie- 

ren, wurde fur eine Anzahl von Arten nachgewiesen (Losey et al. 1999; Hansen-Jesse 

Obrycki 2000; Hellmich et al. 2001; Zangerl et al. 2001; Felke et al. 2002; Dively et al. 2004; 

Mattila et al. 2005; Lang & Vojtech 2006). Obwohl MON810-Maispollen einen niedrigen 

CrylAb-Gehalt zu besitzen scheinen, wurden Auswirkungen auf Nicht-Ziel-Organismen 

nachgewiesen (Dively et al. 2004). Des Weiteren haben Untersuchungen der damaligen Bio- 

logischen Bundesanstalt fur Land- und Forstwirtschaft (nunmehr Julius-Kuhn-lnstitut) ge- 

zeigt, dass eine einmalige Aufnahme von 5 bis 10 Pollen-Kornern von genetisch verander- 

tem Mais (Bt176) zu sublethalen Auswirkungen auf empfindliche Lepidopteren-Larven fuhren 

(Felke & Langenbruch 2001, 2003, 2005; Felke et al. 2002). Die Ergebnisse dieser Arbeits- 

gruppe haben auch gezeigt, dass zwei Schmetterlingsarten (Inachis io und Aglais urticae) 

aus Lebensraumen, die Maisfeldern benachbart sind, empfindlich reagieren. Daten zur Emp- 

findlichkeit gegenuber Cryl Ab liegen auch fijr den Europaischen Schwalbenschwanz Papili- 

on machaon vor. Lang & Vojtech (2006) zeigten dessen hohe Empfindlichkeit gegenuber Bt- 

Pollen (Bt176). lhre Ergebnisse zeigten, dass 14 Tage nach Aufnahme von durchschnittlich 

nur 9,9 Pollen 30 % der Larven abstarben. Daruber hinaus waren die LD30lLC50-Werte un- 

gefahr doppelt so hoch wie die LD50lLC50-Werte, und andere fur die Oberlebensfahigkeit 

wichtige Parameter von ausgewachsenen Schmetterlingen wie die Flugelspannweite waren 

beeintrachtigt (Lang & Vojtech 2006). Marvier et al. (2007) zeigte, dass Nicht-Ziel- 

Schrnetterlingsarten durch Cryl Ac-Baumwolle signifikant dezimiert wurden. 

- Coleo~teren 

In einem Laborversuch wurden an Lawen des Zweipunktmarienkafers Adalia bipunctata 

unterschiedliche Konzentrationen (0, 5, 25, 50 pg/ml) von zwei Bt-Toxinen, namlich Cryl Ab 

und Cry3Bb, verfijttert (Schmidt et al. 2009). Bei den Versuchen, auch mit CrylAb, das im 

MON810 enthalten ist, zeigt sich eine signifikant erhohte Sterblichkeit. Die Ergebnisse legen 

nahe, dass die erhdhte Sterblichkeit der Larven direkt durch das aktivierte Bt-Toxin verur- 

sacht wurde. 

- Bodenorqanismen 

Es gibt Hinweise fur Auswirkungen von Bt-Mais auf terrikole, saprophage Dipteren-Larven 

(Buchs et al. 2004). 

- Wasseroraanismen 

Zwei aktuelle Studien weisen auf mogliche Risiken fur aquatische Nicht-Ziel-Organismen hin. 

Rosi-Marshall et al. (2007) wiesen nach, dass beim Anbau von transgenem Mais Kocherflie- 

genlarven Bt ausgesetzt sein konnen. Es wurde auch gezeigt, dass bei Bt-Pollen-Dichten, 

die in der gleichen GroOenordnung lagen wie sie im Feld vorliegen, Kocherfliegenlarven auf 

Cryl Ab empfindlich reagierten (hohere Sterblichkeit und bis zu 50O/0 Iangere Entwicklungs- 

zeiten). Trichoptera (Kocherfliegen), die Teil der meisten aquatischen ~kosysteme sind, 



spielen eine Hauptrolle in aquatischen Nahrungsnetzen und können in den meisten Binnen- 

gewässern gefunden werden. Eine zweite Veröffentlichung neueren Datums zeigt eine mög- 

liche Empfindlichkeit von Daphnia gegenüber Cryl Ab. B ~ h n  et al. (2008) beobachteten eine 

verminderte Überlebensfähigkeit in Verbindung mit einem früheren Beginn der Reproduktion 

in Daphnia magna, wenn diese mit MON810 Maiskörnern, die zu einer Korngröße vermahlen 

wurden, die von Daphnia magna gefiltert werden kann, gefüttert wurden. Nach Ansicht der 

Autoren weist die beobachtete Toxizität eher auf einen toxischen Effekt als auf einen gerin- 

geren Nährwert des MON810-Maises im Vergleich zur isogenen Ausgangslinie hin. 

- Seltene und qefährdete undloder qeschützte Arten und qeschützte Gebiete 

Pollen wird aus Bt-Mais-Fe1der.n in umgebende Gebiete übeflragen. Daten des Pollen- . 
Monitorings deuten darauf hin, dass die durchschnittliche Pollen-Ablagerung in einer Entfer- 

nung von 340 m von Mais-Feldern bei 5 Pollen pro cm2 liegt. Schmetterlingsarten unter- 

scheiden sich in der unterschiedlichen Größe der Blattflächen, die sie fressen. Es wird für 

möglich gehalten, dass die Fläche eine oder zwei Größenordnungen größer ist als ein ein- 

zelner cm2. Weil sublethale Auswirkungen bei Schmetterlingen nach einer einzigen Expositi- 

on von nur 5 Pollen-Körnern beobachtet wurden (Felke et al. 2002; Felke & Langenbruch 

2005; Lang & Vojtech 2006), sind mögliche Auswirkungen des BI-Pollen auf Nicht-Ziel- 

Schmetterlinge in einem Bereich von mehreren hundert Metern Entfernung um Maisfelder zu 

prüfen. Im Zusammenhang mit gefährdeten Arten ist dies besonders wichtig. da ja in den 

reich ~tnikturierten Landschaften Europas landwirtschaftliche Nutzflächen in der Nähe von 

Naturschutzgebieten oder ökologisch sensiblen Gebieten liegen oder Teil davon sind (Lang 

2004). Sieben Prozent der gesamten deutschen Großschmetterlingsarten (97 Arten) kom- 

men nach einer vorläufigen Analyse der Exposition hauptsächlich auf Ackerflächen vor und 

sind potentiell dem Bt-Mais-Pollen ausgesetzt. Schmitz et al. 2003 zeigen in einer Studie, 

dass Ca. 38 % dieser 97 Arten selten oder gefährdet sind. 

b) neue wissenschaftliche lnformationen 

Diese neuen und zusätzlichen Informationen, die Auswirkungen auf die Risikobewertung ha- 

ben bzw. diese Neubewertung der vorliegenden lnformationen auf Grundlage neuer oder zu- 

sätzlicher wissenschaftlicher Erkenntnisse, geben berechtigten Grund zu der Annahme, dass 

der Anbau von MON810 eine Gefahr für die Umwelt darstellt. Daher wird durch diese Anord- 

nung auch nur der Teil der lnverkehrbringensgenehmigung vom 3. August 1998 ruhend ge- 

stellt. der den Anbau einschließlich der Aussaat in die Umwelt betrifft. 

Angesichts dieser Sachlage muss auch nicht abgewartet werden, bis die Risiken, die mit 

dem Anbau von gentechnisch verändertem Mais der Linie MON810 einhergehen können, 

vollständig geklärt sind. Vielmehr ermöglicht das im deutschen (5 1 Nr. 1 GenTG) wie auch 

im europäischen Recht (Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 20011181EG und EWG 3 der Verordnung 

(EG) Nr. 183012003) kodifizierte Vorsorgeprinzip, in Fällen wie diesen vorläufige Maßnah- 

men zum Schutz der Umwelt zu ergreifen. 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes ergibt sich nämlich aus dem 

Vorsorgeprinzip, dass bei Unsicherheiten hinsichtlich des Vorliegens oder des Umfangs von 

Risiken für die menschliche Gesundheit Schutzmaßnahmen getroffen werden können, ohne 

dass abgewartet werden müsste, dass das Bestehen und die Schwere dieser Risiken voll- 

ständig dargelegt werden (Urteil des Gerichtshofes vom 9. September 2003 in der Rechtssa- 

che C-236101 .MonsantoU, Rn. 111 und Urteile vom 5. Mai 1998 in der Rechtssache C- 

157194, National Farmers' Union u. a.,.Slg. 1998, 1-221 l, Randnr. 63, ynd in der Rechtssa- 

che C-180196, Vereinigtes Königreich/Kommission, Slg. 1998, 1-2265, Randnr. 99). 

3. Ermessensausübung 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit kann somit das Ruhen 

der Genehmigung nach 5 20 Abs. 2 GenTG anordnen. Bei der Entscheidung über die Ru- 

hensanordnung kommt dem BVL auf der Rechtsfolgenseite Ermessen zu, das vom BVL 

pflichtgemäß ausgeübt wurde. 

Bei der Ermessensausübung wurde zu Gunsten von Monsanto Europe S.A. berücksichtigt, 

dass Monsanto Europe S.A. in Deutschland vorläufig vorrausichtlich kein MON810-Saatgut 

verkaufen bzw. lizenzieren können und hierdurch wirtschaftliche Ausfälle entstehen werden. 

Ferner können Monsanto Europe S.A. wirtschaftliche Schäden dadurch entstehen, dass 

Landwirte bereits gekauftes Saatgut unter Rückforderung des Kaufpreises zurückgeben. An- 

gesichts der geringen Anbaufläche von MON810 in Deutschland (im Jahre 2008: 3173 ha 

MON810 gegenüber 2,081 Mio ha mit konventionellem Mais, dies entspricht in etwa 0,15 % 

der gesamten Anbaufläche von Mais) sind diese Ausfälle jedoch als gering einzustufen. Für 

das Jahr 2009 wurde durch Landwirte an das vom BVL geführte Standortregister ein beab- 

sichtigter Anbau von MON810 auf einer Fläche von 3596 ha mitgeteilt. Die Erfahrung aus 

den vorangegangenen Jahren hat jedoch gezeigt, dass Ca. ?4 dieser Fläche von den Land- 

wirten tatsächlich gar nicht in Anspruch genommen wird, so dass im Ergebnis für das Jahr 

2009 ein Anbau von Mais der Sorte MON810 auf einer Fläche von Ca. 2700 ha zu erwarten 

gewesen wäre. Der Anbau von MON810 ist in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern 

wie 2.B. den U.S.A. daher nur von marginaler Bedeutung. Die durch das Ruhen der Geneh- 

migung verursachten Nachteile sind daher sowohl finanziell als auch hinsichtlich der Anzahl 

der Betroffenen als gering einzustufen. 
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AuOerdem ist in diesem Zusammenhang zu berucksichtigen, dass Monsanto Europe S.A. 

auch konventionelles Saatgut vertreibt, so dass Monsanto Europe S.A. in vielen Fallen an- 

stelle des gentechnisch veranderten Saatguts nun konventionelles Saatgut wird absetzen 

konnen. 

Ferner sind Landwirte von der Ruhensanordnung betroffen, da sie gegebenenfalls bereits 

gekauftes MON810-Saatgut nicht ausbringen konnen. Auch fur die Landwirte sind die Aus- 

wirkungen wegen der Ausweichmoglichkeit auf konventionelles Saatgut jedoch relativ gering. 

Da noch keine Aussaat erfolgt ist, entstehen allenfalls wirtschaftliche Belastungen in Hohe 

der Erwerbskosten fur konventionelles Saatgut. Der eventuelle finanzielle Mehraufwand fur 

konventionelles Saatgut muss aber wiederum mit den Mehrkosten fur den Erwerb des gen- 

technisch veranderten Saatguts verrechnet werden, so dass ein finanzieller Mehraufwand, 

wenn er vor diesem Hintergrund uberhaupt anfallen sollte, jedenfalls gering sein durfte. 

Den Nachteilen auf Seiten von Monsanto Europe S.A. sowie auf Seiten der betroffenen 

Landwirte stehen jedoch die verfassungsrechtlich durch Art. 20a GG geschutzten Belange 

des Umwelt- und Naturschutzes gegenuber. Es besteht ein berechtigter Grund zu der An- 

nahme, dass durch den weiteren Anbau von MON810 schadliche Auswirkungen der oben 

geschilderten Art eintreten werden. Schaden an einzelnen Komponenten des okologischen 

Gleichgewichts konnen gravierende und irreversible Langzeitfolgen haben. Umweltschaden 

betreffen im Gegensatz zu den Folgen dieser Anordnung die Allgemeinheit und nicht eine 

begrenzte Personengruppe. Daher genieOt auch der Schutz der Umwelt gerade im Gentech- 

nikrecht eine herausragende Stellung (5 1 Nr. 1 GenTG). Auch aus Europarecht (Art. 174 

Abs. 2 EGV) ist in der EG ein hohes Schutzniveau hinsichtlich der Umwelt vorgeschrieben. 

Folgerichtig kann die groOe Bedeutung dieses betroffenen Rechtsgutes den Handlungsspiel- 

raum des BVL einschranken und auch auf Null reduzieren (Gesetzesbegrundung zum 

. GenTG, abgedruckt in: Eberbach/Lange/Ronellenfitsch, GenTR, Band 1, § 20 GenTG, Rn. . 
15). 

Angesichts der im Falle des Anbaus zu befurchtenden Gefahren fur die Umwelt und der im 

Verhaltnis dazu vergleichsweise geringen wirtschaftlichen Beeintrachtigung weniger Betrof- 

fener infolge dieser Anordnung wurde daher nach Abwagung der betroffenen Rechtsguter im 

Ergebnis den verfassungsrechtlich geschutzten Belangen des Umweltschutzes Vorrang ge- 

genuber dem rechtlich geschutzten lnteresse von Monsanto Europe S.A. an dem weiteren 

Vertrieb des Saatgutes zu Anbauzwecken gegeben. 

In diese Abwagung wurden eventuell betroffene Grundrechtspositionen (Art. 12 und 14 GG) 

hinreichend eingestellt. Dabei ist m a r  schon fraglich, ob Monsanto Europe S.A. uberhaupt in 

den Schutzbereich von Art. 12 GG fallt, da es sich um einen auslandischen Konzern handelt 

und der Bescheid- keinerlei berufsregelnde Tendenz besitzt. 

BVerfGE 97,228 (254); BVerfGE 98,218 (258). 

Dies kann aber dahinstehen, da es sich in keinem Fall um eine Beschrankung der Berufs- 

wahl handelt und damit die hier angestellten vernunftigen Erwagungen des Allgemeinwohls, 

namlich des Umweltschutzes, die MaOnahme rechtfertigen ausreichen. 

Auch eine Verletzung von Art. 14 GG, auch im Hinblick auf einen eingerichteten und ausge- 

iibten Gewerbebetrieb, liegt nicht vor. lnhalt und.Schranken des Eigentums werden durch die 

Gesetze bestimmt. 5 20 Abs. 2 GenTG erlaubt hier eine Beschrankung aus Grunden des 

Schutzes der Umwelt und der Gesundheit. Diese Moglichkeit bestand auch schon bei Ge- 

nehmigungserteilung. Der Schutz und die Bedeutung des Eigentums wurden ebenfalls be- 

achtet. Dieser Schutz hat aber angesichts des starken Sozialbezuges und der drohenden 

moglichen Schaden hinter das Allgemeininteresse am Umweltschutz zuruckzutreten. 

Die Anordnung ist auch verhaltnismaOig. Ein milderes Mittel als die Anordnung des Ruhens 

der Genehmigung kommt nicht in Betracht, um sicherzustellen, dass Mais der Linie MON810 

nicht in die Umwelt gelangt. Dies ist jedoch erforderlich, um potentielle Gefahren fijr die Um- 

welt im Falle des Anbaus von gentechnisch verandertem Mais der Linie MON810 abgewen- 

det werden. 

Auch ein Bestandsschutz steht der Anordnung des' Ruhens der Genehmigung nicht entge- 

gen, da die Moglichkeit einer solchen Anordnung schon im Zeitpunkt der Genehmigungser- 

teilung bestand, vgl. 5 20 Abs. 2 des Gentechnikgesetzes i.d.F. der Bekanntmachung vom 

16. Dezember 1993 (BGBI. I S. 2066), geand. durch Gesetz vom 24. Juni 1994 (BGBI. I S. 

141 6). 

Die Anordnung hat vorlaufigen Charakter. Eine endgultige Entscheidung kann nur im Verfah- 

ren gemaO Art. 23 in Verbindung mit Art. 30 Abs. 2 der Richtlinie 2001/18/EG erfolgen. 

111. Begrundung zu 2. 

GemaO § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wird die sofortige Vollzie- 

hung des Bescheides angeordnet. Diese Anordnung wird wie folgt begrundet: 

Aufgrund der oben dargelegten drohenden Gefahren fur die Umwelt infolge des Anbaus von 

Mais der Linie MON810 besteht ein besonderes offentliches lnteresse an der sofortigen Voll- 

ziehung. Es besteht die Gefahr, dass durch den weiteren Anbau von MON810 schadliche 

Auswirkungen der oben geschilderten Art eintreten werden. Schaden an einzelnen Kompo- 

nenten des okologischen Gleichgewichts konnen gravierende und irreversible Langzeitfolgen 

haben. Wegen der sehr warmen Witterung in der ersten Halfte des Monats April steht die 

Aussaat von gentechnisch verandertem Mais der Linie MON810 unmittelbar bevor. Urn si- 

cherzustellen, dass Mais der Linie MON810 nicht in die Umwelt gelangt, muss diese Anord- 
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nung daher unrnittelbar Wirkung entfalten. Hinzu kornmt, dass das BVL gernaO Art. 4 Abs. 1 

der Richtlinie 2001/18/EG dazu verpflichtet ist, alle geeigneten MaOnahmen zu treffen, damit 

das lnverkehrbringen von GVO keine schadlichen Auswirkungen auf die rnenschliche Ge- 

sundheit und die Urnwelt hat. Dern gegenijber stehen mogliche finanzielle Verluste fur Mon- 

santo S.A. Europe und Landwirle, die aber begrenzt und ternporar sind. Vor diesern Hinter- 

grund hat das lnteresse des Betroffenen am Bestehen der aufschiebenden Wirkung hier 

ausnahmsweise bis zur Entscheidung der Europaischen Kornrnission oder des Rates der Eu- 

ropaischen Union zuruckzutreten. 

IV. Kostenentscheidung 

Die Kostenentscheidung ergeht gesondert. 

V. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Ver- 

waltungsgericht Braunschweig, Am Wendentor 7, 38100 Braunschweig schriftlich oder zur 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle erhoben werden. 

Die Klage muss den KIBger, den Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen. Sie sol1 

einen bestirnmten Antrag enthalten, die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweis- 

rnittel sollen angegeben werden. 

Braunschweig, den 17. April 2009 

Bundesamt fur Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

Dr. Helmut Tschiersky-Schoneburg 

Prasident 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

- lnaugenscheinnahme einer Zurucknahme der lnverkehrsgenehmigung von MON810 

zum Beweis der Tatsache, dass 

von GVO-Pflanzen Gefahren ausgehen, welche ein Verbot ihrer Ausbringung notwendig 
macht, 

als unbegriindet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen Bezug zu der angeklagten Tat aufweist. 

A 



Beweisantrag ,.- 
1 ' 

Zum Beweis der Tatsache, dass , !- - 9 

I .  

die im BVL in Fragen der Gentechnik entscheidungs- und unterschriftenleistenden 
Beamten (Dr. Buhk und Bartsch) uneingeschrankt die Gentechnik befurworten, 

i 
-d 

alle abstimmenden Mitglieder der ZKBS die Gentechnik ~nein~eschrank-, 
befuworten, 
Alle entscheidungsberechtigten Mitglieder der GMO Arbeitsgruppe bei der EFSA die 
Gentechnik uneingeschrankt befurworten, 
Alle ander Erforschung der Grundlagen zu den gesetzlichen Regelungen wie 
Abstandsgrdnen und Grenzwerte leitend arbeitenden Mitarbeiterlnnen staatlicher 
Institute (vTI, JKI) die Gentechnik uneingeschrankt befurworten, 
Die unter 1-4 genannten Personen in verschiedenen Zusammenschlussen vertreten sind, 
die sich der Forderung der Agro-Gentechnik verschrieben haben, 

wird beantragt (Beweismittel): 

zu 1-5 Herrn Christoph Then (zu laden uber die Firma TestBioTech Munchen) 

zu 1 Herrn Andreas Bauer (zu laden uber das Umweltinstitut Munchen) zu laden und 

den Beitrag des BR zu ,,Monsanto in deutschen Behbrden" in der Sendung ,,Unser Land" 
uber das BVL in Augenschein zu nehmen. 

Bedeutung 
Der Beweisantrag ist auch deshalb von Bedeutung, weil er ein erhebliches demokratisches 
Defizit aufzeigt. Die Macht der in Seilschaften eingebundenen Staatsapparate ist so hoch, dass 
eine das grundgesetzliche ,,Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus" eher als ,,... geht der 
Bevolkerung aus" umzuwerten ware. 
Denn: 78 bis 90 Prozent der Bevolkerung lehnen Gentechnik in der Landwirtschaft und in 
Lebensmitteln ab. Doch, wie der Beweisantrag zeigen wird, 100 Prozent aller relevanten 
Entscheidungstragerlnnen in zustandigen Abteilungen von Ministerien, Kontroll- und 
iJbewachungsbehorden, Geldvergabestellen und beratenden Expertlnnenkommissionen sind 
Befurworterlnnen der Gentechnik. 

100 Prozent Gentechnikbefiirworter im GMO-Panel der EFSA 
Im Juni 2009 wurden vier neue Mitglieder aus Deutschland ernannt. Die Ernennung macht 
deutlich, wie die Seilschaften funktionieren. Obwohl 78 Prozent der Bevolkerung gegen die Agro- 
Gentechnik sind, wurden ausschliel3lich Befurworterlnnen zur EFSA entstand: 

Christoph Tebbe, Versuchsleiter beim Braunschweiger Freisetzungsfeld mit gv-Mais 
Detlev Bartsch, vielfach mit Gentechnikanwenderlnnen, Konzernen und Lobbyverbgnden 
verflochtener Vize-Chef des BVL, mehrere Werbeauftritte fur Gentechnik auf Messen und 
in Filmen 
Gerhard Flachowsky, Leiter eines lnstituts im FLI und Autor mehrerer Pro- 
Gentechnikartikel u.a. im marktradikalen Blatt NOVO 
Annette Poting vom BfR, auch bisher schon beim Durchwinken von Genversuchen 
beteiligt 

Einseitige Genehmigungsbehorde auf nationaler Ebene (BVL) 
Bislang hat das BVL alle, ausnahmslos alle Antrage auf gentechnische Nutzungen genehmigt. 
Und es ist auch noch stolz darauf: "Wir haben bislang keinen Antrag abgelehnt", klopft sich BVL- 
Chef Grugel selbst auf die Schultern und gibt dann den Tipp, dass "sich die Forschungsarbeiten 
auf einige besonders gut geeignete Standorte konzentrierten und die Freisetzungen dort 
professionell betreut werden kdnnten. Das wurde auch Konflikte mit Gentechnik-Gegnern 



minimieren." Eine Verbraucherschutzbehorde, die sich Gedanken macht, wie sie 
Genversuchsfelder besser vor den Verbrauchern schutzen kann ... 
Ausgerechnet diese Behorde verweigerte dann auch noch mehrfach die Akteneinsicht nach dem 
Umweltinformationsgesetz - trat also Verbraucherrechte mit den Funen. Etliche Beamte stellten 
sich in internen Schreiben uneingeschrankt hinter die antragstellenden Konzerne und 
Forschungseinrichtungen, manche traten sogar in Werbefilmen genau der Firmen auf, deren 
Antrage sie an anderen Arbeitstagen ohne die notwendigen umfangreichen Prilfungen 
durchwinkten. Die wichtigsten Entscheidungstrager der Gentechnikabteilungen sind eingebunden 
in ein enges Geflecht von Lobbyorganisationen und Konzernen. Kontroll- und 
Genehmigungsbehorden, Geldgeber, Forschung und Firmen sind uber die Jahre zu einem Filz 
verschlungen, der sie als Einheit erscheinen Iasst. 

In Seilschaften verbandelte iJberwachungsbehorden 
Auch die direkt mit der Uberwachung von Genfeldern befassten Behorden haben mehr lnteresse 
an der Durchfuhrung der Gentechnik als an der ijberwachung derselben -was aber eigentlich 
ihre Aufgabe ware. So war Thomas Leimbach, der langjahrige Chef des 
Landesverwaltungsamtes von Sachsen-Anhalt, welches auch fur das gv-Weizenfeld von 
Gatersleben zustandig war, Grllndungsvorsitzender des Lobbyverbandes InnoPlanta und 
bezeichnet sich heute noch als ,,Vater" dieser ldee (Rede InnoPlanta-Forum am 6.9.2010). 
Das beweist einerseits, dass die fachlich zustandigen Behorden ihren Aufgaben nicht 
nachkommen und rechtliche Schritte anderer zu verhindern versuchen. Andererseits zeigt es 
dadurch, dass es keine erfolgversprechenden Moglichkeiten des Handelns gegen Felder mit 
GVO gibt auner der direkten Aktion. 

Bedeutung fur diesen Prozess: 
Die zu beweisende Tatsache ist fur den laufenden Prozess aus von Bedeutung, weil sie zeigt, 
dass es keine staatlichen Stellen gibt, die eine unabhangige Uberwachung und Kontrolle der 
Gentechnik gewahrleisten konnen. Das BVL hat den Versuch genehmigt, das 
Landesvetwaltungsamt hatte ihn uberwachen sollen und aus der EFSA sind Stellungnahmen und 
Positionen in das Genehmigungsverfahren eingeflossen. 

Beweismittel: 
Vernehmung der neu benannten deutschen Vertreterlnnen im GMO Panel bei der 
europaischen Lebensmittelbehdrde EFSA: Prof. Christoph Tebbe, Prof. Detlev Bartsch, 
Annette Poting und Prof. Gerhard Flachowsky 
Vernehmung der leitenden Mitarbeiter des BLV, Dr. Buhk (inzwischen im BMELV) und 
Bartsch 
Vernehmung des ehemaligen Prasidenten des Landesve~laltungsamtes Sachsen- 
Anhalt, Thomas Leimbach 
Vernehmung der Sachverstandigen Christoph Then und Antje Lorch (Autorlnnen der 
Studie "Kontrolle oder Kollaboration?") 
Herbeiziehung und lnaugenscheinnahme der Reportsendung vom 28.2.2005 (Produktion 
des SWR) sowie des Beitrags "Monsanto in deutschen Behorden (Bayrischer Rundfunk") 
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Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag dewlngeklagten PratZ 
AU - auf Vernehmung -Zeugen: Christoph Then, Andreas Bauer, 
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- und lnaugenscheinnahme des Beitrags des BR ,,Monsato in deutschen Behorden" in 
der Sendung ,,Unser Land" sowie der Reportsendung vom 28.02.2005, 

zum Beweis der Tatsache, dass 

die im BVL in Fragen der Gentechnik entscheidungsbefugten Beamten Dr. Buhk und 
Bartsch, die entscheidungsbefugten Mitglieder der GMO-Arbeitsgruppe bei der EFSA, alle an 
der Erforschung der Grundlagen zu den gesetzlichen Regelungen beteiligten Mitarbeiter 
staatlicher lnstitutionen die Gentechnik uneingeschrankt befurworten und in verschiedenen 
Zusammenschlussen vertreten sind, die sich der Forderung der Agro-Gentechnik 
verschrieben haben, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Griinden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist. lnsbesondere wurden sich, 
auch im Falle des Erwiesenseins der Beweistatsache, hieraus keine Anhaltspunkte fijr eine 
Nichtigkeit des Genehmigungsbescheides gem. § 44 VwVfG ergeben. 



Beweisantrag 

Im Strafverfahren 28 Ns 224Js21043/08(35/11) 

Zum Beweis der Tatsache, daJ3 

die Zerstorung des Versuches mit gentechnischen Weizen auf dern Gelande des IPK- 
Gatersleben am 21. April 2008 den Erfolg hatte die Verantwortlichen des IPK-Gatersleben 
davon abzubringen weitere Freisetzungsversuche auf dern dern Institutsgelande-auf 
welchem sich auch die Genbank befindet- durchzufiihren, 

beantrage ich 

den Direktor des IPK-Gatersleben Herrn Andreas Graner als Zeugen zu laden und zu 
vernehmen. Zu laden ist Herr Graner uber das Leibniz-Institut fur Pflanzengenetik und 
Kulturpflanzenforschung, Corrensstralje 3, 06466 Gatersleben 

hilfsweise wird beantragt 

den Artikel von H e m  Hilmar Schrnund vom 29.1 1.20 10 erschienen in der Zeitschrift ,,DER 
SPIEGEL" Ausgabe 481201 0 mit der ~berschrift ,,Museum der Todgeweihten" und 
den Artikel ,,Moderne Pflanzenzucht in erster Freilandausstellung" vom 09.09.09 erschienen 
in der ,,Mitteldeutschen Zeitung" 
in Augenschein zu nehmen. Diese liegen als Anlagen bei. 

Regrundung: 

Die Freisetzung durch gentechnisch verhderte Pflanzen auf dern Geliinde des IPKs stellen eine 
Gefardung der gleichen Kulturpflanzenarten dar welche in der Genbank auf dern selben Gelhde 
vermehrt werden. Bei den zerstorten gvpflanzen handelte es sich urn Weizen durch welchen die 
uber 28.000 ~'eizenerhaltungsorten, wie auch die mehreren hundert Kreutbaren Arten wie z.b. 
Aegilops speltoides und andere durch eine gentechnische Verunreinigung unrnittelbar bedroht 
waren. 
Das die erfolgte Zerstorung die verantwortlichen dazu bewog auf Freisetzung gentechnisch 
veranderter Organismen auf dern Gelbde des IPKs in Zukunft zu verzichten wird aus dern 
zwischen IPK-Gatersleben und der Biotechfarm uplingen im September 2009 geschlossenen 
Kooperationsvertrag deutlich. ~ b e r  diesen ist vereinbart, das in gatersleben ansassigen 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen die Flachen und weitere Dienstleistungen in uplingen 
fur Freisetzungen mit GVOs nutzen werden. 
Institutsleiter Graner lielj sich in dern benannten Artikel im Spiegel mit folgenden Worten zitieren: 
,,Man werde in Zukunft wohl auf Freisetzungsversuche in der N&e der Genbank verzichten." 

Die Feldbefreiung zeigte offensichtlich ihren Erfolg in dem Urndenken der IPK-Verantwortlichen. 



- 
Moderne Pflanzenzucht in erster 
Freilandausstellung 
Erstellt 09.09.09. 16:37h. aktualisiert 09.09.09. 20:15h 

Freude nach der Vertragsuntel-zeichnung. (FOTO: MZ) 

GATERSLEBEN~LINGEN. Der Standort der Pflanzenbiotechnologie in Gatersleben arbeitet in Zukunft 
enger rnit dem Schaugarten uplingen zusammen. Die Marketinginitiative "Green Gate Gatersleben" 
und die BioTech-Farm GmbH haben im Rahmen der Veranstaltung "Griine Biotechnologie - 
Deutschland am Scheideweg?" des Vereins InnoPlanta eine Kooperationsvereinbarung fur eine 
intensivere Zusammenarbeit beschlossen. 

"Wir wollen die Kompetenzen biindeln und einen starkeren Austausch im Bereich der 
Dienstleistungen, vorhandenen Infrastrukturen und der Aus- und Weiterbildung fijrdern", erklart Dr. 
Jens Lerchl, Sprecher der Marketinginitiative das gemeinsame Engagement fiir den 
Pflanzenbiotechnologie-Standort in Sachsen-Anhalt. Green-Gate-Gatersleben, kurz GGG, ist eine 
Initiative aller am Standort in Gatersleben ansassigen Firmen und Einrichtungen, um den Standort 
besser zu vermarkten. Im Detail geht es darum, die vorhandene Infrastruktur wie Buros und Labore 
am Standort durch die BioTech-Farm und andere Einrichtungen zu nutzen. 

Die BioTech-Farm bietet den ortsansassigen Unternehmen und Forschungseinrichtungen Flachen 
und weitere Dienstleistungen fur wissenschaftliche Feldversuche in Uplingen an. "Unser 
Unternehmen unterhalt in Uplingen rnit dem Schaugarten die europaweit erste Freilandausstellung. 
Mit der Kooperation bieten wir den Mitgliedern der Marketinginitiative an, ihre Produkte der 
modernen Pflanzenzucht dort der Offentlichkeit zu prasentieren", erganzt Kerstin Schmidt, 
Geschaftsfuhrerin von BioTech-Farm. "Der Pflanzenbiotechnologie weht in Deutschland ein 
scharfer Wind entgegen", kornrnentiert Dr. Jens Katzek, Geschaftsfiihrer der BIO Mitteldeutschland 
GmbH und GGG-Mitglied. "Umso wichtiger, dass sich die einzelnen Akteure starker 
zusammenschliel3en und sich gegenseitig unterstutzen. 

Die Kombination der Standorte Gatersleben und uplingen bedeutet, dass man - einmalig in 
Deutschland - von der Forschung und Entwicklung bis hin zur Produktion und dem Prasentieren der 
Produkte die gesamte Warenkette der Pflanzenbiotechnologie in Sachsen-Anhalt abbilden kann." 
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DER SPIEGEL 4812010 

ARTENVIELFALT 

Museum der Todgeweihten 
Von Schmundt, Hilmar 

Die Genbank in Gatersleben gehort zu den grol3ten und angesehensten der Welt. Doch durch 
einen umstrittenen Freisetzungsversuch ist sie ins Kreuzfeuer der Kritik geraten. 

Punktlich ab zehn Uhr morgens wird das Drama aufgefuhrt. Es handelt von der Bedrohung der 
Menschheit - oder von Hausfriedensbruch und Sachbeschadigung, je.nachdem wen man fragt. 

Die Darsteller frosteln, Schnee liegt auf dem Dach des Amtsgerichts Aschersleben, einer Kleinstadt 
am Nordostrand des Harzes. Links tanzen ein Dutzend Demonstranten, sie trommeln auf 
Milchkannchen und halten Plakate: "Schutz des Genschatzes vor Kontamination", "80 Prozent der 
Bevolkerung lehnt Gentechnik ab". In einem geflochtenen Korb liegen selbstgebackene 
Weizenbrote. 

Rechts steht die Gegendemonstration, organisiert von einem Gentechnik-Lobbyverein. Missmutig 
machen sie Demo-Dienst nach Vorschrift. Sie sind wahrend ihrer Arbeitszeit abgestellt, um Contra 
zu geben: "Feldzerstorer raus" steht auf ihren Plakaten und "Griine Vernunft gegen Feldzerstorung". 

All das mag wie eine Provinzposse erscheinen, und doch geht es auch urn die Zukunft einer grol3en 
deutschen Forschungseinrichtung: des Leibniz-Instituts fur Pflanzengenetik und 
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben, 13 Kilometer vom Amtsgericht entfernt. 

Gewachshauser, flache Bauten - von aul3en wirkt das IPK nichtssagend wie eine Gartnerei. Und 
doch lagern hier viele Jahrtausende Ziichtungsgeschichte. 

"Das hier zum Beispiel ist ~irnitrovka 5-2, eine Weizensorte aus Bulgarien", sagt Andreas Borner, 
Leiter der AG Ressourcengenetik. Sein Atem dampft unter seinem Schnauzer hervor, es ist 15 Grad 
Celsius unter null hier im Kuhllager. Borner, ein Mann Anfang fiinfzig, zieht eine Art Einweckglas 
mit Kornern aus einem riesigen Rollschrank. Rund 27 000 Weizenmuster lagem in der Genbank, 
viele von ihnen bedroht, weil sich ihr Anbau wirtschaftlich nicht lohnt. 

Die Todgeweihten kommen aus den entlegensten Regionen der Welt, besonders aus dem 
Fruchtbaren Halbmond, wo der Mensch einst begann, aus Wildgrasem.Getreide zu ziichten. Hinzu 
komrnen weitere 120 000 Muster anderer Arten, von Kiirbis bis Minze. 

Die Genbank des IPK ist eine Bibliothek des Lebens, Femleihe inklusive. Rund 20 000 Proben 
werden pro Jahr an Ziichter in aller Welt verschickt: Manche der Pflanzen sind besser gefeit gegen 
Pilzbefall oder KBfer, andere gegen Diirre. 

Dicht iiber Pulte gebeugt sitzen die Biothekare und sortieren Samen mit der Pinzette, so wie es einst 
der Monch Gregor Mendel tat, als er mit seiner Erbsenzahlerei die Grundlage der Genetik legte. 

Es herrschen penible Reinheitsvorschriften, denn viele der Proben entlialten weniger als 50 
Kornchen, ein falsches konnte theoretisch reichen, die Ernte einer ganzen Region zu verandern. 

Die Fachleute nennen sich "Kuratoren". Doch anders als bei den Kollegen im Museum, hiiten sie 
Exponate, die leben. Im Kuhlraum bleibt ein Weizenkorn rund 50 Jahre lang keimfahig, dann muss 
es erneut ausgesat werden. 

Im Sommer wogt deshalb draul3en ein Schachbrettrnuster aus Parzellen, klein wie Stranddecken, auf 



denen die unterschiedlichsten Pflanzen aufgefrischt werden, viele tausend pro Jahr. Hin und wieder 
kommt es zur ungewollten Bestaubung verschiedener Sorten untereinander, das ist unvermeidbar. 
Daher wird nach der Ernte per Hand wieder Korn fur Kom inspiziert, ob es dern Original auch 
gleicht. 

Uber 1400 Saatgutbanken gibt es weltweit, sie sind sozusagen die Museen der Sortenvielfalt auf 
dern Acker. Denn mit dern Einzug von Landmaschinen, Dunger und Monokulturen wurden viele 
alte "Landsorten" unprofitabel. Heute deckt die Menschheit allein mit Reis, Mais und Weizen 50 
Prozent ihres Kalorienbedarfs. 

Rund 75 Prozent der landwirtschaftlichen Pflanzenvielfalt ist im 20. Jahrhundert verlorengegangen, 
mahnt die Uno-Landwirtschaftsorganisation FAO. Und viele Genbanken sind stark unterfinanziert, 
sogar die Wawilow-Genbank in St. Petersburg, eine der altesten und grollten der Welt. 

Im Vergleich steht das IPK gut da, es bekornmt von Bund und Liindern eine Grundfinanzierung von 
rund 25 Millionen Euro pro Jahr, hinzu kommen Drittrnittel in Hohe von 10 Millionen. Dennoch hat 
das IPK ein Imageproblem: AuRerhalb der Fachwelt ist es kaum bekannt, im Gegensatz zu 
Projekten wie dern "Global Seed Vault" auf Spitzbergen, wo Millionen Samen aus aller Welt im 
Permafrost lagern. Andreas Graner, der Leiter des IPK, agert sich iiber die "Spitzbergen- 
Propaganda": "Das ist doch nicht einmal eine richtige Genbank, sondern eine Art Sicherheitskopie. 
Die Arbeit machen wir, den Ruhm bekommen die." 

Um kiinftig mehr Anerkennungauf sich zu ziehen, trat man um die Jahrtausendwende die Flucht 
nach vorn an: Kunftig, so beschloss die IPK-Leitung, solle die Einrichtung nicht mehr nur Altes 
bewahren, sondern verstarkt Neues schaffen. Das Institut investierte in griine Gentechnik und 
siedelte private Zuchtungsfirmen an. 

"Wir brauchen eine zweite Griine Revolution", sagt Graner. Er hat sich zum Ziel gesetzt, den 
Genschatz von Gatersleben ,zu heben und einzelne Eigenschaften aus alten Sorten durch Gentransfer 
in neue Hochleistungssorten einzukreuzen, zum Beispiel die Widerstandsfahigkeit gegen Pilzbefall 
oder Diirre. 

Die groBen Versprechen der griinen Gentechnik allerdings wurden bislang nicht erfullt, selbst der 
beriihmte "Goldene Reis", der durch das Einfiigen von Genen in das Erbgut des Reises 
Mangelernahrungen lindem soll, ist noch immer nicht auf dern Markt. 

Zudem drohte die Neuausrichtung des IPK in Widerspruch zur Kernaufgabe der Genbank zu 
geraten: das Saatkulturerbe der Menschheit zu uberliefern. Genau darum ging es im Strafprozess in 
der vergangenen Woche. 

Denn ihren genmanipulierten Winterweizen pflanzte das IPK rund 500 Meter entfernt von den 
Vermehrungsfeldern der Genbank an - obwohl die Genehmigungsbehorde, das Bundesamt fur 
Verbraucherschutz und Lebensrnittelsicherheit, eine grollere raumliche Trennung anmahnte. Denn, 
so die Sorge der Priifer, besteht nicht die Gefahr, dass sich durch Pollenflug neueingesetzte Gene 
auch in einer alten Sorte verbreitet? 

So kam es zur Kollision mit den in Deutschland gutorganisierten Gentechnik-Gegnem: Im April 
2008 zerhackten sechs Aktivisten symbolisch ein paar genmanipulierte Weizenpflanzchen auf dern 
Gaterslebener Acker. Dann lieRen sie sich widerstandslos abfiihren. 

Das IPK forderte Schadensersatz von mehr als 200 000 Euro. Den Zerstorern des Gentech-Weizens 
war das nur recht: Sie nennen sich "Feldbefreier", der Gerichtssaal ist ihre Buhne. 

Jeder Prozesstag machte sie bekamter, das ZDF brachte sogar eine halbstiindige Homestory iiber ' 

die Angeklagte Lea Hinze, die als Backerin in einer Wohngemeinschaft auf einem idyllischen 
Schloss lebt. 

Im Gerichtssaal warnten die Feldzerstorer vor einer Zukunft, in der Gentech-Saatgut Mensch und 
Natur schadigen werde. Dass dafur jeder wissenschaftliche Beleg fehlt, tat der Wirkung wenig 
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Abbruch. Vergebens versuchte das IPK, den Schreckensvisionen sein internationales Renommee / t 

entgegenzusetzen. 

Zeitgleich mit dem Prozess fand die 10. Gaterslebener Forschungskonferenz statt. Aus aller Welt 
waren Forscher angereist und diskutierten etwa dariiber, warum der Weizen funfmal so viele Gen- 
Buchstaben im Erbgut tragt wie der Mensch. 

In diese Tagung platzte die Nachricht von einer doppelten juristischen Niederlage fur die griine 
Gentechnik: Das Land Sachsen-Anhalt hatte in Karlsruhe gegen das Gentechnik-Gesetz geklagt. 
Unter anderem ging es um das Standortregister, in dem jeder Gentechriik-Versuch verzeichnet 
werden muss. Aus Angst vor Feldzerstorungen wollte das Land erreichen, dass der genaue Standort 
von Gentechnik-Versuchen geheim bleiben darf. Doch der Normenkontrollantrag wurde vom 
Bundesverfassungsgericht abgeschmettert. 

Genusslich zitierten die Verteidiger der "Feldbefreier" in Aschersleben aus diesem Urteil. Ein 
Angeklagter verteilte Weizenahren im Gerichtssaal. Ein anderer berief sich darauf, dass niemand in 
Gottes Natur eingreifen durfe: "Es gibt einen Richter uber allen Richtern." Zum Schluss sprach Lea 
Hinze unter Tranen uber ihre Angst, dass ihr Sohn dereinst unter der Gentechnik leiden konnte. 

Am Mittwochabend schliel3lich verlas die Richterin ein Urteil, so milde, dass es fast an Freispruch 
grenzt: maximal 30 Tagessatze 21 20 Euro pro Angeklagten. Die Staatsanwaltschaft durfte Berufung 
einlegen - und damit den Aktivisten eine neue Biihne bieten. 

Und was hat das IPK aus dem Debakel gelemt? Man werde in Zukunft wohl auf , 

Freisetzungsversuche in der Nahe der Genbank verzichten, sagt Institutsleiter Graner. Auch wenn 
eine kilometerweite 'Trennung eigentlich unsinnig sei. 

Da trifft es sich gut, dass gerade ein blitzneues Gewachshaus fertig wird, um Testpflanzen 
genauestens zu beobachten: Nicht die Gartner bewegen sich durch die Topfreihen, sondem die 
Testpflanzchen rollen auf 400 Schlitten wie von Geisterhand durch die Halle, um vollautomatisch 
gegossen, gedungt und fotografiert zu werden. Diese Phanotypisierungsanlage sol1 helfen, w e r ~ o l l e  
Merkrnale in den hier gelagerten Sorten aufzuspuren, vie1 praziser, als es auf einem Feld mijglich 
ist. 

Der Neubau ist ein Anzeichen dafur, dass man sich am IPK wieder starker der Hauptaufgabe 
zuwendet: dem Schutz des Genschatzes von Gatersleben. 

Nachts leuchtet das Gewachshaus intensiv gelb - beinahe so futuristisch wie das Saatgutlager im 
fernen Spitzbergen. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten auf 

- Vernehmung des Zeugen Graner und 
- lnaugenscheinnahme von Artikel DER SPIEGEL vom 29.11 .I 0 und Mitteldeutsche 

Zeitung vom 09.09.09 

zum Beweis der Tatsache, dass 

die Feldzerstijrung durch die Angeklagten den Erfolg hatte, die Verantwortlichen des IPK 
davon abzubringen weitere Freisetzungsversuche durchzufuhren, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist und auch im Falle ihres 
Erwiesenseins die Entscheidung nicht zu beeinflussen vermag. 



Beweisantrag 
in1 Strafverfahren 

. 1 

4 L, f, 

Zum Beweis der Tatsache, das / " I C ,  

L, die anhaltenden Feldbefreiungen, d.h. die Unschadlichrnachung von auf ~ c k e r n  ausgebrachten 
GVOs durch offentliche wie verdeckte Aktionen wesentlich dazu beitrugen, das in der BRD 
stetig weniger GVOs in Form von Freisetzungsversuchen und Kornrnerziell angebaut werden, 
Feldbefreiungen daher als Mittel der Gefahrenabwendung geeignet sind, 

wird beantragt, 

den Appell des Bund Deutscher Pflanzenziichter (BDP) an die Bundesregierung, 
sowie 
die am 01.06.20 11 im Netz erschienene Pressemitteilung von Transgen 
und 
die BDP Nachrichten Ausgabe 312008, 5.7 in Augenschein zu nehmen 

Begriindung 
Seit einigen Jahren nirnrnt die Zahl der Feldbefreiungen, d.h. die Zerstorung von GVO-Anbau, zu. Der 
BDP schreibt in einem Appell an die Bundesregiemng: "Allein in 2009 wurde nahezu die Halfte aller 
Freisetzungsversuche zerstort." Und fiihrt weiter aus: "Als dramatische Folge der Zerstorungen hat 
sich sowohl die Zahl der angemeldeten Freisetzungsversuche, als auch die Zahl der Standorte, an 
denen die Versuche durchgefuhrt wurden, halbiert", da es den Gentechnikbetreibern trotz zum Teil 
erheblichen finanziellen Einsatzes fiir Bewachungsmal3namen nicht moglich ist einen ungestorten 
Anbau mit GVOs sicherzustellen. (Quelle: Appell des Bund deutscher Pfianzenzuchter (BDP) an die 
Bundesregierung aus dem Jahr 2009) In den BDP Nachr~chten Ausgabe 312008. 5.7 wird wie folgend 
ausgefijhrt: ,,diverse Hochschulen haben sich dem Druck der Aktivisten bereits im Vorfeld gebeugt und 
Versuche abgesagt." 
In der Pressemitteilung der Pro-Gentechnik-Netzseite ,,Transgen.deU vom 1.6.2011 ist nachzulesen, das 
der Anbau, von GVOs in der BRD kontinuierlich zuruck gegangen ist und in diesem Jahr mit nur 16 
GVO-Freisetzungen auf einem historischen Tiefstand liegt. Transgen schreibt dazu: ,,In Deutschland 
und Europa werden immer weniger Freilandversuche mit gentechnisch veranderten Pflanzen 
durchgefuhrt. 201 1 gingen in der EU nur noch halb so viele Antrage ein wie 201 0. Fur Deutschland 
weist das Standortregister aktuell nur noch 16 Freilandversuche aus, neun weniger als im Vorjahr." 



- Fakten & Zahlen - 

Beispiele fur Abwanderung biotechnologischer Forschung ins Ausland 

Aufgrund schlechter Rahmenbedingungen beabsichtigen einzelne Fraunhofer Institute Freilandversuche 
mit gentechnisch veranderten Pflanzen nicht mehr in Deutschland und Europa durchzufiihren. 
Die Norddeutsche Pflanzenzucht (NPZ) hat 2003 in Kanada eine eigene Forschungstochter gegrijndet, 
die erfolgreich Sorten fur den amerikanischen Markt zuchtet. 
Die Deutsche Saatveredlung (DSV) fuhrt die Entwicklung gentechnisch veranderter Pflanzen nur noch in 
Kanada durch. 
Bayer Cropscience verlagert seine biotechnologische Forschung komplett von Potsdam nach Gent. 
BASF hat angekundigt, keine neuen gentechnisch veranderten Produkte mehr ausschliet3lich fur den 
europaischen Markt zu entwickeln. 
Die Universitat Hannover fuhrt Freilandversuche mit gentechnisch veranderten Erbsen an der North 
Dakota State University durch. 

Zerstorung eines Maisfreisetzungs- Zerstorung eines Freisetzungs- Zerstorung eines Freisetzungs- 
versuches Niedersachsen 2009 versuches mit Weizen in Mecklenburg- versuches mit Kartoffeln in Rheinland- 

Vorpommern 2009 Pfalz 2008 
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Feldzerstorungen 2001 - 2009 Entwicklung von Freilandversuchen mit gv-Pflanzen 2007 - 
,,VerhindertU wurden Versuche, die aufgrund von 2009 (Quelle BVL) 
Feldbesetzungen bzw. politischer Blockade nicht 
stattfinden konnten. (Quelle: BDP) 

Ansprechpartnerin: Kerstin Monch 
Bundesverband Deutscher Pflanzenzuchter e.V. 

Kaufmannstr. 71 - 73,531 15 Bonn 
Tel. 02 2819 85 81 -30, Fax -1 9 
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Potenziale gentechnisch veranderter Pflanzen bestatigt 
Seit Beginn der 80er Jahre werden offentliche Projekte zur Biosicherheitsforschung 
durchgefuhrt. Bis heute wurden 300 Vorhaben mit mehr als 100 Millionen Euro gefordert. Die 
Ausschreibung und Vergabe der Fordermittel erfolgt dabei unabhangig, objektiv und nach 
wissenschaftlichen Kriterien, die Ergebnisse werden in international anerkannten 
Wissenschaftsjournalen publiziert. Bei keinem der Projekte wurden negative Auswirkungen 
der transgenen Pflanzen nachgewiesen. Vielmehr konnte gezeigt werden, dass aus Sicht der 
Umwelt- und Lebensmittelsicherheit gentechnisch veranderte ' Pflanzen haufig besser 
abschneiden als konventionelle oder biologisch produzierte Produkte. Zudem konnen nur mit 
Freilandversuchen die Fragen beantwortet werden, ob gentechnisch veranderte Pflanzen 
geeignet sind, den globalen Herausforderungen wie Kiimawandel und Ernahrungssicherung 
zu begegnen. 

Wissenschaftler und deren Arbeit werden verunglimpft 
Gentechnikgegner geben sich schon lange nicht mehr mit der Leugnung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zur Sicherheit gentechnisch veranderter Pflanzen zufrieden. Um mehr 
Aufmerksamkeit zu erlangen, verleumden sie Wissenschaftler nicht nur in ihrem 
personlichen Umfeld, sondern prangern ihre wissenschaftliche Arbeit offentlich als nicht 
neutral an. Eine Unterstijtzung der Wissenschaftler durch die Politik findet dabei kaum statt. 

Deutschland sol1 auch in Zukunft als Spitzenstandort fur 
Forschung und Innovation erhalten bleiben! 

Deutsche Wissenschaftler haben dazu beigetragen, dass Deutschland weltweit als Standort 
fur Spitzenforschung betrachtet und geschatzt wird. Diese Einschatzung wird fur den Bereich 
der Grunen Gentechnik durch die aktuellen Entwicklungen jedoch massiv negativ 
beeinf lusst. 

Wir sehen in diesem Forschungsgebiet fur den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort 
Deutschland erhebliche Potenziale und wollen auch weiterhin eine an der Praxis orientierte 
Forschung betreiben. Urn auch in Zukunft Freilandversuche erfoigreich durchfuhren und 
abschlieOen zu konnen, benotigen wir erhebliche Verbesserungen der Rahmenbedingungen 
und fordern: 

5 Konsequente strafrechtliche Verfolgung von Feldzerstorern! 

5 Anpassung des offentlichen Standortregisters, um sicherzustellen, dass 
Freisetzungsversuche nicht zerstort werden! 

5 Anerkennung wissenschaftlicher Kompetenz! 

Berucksichtigung wissenschaftlich bestatigter Ergebnisse bei 
politischer Entscheidungsfindung ! 

Begleitende KommunikationsmaOnahmen verstarken, um eine 
wissenschaftsorientierte Gesellschaftsdebatte zu ermoglichen! 

* Alle Einrichtungen, die in Deutschland Freilandversuche rnit gentechnisch verandeden Pflanzen 
durchfuhren finden sich beim Bundesverband Deutscher Pflanzenziichter e.V. in einem 
lnformationskreis zusammen. Dieser biefef den Versuchsanstellern eine Plattform, sich rnit anderen 
Betreibern von Freisetzungsversuchen auszutauschen. Das Ziel des Gremiums ist es, der steigenden 
Zahl von Feldzerstorungen; der die Versuchsansteller zunehmend hilflos gegenuber stehen, in 
angemessener Weise zu begegnen. 



Freilandversuche mit gentechnisch veranderten Pflanzen sind unerlasslich, um den 
Erkenntnisgewinn in der Pflanzenforschung voranzutreiben. 

Freilandversuche: 
n liefern wichtige Erkenntnisse uber die lnteraktionen der Pflanzen mit naturlichen 

Klima- und Bodenbedingungen. 
n generieren notwendige Daten fur eine umfassende Sicherheitsbewertung der 

Pf lanzen. 
n sind fester Bestandteil im Genehmigungsverfahren. 
n unterliegen einer gesonderten Genehmigung und durfen erst nach ausfuhrlichen 

Prufungen im Labor und Gewachshaus durchgefuhrt werden. 

Kurz: Kontrollierte Freilandversuche sind die Basis fur eine wissenschaftliche Bewertung von 
Pflanzen in der Umwelt und liefern wichtige Erkenntnisse fur eine vorurteilsfreie und fundierte 
Sicherheitsbewertung gentechnisch veranderter Pflanzen. Nur rnit Freilandversuchen kann 
beantwortet werden, ob solche Pflanzen geeignet sind, den globalen Herausforderungen wie 
Klimawandel und Ernahrungssicherung zu begegnen. 

Zerstorung und Behinderung von Freilandversuchen gefahrden den 
lnnovationsstandort Deutschland! 

Wir betrachten mit zunehmender Sorge negative Auswirkungen auf die Anlage und Durch- 
fuhrung von Freilandversuchen. Grunde fur diese Sorge sind vor allem: 

Feldzerstorungen nehmen in Anzahl und Qualitat stetig zu 
Seit Jahren ist eine Radikalisierung der Bewegung von Gentechnikgegnern zu beobachten. 
Mit rechtswidrigen Feldbesetzungen und Feldzerstorungen versuchen sie, die Technologie in 
Forschung und Anwendung zu blockieren. Damit verhindern sie vor allem Erkenntnisgewinn 
uber die Sicherheit gentechnisch veranderter Pflanzen. Allein in 2009 wurde nahezu die 
Halfte aller Freisetzungsversuche zerstort. 

Feldzerstorungen wirkeri sich negativ auf das lnnovationsklima Deutschlands aus 
Als dramatische Folge der Zerstorungen hat sich sowohl die Zahl der angemeldeten Frei- 
setzungsversuche, als auch die Zahl der Standorte, an denen die Versuche durchgefuhrt 
wurden, halbiert. Das ist ein fatales Signal fur den Wissenschaftsstandort Deutschland, 
dessen Ergebnisse zur Sicherheitsforschung bislang international Beachtung gefunden 
haben. 

Kosten und Risiko fiir die Durchfiihrung von Freilandversuchen steigen 
Dem stetig steigenden Risiko, von Versuchsabbriichen durch Feldzerstorungen kann nur rnit 
hohem finanziellem Einsatz fur BewachungsmaBnahmen begegnet werden - ohne dass dies 
eine Garantie fur einen erfolgreichen Versuchsverlauf und -abschluss ware. 

Spitzenforschung wandert ins forschungsfreundlichere Ausland ab 
Als Reaktion auf die technologiefeindliche Entwicklung in Deutschland und Europa haben 
namhafte Forschungsinstitutionen und Pflanzenzuchter ihre Forschungs- und Zuchtungs- 
aktivitaten bereits komplett ins Ausland verlagert bzw. angekundigt, diese in Zukunft nicht 
mehr am europaischen Markt auszurichten. Nicht nur renommierte Wissenschaftler, auch der 
wissenschaftliche Nachw~lchs verlagert seine Aktivitaten ins Ausland, da in Deutschland die 
Vergabe von Forschungsprojekten an Diplomanden und Doktoranden immer starker rnit dem 
Risiko verbunden ist, dass Projekte aufgrund von Zerstorungen nicht abgeschlossen und 
Daten nicht ausgewertet werden konnen. 



,,Durch Freilandversuche mit gentechnisch veranderten Pflanzen 
leisten wir einen wesentlichen Beitrag zur Erforschung und Entwicklung 

gesunder und umweltvertraglicher Produkte." 

Die deutschen Versuchsansteller * 
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Beweisantrage zum Umgang mit Sicherheitsvorschriften I . . I  
-2 

bei deutschen gv-Getreidefeldern , 
1 

.-.% d-" 

1- 

Vorbemerkung: Der Feldbefreiung am Gaterslebener Weizenfeld ging e ine&mme Phase eines 
intensiven, in den von den lnhaberlnnen des staatlichen Gewaltmonopols (die gleichzeitig die 
Fordererlnnen der Agro-Gentechnik gegen den Willen der uberwaltigenden Mehrheit der 
Bevolkerung sind) vorgegebenen Bahnen politischen Protestes voraus. Diese blieben 
wirkungslos. 
Zudem konnte der Umgang mit Sicherheitsbestimmungen an ahnlichen Feldern beobachtet 
werden. Von Bedeutung ist hier vor allem das Feld mit gv-Gerste der Universitat Gief3en. Gerste 
ist vom Ausbreitungsverhalten sehr ahnlich dem Weizen. Die Genehmigungsbehorde BVL hat fur 
beide Felder ahnliche Sicherheitsauflagen erlassen. Etliche davon wurden in Gie13en nicht 
eingehalten. Diese Verstof3e wurden vom BVL immer toleriert oder explizit sogar befuwortet, d. h. 
die oberste Behorde erlief3 Sicherheitsauflagen, deren Einhaltung sie gleichzeitig unwichtig fand. 
Hier fuhrte sich der Rechtsstaat selbst ad absurdum 
Es ist fur die Beurteilung der Feldbefreiung am Genweizenfeld daher von Bedeutung, uber diese 
Vorgange Beweis zu erheben. Sie schaffen den Hintergrund fur Motivlage, Schuldfrage und 
Rechtfertigung der Feldbefreiung von 2008 am Gaterslebener Feld. 
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Beweisantrag 1 zum VerstoB gegen Sicherheitsauflagen 
und die Folgen am GieBener Gengerstenfeld 

Zu beweisende Tatsaehe: 

Der ungesicherte Massendurchwuchs von gentechnisch veranderter Gerste fie1 erst bei einer 
Begehung des Gelandes durch die Ubenvachungsbehorde auf. 

Begrundung: 
Es ist schon schlimm genug, dass die Versuchsleitung fachlich zu unqualifiziert war, um die 
Gefahr eines Durchwuchses, d.h. des Keimens untergepfugter Korner, richtig abzuschatzen. 
Dass es aber wochenlang nicht auffiel, dass die Gerste wieder neu auflief, zeigt auch, dass die 
Universitat ihrer Pflicht zur standigen Kontrolle nicht nachkam. Hier wurde also eine Gefahr 
erzeugt und dann der weiterer Verlauf nicht kontrolliert. Das alles widerspricht den 
Sicherheitsauflagen. Der Durchwuchs der Gerste wurde nur bemerkt, weil die 
Uberwachungsbehorde eine Begehung ansetzte und dort die auflaufende Saat bemerkte. 

Bedeutung fur diesen Prozess 
Die zu beweisende Tatsache ist fur den laufenden Prozess von Bedeutung, weil die 
Beweiserhebung zeigen wird, dass durch die Art der Durchfijhrung des Versuches mit der 
gentechnisch veranderten Gerste eine noch uber das genehmigte Ma13 hinausgehende Gefahr 
ausging. Verursacht wurde und wird diese durch die unsachgemal3e1 fahrlassige und 
rechtswidrige Durchfuhrung des Versuches, bei dem Sicherheitsauflagen nicht beachtet werden. 
Die Nichteinhaltung der Sicherheitsauflagen war kein Versehen, sondern bewusste Handlung 
einer skrupellosen Versuchsleitung. Sie war zudem der Uberwachungsbehorde bekannt, so dass 
festzustellen ist, dass es eine Beseitigung der Gefahr von Seiten der dafur zustandigen Betreiber 
und Behorden nicht erfolgte. 



Der Vorgang zeigte, dass weder von deutschen Wissenschaftlerlnnen noch von den staatlichen 
Behorden ein rechtmafiiger und sachlicher Umgang mit Risiken zu erwarten war und ist. 

Beweismittel: 
~Herbeiziehung der Behordenunterlagen des Regierungsprasidiums Giefien und 
Verlesung aller Vermerke zum Gerstendurchwuchs nach der Ernte 2006 
~Vernehmung des zustandigen Sachbearbeiters beim RP Giefien 

Beweisantrag 2 zum VerstoR gegen Sicherheitsauflagen 
und die Folgen am GieRener Gengerstenfeld 

Zu beweisende Tatsache: 

Die Sicherheitsauflage eines wirksamen Mauseschutzes rund um das Gengerstefeld wurde in 
allen Anbaujahren durch die Universitat Gienen nicht beachtet. 

Begrundung: 
Dass Vogel und Kleinsauger eine Gefahrdung darstellen, wurde im Antragsverfahren von 2005 
durch die Stadt Giefien im Anhorungsverfahren erkannt und eingewandt. Daraufhin forderte das 
BVL im Auflagenbescheid einen Mauseschutzzaun. Dieser wurde von der Uni jedoch nicht 
angebracht. Der tatsachlich um die Flache gezogene Zaun diente eher der Abwehr von 
Menschen als dem Schutz der Umwelt. Jedenfalls war der Zaun fur Mause passierbar. Dieses fie1 
der iJberwachungsbehorde auf und sie monierte das gegenuber dem Versuchsdurchfuhrenden. 
Dessen Reaktion spricht fiir sich: Ein Mauseschutz sei zwar vorgeschrieben, aber uberflussig, 
weil sowieso unwirksam. Zitat: "Grundsatzlich muss angemerkt werden, dass auch ein Zaun mit 
geringerer Maschenweite kein Abhalten von Mausen garantieren konnte, da Mause auch solche 
Zaune entlang der Befestigungspfahle uberwinden konnten. ... Die ausfuhrende Stelle (Institut fur 
Phytopathologie und Zoologie, IPAZ) ...) sieht folglich die Mafinahmen entsprechend den 
Nebenbestimmungen des BLV ... als erfullt an." 
Diese seltsame Logik offenbar das Risikobewusstsein der Versuchsbetreiber. Skrupellos wird 
hier geforscht - weder interessieren die Risiken fur Mensch und Umwelt noch die Auflagen des 
BVL. Dass hier ganz bewusst eine Auflage des BVL nicht eingehalten wurde und dass sogar 
noch als vollig korrekt verstanden wurde, zeigt, dass das Personal dieses Versuches fur diese 
Aufgabe nicht geeignet ist. Problematisch ist allerdings auch die Rolle des BVL, das offensichtlich 
selbst kein lnteresse daran zeigt, dass die von ihm gemachten Auflagen auch eingehalten 
werden. Jedenfalls ist auffallig, dass auch der nun vorliegende Antrag wiederum keinerlei 
Vorschlage oder Verfahrensweisen zu diesen Fragen beinhaltet. Hier zeigt sich, was in der 
Agrogentechnik seit Jahren (z.B. im Umgang mit Bienen) der Normalfall ist: Risiken und 
Nebenwirkungen, die sich nicht vermeiden lassen, werden einfach gar nicht erortert. Die Macht 
des Faktischen regiert uber einq qualifiziertes Genehmigungsverfahren. 

Bedeutung fiir den Prozess 

Beim gv-Weizen in Gatersleben stand ein vergleichbarer Schutzzaun 



Beweismittel: 
Herbeiziehung des Genehmigungsbescheides zum Gerstenversuch und Verlesung 
der Passagen zur Sicherheitsauflage Mauseschutz 
Herbeiziehung der Behordenunterlagen des Regierungsprasidiums GieBen und 
Verlesung des Berichtsprotokolls zum Mauseschutz 
Vernehmung des zustandigen Sachbearbeiters beim RP GieBen 
Vernehmung des Versuchsleiters und des Beauftragten fur Biologische Sicherheit bei 
der Uni GieBen 
lnaugenscheinnahme der aktuellen Weizenfelder und der dortigen 
Mauseschutzvorrichtungen am Standort Thulendorf (Versuchsgarten des 
AgroBioTechnikums) und am Standort Ausleben (Schaugarten uplingen) 
Vernehmung der mit der Versuchsdurchfuhrung beauftragten Geschaftsfuhrerin der 
Firma biovativ (Sitz: Gron Lusewitz) 
lnaugenscheinnahme eines Fotos vom Mauseschutzzaun am Standort ijplingen 
(Aufnahme am 7.6.201 1, in klein siehe unten) 

Beweisantrag 3 zum VerstoR gegen Sicherheitsauflagen 
und die Folgen am GieRener Gengerstenfeld 

Zu beweisende Tatsache: 

Im Jahr 2006 kam es nach der Ernte zu einem ungesicherten Massendurchwuchs von 
gentechnisch veranderter Gerste. 

Begrundung: 
Nach dem vorzeitigen Abbruch des Freisetzungsversuchs im Sornmer 2006 entschied die 
Versuchsleitung, die noch unreifen Ahren entgegen den Sicherheitsauflagen einfach 
unterzupflugen. Sie ging davon aus, dass die Korner noch nicht keimfghig waren. Dieses envies 
sich als folgenschwerer Irrtum. Es kam zu einer - zunachst nicht bemerkten - Massenkeimung 



gentechnisch veranderter Gerste ohne die dafur vorgeschriebene Absicherung gegeniiber 
Frenfeinden und Verschleppung. 

-\ f 
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Beweismittel: 
eHerbeiziehung der Behdrdenunterlagen des Regierungsprasidiums GieBen und 
Verlesung aller Vermerke zum Gerstendurchwuchs nach der Ernte 2006 
~Vernehmung des zustandigen Sachbearbeiters beim RP GieBen 
evernehmung des Versuchsleiters, des Beauftragten fur Biologische Sicherheit bei der 
Uni GieBen und der mit der Nachkontrolle beauftragten Mitarbeiterlnnen 

n "a- 
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Beweisantrag 4 zum VerstoR gegen 
Sicherheitsauflagen und die Folgen am GieRener 
Gengerstenfeld 

Zu beweisende Tatsache: 
Im Jahr 2009 wurde neben dem angemeldeten Gengerstefeld ohne Genehmigung ein zweites 
Feld mit transgener Gerste angelegt. 

Begrundung: 
Das Feld war ein Versuchsfeld der Universitat GieBen mit gentechnisch veranderter Gerste und 
stellt die Fortfuhrung bzw. Wiederholung des GieBener Feldversuchs dar, der von 2006 bis 2008 
weitgehend erfolglos verlief. Fijr ein Feld von 9,6 qm GroBe lag seit dem 4. Mai 2009 eine 
Genehmigung des Bundesamtes fur Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (Az. 6781-01- 
0200). Trotz erheblicher Bedenken von rund 1400 Einwenderlnnen vor allem gegen die 
Versuchsleitung und die mit der Durchfuhrung vor Ort beauftragte Firma wegen mehrerer 
Verstone gegen das Gentechnikgesetz in den Jahren davor hatte die Bundesbehorde die 
Genehmigung erteilt und eine sofortige Vollziehung verhangt, um Anwohnerlnnen, betroffenen 
Landwirtlnnen usw. die Moglichkeit zu nehmen, Bedenken auch wirksam einzubringen. 
Noch am selben Tag (4.5.2009) wurde der Versuch in das Standortregister eingetragen, so dass 
aber dem dritten Tag nach der Genehmigung eine Aussaat rechtlich maglich war. Dieses 
geschah auch (genauer Tag unbekannt). 

Einer Anderungsmitteilung im Standortregister zufolge wurde dieses Feld jedoch kurze Zeit 
spater durch Fremdeinwirkung so stark beschadigt, dass eine Neuaussaat notwendig wurde. Ca. 
Mitte Mai gelang Unbekannten das Kunststuck, mehrere der Versuchsfelder zu beschadigen 
(durch Gesprache vor Ort bestatigt). Das Gerstenfeld erwischte es voll. Doch die Zerstorung 
wurde zunachst geheimgehalten. Trotz der fortgeschrittenen und fur einen wissenschaftlichen 
Versuch ohnehin fragwurdigen Zeit erfolgte stattdessen einfach eine Neuaussaat. Im 
Standortregister blieb der bisherige Eintrag unverandert enthalten plus dem Hinweis auf eine 
Neuaussaat. Die GroBe des im Standortregisters angegebenen Feldes betrug 9,6 qm. Es war nur 
ein Feld angemeldet, genehmigt und im Standortregister eingetragen. 

Wie eine lnaugenscheinnahme vor Ort ergab, erfolgte die Neuaussaat aber nicht auf der gle~chen 
Flache, sondern neben dem beschadigten Feld. Das beschadigte Feld wurde nicht entfernt, ,84P' 
sondern auch dort wuchs die (offensichtlich arg gerupfte) gentechnisch veranderte Gerste weiter , P 
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Damit standen seit ca. 19. Mai zwei Versuchsfelder mit gentechnisch veranderter Gerste auf dem 
eingezaunten Gelande der Firma biovativ. Da nur eines genehmigt und im Standortregister 
eingetragen war, wurde folglich eines der beiden ohne Genehmigung angelegt - was den 
Straftatbestand des 5j 39, Abs. 2 des Gentechnikgesetzes erfullt, der da lautet: ,,Mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 1 .ohne Genehmigung nach fj 14 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 gentechnisch veranderte Organismen freisetzt". 

Am 20. Juni 2009 stellte Unterzeichner Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft Rostock (mit 
Kopie an Polizeistation Sanitz, Amtsvewaltung Carbak und andere). Diese Strafanzeige erst 
fuhrte zu panikartigem Handeln bei den Versuchsbetreibern und -durchfuhrenden. Am Montag 
oder Dienstag danach wurde das erste Gengerstenfeld rnit einem Herbizid totgespritzt. Zu 
diesem Zeitpunkt standen also ca. einen Monat lang zwei Gengerstenfelder auf der Flache. 
Anzeigen und Hinweise an die Polizei und an die Landes-iJbewachungsbehorde zeigten 
keinerlei Wirkung! 

Die Geschaftsfiihrerin der mit der Versuchsdurchfuhrung beauftragten Firma biovativ, Kerstin 
Schmidt, zeigte gegenuber der Presse uberhaupt kein Einsehen, sondern versuchte ihr Handeln 
mit Lugen (!) zu vertuschen. Bericht in der Ostseezeitung vom 23.6.2009: 

Der Saasener Umweltaktivist Jorg Bergstedf hat am Sonnabend Strafanzeige wegen 
Verstofles gegen das Gentechnikgesefz bei der Rostocker Staatsanwaltschafl ersfatfet. 
Seiner Ansichf nach wurden durch die Firma biovativ GmbH aus Grofl Liisewitz, die 
Begleitforschung an Nutzpflanzen vornimmt, zwei gentechnisch veranderte Gerstenfelder 
angelegt, von denen eines illegal sei Der Rostocker Oberstaatsanwalt Peter Liickemann 
bestatigte den Eingang der Anzeige. ,,Der Sachverhalt wird geprufl", sagte er, konnte 
aber noch keine weiteren Angaben machen. 
Gerichtet ist die Anzeige unter anderem gegen die biovativ-Geschaftsfiihrerin Kerstin 
Schmidt und gegen die Vorstandsvorsifzende des Vereins zur Forderung lnnovativer und 
Nachhaltiger AgroBiotechnologie, lnge Broer. Denn die biovativ GmbH ist zu 100 Prozent 
eine Tochtetfirma des Vereins. lnge Broer war fiir eine Stellungnahme gestern nicht zu 
erreichen. Geschafisfiihrerin Kerstin Schmidt sieht der Priifung ruhig entgegen. ,,Es ist 
alles ordnungsgemafl ", sagf sie. 
Gen-Aktivist Jorg Bergstedt berufl sich auf Paragraph 39 des Gentechnikgesetzes. ,,Es 
ist untersagt, unerlaubt gentechnisch veranderte Organismen freizusetzen", erlautert er 
die Anzeige. Bergsfedt, der durch Anwohner auf ein zweites Feld aufmerksam gemacht 
worden war, erklart, dass nur eine Genehmigung fur ein Feld im Standortregister 
eingetragen worden sei. ,,Das erste Feld war beschadigt worden, daraufhin wurde ein 
zweites angelegt", sagt der Gen-Gegner. Aber statt das erste zu vernichten, hatten die 
Befreiber neu daneben ausgesat, glaubt er. Bergstedt, der sich Mitte Juli wegen des 
Vorwurfs einer Feldbesetzung in Gieflen vor Gerichf verantworten muss, will rnit einem 
rechtlichen Winkelzug weifere Pflanzenforschungen unterbinden. Das im Standortregister 
als genehmigte Flache ausgewiesene Feld diirfte nur knapp zehn Quadratmefer grofl 
sein. ,,Es sind aber zwei Felder zu sehen, wovon eines mindestens illegal sein muss': 
sagt er. Sein Vorwun? Die Pflanzen in der alten Versuchsanordnung wachsen 
unkontrolliert vor sich her. 
,, Wir haben den alten Versuch ordnungsgemafl beendet und einen neuen in Abstimmung 
mit den Behorden angelegt", erklarte Kerstin Schmidt. ,,Die alten Pflanzen sind mit einem 
Herbizid abgespritzt worden. " Es dauere, bis alle Pflanzen abgesforben seien. Wann 
genau das Pflanzenvernichtungsmittel ausgebracht wurde, konnte sie aber nicht 
angeben. 

Besondere Bedeutung fiir diesen Prozess 
Die zu beweisende Tatsache ist fur den laufenden Prozess von Bedeutung, weil die 
Beweiserhebung zeigen wird, dass nicht nur Gefahren durch die unsachgemane, fahrlassige und 
rechtswidrige Durchfuhrung des Versuches entstanden sind, sondern zudem sogar ein iilegales 



Feld angelegt wurde. Das ist nach 3 39 des Gentechnikgesetzes eine Straftat, die mit bis zu drei 
Jahren Haft bestraft wird. Diese Nichteinhaltung der gesetzlichen Normen ist aber kein Versehen, 
sondern bewusste Handlung einer skrupellosen Versuchsleitung. Dass Kerstin Schmidt ihre 
Straftat auch noch mit der offensichtlichen Luge zu vertuschen versuchte, sie hatten ein 
Gengerstefeld gleich abgespritzt, aber die Pflanzen verkummerten erst langsam (gemeint: einen 
Monat lang!), zeugt erstens davon, dass ihr die Illegalitat ihres Handelns voll bewusst ist, und 
dass sie zweitens nicht davor zuruckscheut, ihre Taten auch noch zu vertuschen. Das R?creM-- 
strafrechtlich erlaubt sein - Verdachtige durften ja schweigen oder lugen -, aber als zuverlassige 
Person in der Gentechnik kommen weder sie noch ihre Auftraggeber in Frage. 
Die Existenz des illegalen Zweitfeldes war zudem der ~berwachungsbehorde bekannt, so dass 
festzustellen ist, dass der Betrieb des illegalen Feldes von Seiten der dafur zustandigen 
Behorden toleriert wurde oder diese zumindest total versagten. 
Das BVL tolerierte bewusst alle benannten VerstoTJe, weshalb eine solche Praxis auch bei 
anderen Feldversuchen zu befurchten oder gar zu erwarten war und ist. 

Beweismittel: 
Vernehmung von Augenzeugen der Existenz von zwei Genversuchsfeldern mit 
Gerste: Ute, Andreas und Konrad StrauTJ, Thulendorf (Anwohnerlnnen) und Thomas 
Bittorf, Thulendorf (Anwohner und Gemeinderatsmitglied) 
Herbeiziehung der Ermittlungsakten zur Anlage eines illegalen zweiten 
Gengerstenfeldes im Mai und Juni 2009 bei Thulendorf 
lnaugenscheinnahme von Fotos aus der Zeit von der Anlage des illegalen zweiten 
Feldes bis zum Totspritzen eines Gerstenfeldes nach der Strafanzeige vom 20. Juni 
2009 

Bedeutung fiir diesen Prozess 
Die zu beweisenden Tatsache ist fiir den laufenden Prozess von Bedeutung, weil die 
Beweiserhebung zeigen wird, dass durch die Art der Durchfuhrung des Versuches mit der 
gentechnisch veranderten Gerste eine noch uber das genehmigte MarJ hinausgehende Gefahr 
ausging. Verursacht wurde und wird diese einerseits durch die unsachgemarJe, fahrlassige und 
rechtswidrige Durchfuhrung des Versuches, bei dem Sicherheitsauflagen nicht beachtet werden. 
Sie wurde andererseits aber auch durch die fehlende Sachkenntnis der Versuchsbetreiber 
verursacht. In den nach Gentechnikgesetz vorgeschriebenen Positionen wirkten Personen ohne 
qualifizierte landwirtschaftliche Ausbildung. 



Anlage zum Beweisantrag 
. Ausfuhrungen zur Frage der Gefahren und der 
. ''. Nutzenabwagung 

Beruft sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechffertigungs- und Schuld- 
ausschlieQungsgrunde oder auf einen Rucktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Strafzumessung betreffen. 

So steht es im Leitfaden fur Schoffinnen und Schbffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf ,,das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und fraglos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der 5 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen miissen also im Rahmen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angekhgten bewertet werden. B'ereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
7icht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: ,,Rechtferti- 
d ~ n g ~ g r ~ n d e  im Sinne von §§ 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurlich gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des im § 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
rnentaren aber als ,,abschlie13endu bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des § 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwagung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gemessenheit, denn der nicht strafbare Urnfang einer ge- 
rechtfertigten Handlung zur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hohe der Gefahr ab. lnsofern mussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). .Wor3us sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkurlich. Insbesondere der erkenn- 
'>are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 
.an zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Stra'fverfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und .der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den'versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durch Missachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuchsfeldes fur groaere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderem beweis- 
en, dass der Vowurf der .sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 

. die vor Ort agierenden P?essevertreter hatten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrunde ver- 

- I '  
schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses au$hl 
Einfluss auf daS Feststellen eines offentlichen lnteresse$e. ! b, 
durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier immer . 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschliel3lich 
der offen geaunerten Unwilligkeit zur Oberprufung dieser 
politisch motivierten Entscheidung hatte. 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung mit weiteren ge- 
stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergronert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
gronen Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in dem sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergrol3ert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehmigungsakte, BI. 516 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
rnit als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudem ist fur die ~ewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschutzten Rechtsgutern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsguterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung rnit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design. 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 
und Storungen durch TierfrarJ und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen ktin- 
nen. Demgegenuber sind, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisantrage zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. ,Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsgutern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgrunden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so mussen die Rechtfertigungsgrunde'als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

werden die Beweisantrage des Angeklagten Pratz auf 

- Herbeiziehung der Behordenunterlagen des RP GieRen und Verlesung aller 
Vermerke zum Gerstendurchwuchs nach der Ernte 2006 und der Passagen zur 
Sicherheitsauflage Mauseschutz 

- Vernehmung des zustandigen Sachbearbeiters beim RP GieTJen, des Versuchsleiters 
und Beauftragten fur biologische Sicherheit der Uni GieTJen, der Geschaftsfuhrerin 
der Fa. Biovativ, GroB Lusewitz 

- Herbeiziehung des Genehmigungsbescheides zum Gerstenversuch und Verlesung 
der Sicherheitsauflagen Mauseschutz 

- lnaugenscheinnahme der Weizenfelder und der Mauseschutzvorrichtungen Standorte 
Thulendorf und Ausleben und eines Fotos vom Mauseschutzzaun Uplingen 

- Vernehmung der Zeugen Ute, Andreas und Konrad Straul3, Thomas Bittorf, 
Thulendorf 

- Herbeiziehung der Ermittlungsakten zur Anlage eines zweiten Gengerstenfeldes im 
MaiIJuni 2009 bei Thulendorf 

- lnaugenscheinnahme von Fotos aus der Zeit vor Anlage des zweiten Feldes bis zum 
20.06.2009 

zum Beweis der Tatsache, dass 

- der ungesicherte Massendurchwuchs von gentechnisch veranderter Gerste erst bei 
einer Begehung des Gelandes durch die Uberwachungsbehorde auffiel, 

- die Sicherheitsauflagen eines wirksamen Mauseschutzes um das Gengerstenfeld in 
allen Anbaujahrwen durch die Uni GieTJen nicht beachtet wurde, 

- es im Jahr 2006 nach der Ernte zu ungesichertem Massendurchwuchs von 
gentechnisch veranderter Gerste kam, 

- im Jahr 2009 ohne Genehmigung ein zweites Feld mit transgener Gerste angelegt 
wurde 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsachen sind aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, 
da sie keinen mittelbaren oder unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweisen. 



Beweisan trag 
I L! fi 

Zu beweisende Tatsache: \ 
Die Wahrscheinlichkeit, dass die von der Agro-Gentechnik ausgehende Gefahr in einen Schaden 'b 
umschlagt, ist so hoch, dass der Schaden bisher bei allen Formen des lnverkehrbringens und der 
Freisetzung eintrat. 

Begrundung: 
Die geschutzten lnteressen und Rechtsguter, die von der Agro-Gentechnik betroffen sein konnen, 
sind: 

Berufsfreiheit u.a. fur Imkerlnnen, andere Landwirtlnnen, Weiterverarbeiterlnnen und 
Saatgutbetriebe 
Eigentum von Grundstuckbesitzerlnnen, Saatgutbetrieben, Landmaschinenverleihern 
Erhalt der standortgemafien Artenvielfalt und Schutz der Umwelt vor Ausbringung 
gebietsfremder Pflanzen 
Freiheit der Forschung - namlich der mit nicht gentechnisch veranderten Organismen 
Gesundheit und korperliche Unversehrtheit 

Diese lnteressen und Rechtsguter waren durch eine unkontrollierte Auskreuzung, durch 
Durchwuchs verbleibender Pflanzensamen und durch horizontalen Gentransfer in Gefahr. Tritt 
ein solches Ereignis ein, waren regelmafiig ein oder mehrere der genannten Rechtsguter, 
Interessen, darunter z.T. Grundrechte betroffen. 
Dieses ist durch entsprechende Studien und einschlagige Urteile bereits bestatigt. Beispielhaft 
genannt seien das Urteil des OVG des Landes Nordrhein-Westfalen in Munster am 21.8.2000 
(Az. 21 B 1125100) mit der Verpflichtung der Vernichtung von Raps aus der Nahe eines Feldes 
rnit gentechnisch veranderten Pflanzen sowie das Urteil des Verwaltungsgerichts Augsburg vom 
30.5.2008. Auszug: 

Der Honig des Klagers wird bei einem Eintrag von MON 810-Pollen wesentlich (analog 5 
36 a Abs. I Nr. I GenTG) beeintrachtigt, da ein solcher Honig ein Lebensmittel darstellt, 
das nicht iiber eine Zulassung nach Kapitel 11, Abschnitt I der VO (EG) 1829/2003 
ven'iigt und damit gemaa Art. 4 Abs. 2 dieser Verordnung nicht in Verkehr gebracht 
werden dad 

Solche Beeintrachtigungen schutzenswerter lnteressen und Rechtsguter stellen bei der 
Anwendung von Gentechnik in der Landwirtschaft bislang den Normalfall dar. Es werden zudem 
keine Mafinahmen ergriffen, die Anbau- und Ausbringungspraxis zu verandern. Stattdessen wird 
iiber politische Lobbyarbeit an Grenzwerten gebastelt, um die unvermeidliche Beeintrachtigung 
rechtlich folgenlos zu gestalten. Das mag in Zukunft in dem Sinne zu einem Rechtsfrieden fuhren, 
dass es keine Klage- und Beschwerdemoglichkeiten gegen die Beeintrachtigung der 
schutzenswerten lnteressen und Rechtsguter gibt. Bestrebungen solcher Art in den hier sichtbar 
Minderheitsinteressen vertretenden Parteien und Lobbygruppen sind erkennbar. Fur das hier 
relevante Jahr 2006 ist diese mogliche gesetzliche Anpassung an die Profitinteressen grofier 
Konzerne aber ebenso wenig relevant wie fur die aktuelle Zeit. 2006 wie heute gibt: Die 
Ausbringung gentechnisch veranderter Organismen fuhrt im Normalfall zum befurchteten 
Schaden. Alle uber mehrere Jahre und auf mehreren Flachen ausgebrachten Pflanzen haben 
sich bislang ausgekreuzt oder waren auch danach noch auf den Flachen zu finden. In den 
meisten Fallen sind die Verbreitungswege sogar so unubersichtlich geworden, dass gar keine 
Kenntnis vorliegen, wohin die kunstlich eingeschleusten Gensequenzen sich ausgebreitet haben. 



Anders als angesichts der Tatsachen, dass sich bei der Gentechnik die Gefahr standig zu einem 
Schaden wandelt, verbreiten Firmen und lnstitutionen bei jedem neuen Genversuch ihre 
Auffassung, dass kein Schaden zu erwarten sei. Entsprechend kleinlaut mussen sie dann spater 
immer entweder ihre Versuche einstellen und die Folgen vertuschen oder kleinlaut eingestehen, 
dass es anders Iauft als geplant. Als Beispiel konnen dafur die Sortenprufungen und 
Versuchsfelder mit Raps u.a. im nordhessischen Adelshausen dienen: 

Am 28.7.2003 schickte der Versuchsleiter Wilhelm Glameyer (damals AgrEvo, spater 
Bayer Cropscience) die folgende Mail an den RP, Abt. Umwelt (damals in Marburg): 
,,entgegen der in unserem Telefonat vor etwas 4 Wochen geaunerten Ansicht, die 
ehemalige Freisetzungsflache Adelshausen mit Ablauf der Ernte 2003 an den Betrieb als 
landwirtschaftliche Flache zuruckzugeben, miissen wir lhnen leider mitteilen, dass wir 
diese Flache ein weiteres Jahr in unsere Nachbeobachtungsakfivitaten einbeziehen 
mussen. Sowohl anlasslich unseres Besuches auf der Flache am 26.06.03 nach 
unserem Telefonat als auch' bei einem weiteren routinemanigen Besuch durch den BBS 
am 24.7.03 sind Durchwuchs-Rapspflanzen festgesfellt worden. " 

In Landern, in denen bereits langer und auf groaeren Flachen gentechnisch veranderte Pflanzen 
ausgebracht wurden, ist es zu gronflachigen Verseuchungen der Landschaft und vieler 
landwirtschaftlicher Betriebe mit Pollen und,Saatgut gentechnisch veranderter Pflanzen. 
gekommen. Die aktuelle Praxis der Freisetzung und des lnverkehrbringens von GVO in 
Deutschland und Europa wurde gleiche Verhaltnisse wie in Nord- und Sudamerika schaffen, wo 
fur etliche Anbauarten (z.B. Raps und Soja) eine Gentechnikfreiheit'nicht mehr herzustellen ist. 

~4hJL & LC&&.# ~ f i t : i  )AJC., li)l&jj v+ 8 i& f i b h f q h +  w L b + k b  bR Lif dC 
Bedeutung fiir diesen Prozess a'utIJb9-t. ' 

Die zu beweisende Tatsache ist fur den laufenden Prozess von Bedeutung, weil es einerseits fur 
die Bewertung der Zulassigkeit von ~entechnik wichtig ist, ob den bekannten Gefahren und 
'Nachteilen der Gentechnik ein ebenburtiger oder uberwiegender Vorteil entgegensteht bzw. 
dieser zumindest zu erhoffen ist. Zudem ist fur die Klarung, ob die eigenmachtige Beendigung 
des Versuches durch die, hier Angeklagten zu bestrafen seien, wichtig, ob die,Gefahr mit einer 
gewissen oder sogar hohen Wahrscheinlichkeit auch tatsachlich in einen Schaden umschlagen - 
kann. Dieses ist der Fall. 

A/ do'l h"f'i?'//Q{fik. 
I ; L '  

Herbeiziehung des Dokumentationsfilmes ,,Leben aul3er Kontrolle" und Betrachtung des 
Filmes hier vor Gericht. Dieser Film dokumentiert die dramatische und unaufhaltsame 
Ausbreitung der Gensaaten sowie die daraus resultierenden Verletzungen 
schutzenswerter lnteressen und Rechtsguter 
Vernehmung des kanadischen Farmers Percy Schmeiser, der jahrelang von der 
Gentechnikfirma Monsanto mit Prozessen uberzogen wurde, weil sich deren 
patentrechtlich geschutztes Saatgut ohne Zutun und gegen den Willen des Farmers auf 
dessen Flachen ausgebreitet hat. 
Vernehmung von Wilhelm Glameyer (siehe oben) . 



Anlage zum Beweisantrag 
Ausfiihrungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzenabwagung 

Beruh! sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechtfertigungs- und Schuld- 
ausschlieBungsgriinde oder auf einen Rucktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Strafiumessung betrefen. 

So steht es im Leitfaden fur Schoffinnen und Schoffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf ,,das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und fraglos haben sich die hier ~ngeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der 9 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen mussen also im Rahmen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
icht haltbar. Dort w~rd unter IV. festgestellt: ,,Rechtferti- 

gungsgrunde im Sinne von 3s 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurl~ch gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des im 9 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
mentaren aber als ,,abschliet3endU bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des 5 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwagung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gernessenheit, denn der nicht strsfbare Umfang einer ge- 
'rechtfe~tigten Handlung zur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hohe der Gefahr ab. lnsofern mussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkurlich. lnsbesondere der erkenn- 
are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 

ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Strafverfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durch Missachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuchsfeldes fur grol3ere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderem beweis- 
en, dass der Vorwurf der ,,sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hatten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls 81. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrunde ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch 
Einfluss auf das Feststellen eines offentlichen lnteresses 
durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier immer 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten darar: einschlienlich 
der offen geaut3erten Unwilligkeit zur IJberprufung dleser 
politisch motivierten Entscheidung hatte. ,A/( 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung mit weiteren g.f I t' 

stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergrol3ert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
gronen Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in dem sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergrolJert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehmigungsakte, BI. 51 6 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mlt als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigenversucht. 
Zudem ist fur die Bewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschutzten Rechtsgutern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsguterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung mit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 
und Stdrungen durch TierfralJ und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kon- 
nen. Demgegenuber s~nd, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisantrage zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsgutern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgrunden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so rnussen die Rechtfertigungsgrunde als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag des Angeklagten Pratz 

- auf Herbeiziehung und Betrachtung des Filmes ,,Leben aurJer Kontrolle" und 
- Vernehmung des kanadischen Farmers Percy Schmeiser sowie von Wilhelm 

Glameyer 

zum Beweis der Tatsache, dass 

die Wahrscheinlichkeit, dass die von Agro-Gentechnik ausgehende Gefahr in einen Schaden 
umschlagt so hoch ist, dass der Schaden bisher bei allen Formen des lnverkehrbringens und 
der Freisetzung eintrat, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist und nicht auf den Nachweis 
einer konkreten Gefahr von Auskreuzungen bezogen auf das von der Tat betroffene 
Versuchsfeld gerichtet ist. 



Beweisantrag 

Zu beweisende Tatsache: 
Der Anbau von gentechnisch manipulierten Pflanzen gefahrdet die Freiheit von Verbraucherlnnen 
bei der Wahl zwischen gentechnischveranderten und gentechnikfreien Nahrungsmitteln und 
Produkten. 

Begrundung: 
5 1, Nr. 2 GenTG erklart die Wahlfreiheit von Erzeugern und Verbrauchern zum Gesetzeszweck 
und macht damit selber die Koexistenz zu einem Rechtsgut, mit welchem das in der Vetfassung 
garantierte allgemeine Freiheitsrecht verwirklicht werden soll. 

Der Anbau gentechnisch veranderter Pflanzen fuhrt zwangslaufig zu einer Kontamination von 
landwirtschaftlichen Produkten wie der Ernte benachbarter Felder oder des Honigs. Das ist durch 
einschlagige Gutachten, aber bereits auch durch Urteile von Gerichten bewiesen. So urteilte das 
Verwaltungsgericht Augsburg, dass Honig in der Nahe von Genfeldern kontaminiert und damit 
unverkauflich wird (Az. Au 7 K 07 276 vom 30. Mai 2008) 

Das OVG in Munster urteilte zu einem Rapsfeld in Nachbarschaft zu einem Genversuchsfeld, 
dass die Ernte nicht verwendet werden darf, sondern zu vernichten ist (OVG des Landes 
Nordrhein-Westfalen in Munster am 27. Juli 2000, Az. 21 B 1125100) 

Wenn aber Kontaminierungen unumganglich sind, konnen auch Nahrungsmittel nicht frei von 
Gentechnik gehalten werden, solange gentechnische Pflanzen in der Landschaft ausgebracht 
werden. Freisetzungen und Aussaat inverkehrgebrachter genmanipulierter Pflanzen machen es 
dem Verbraucher unmoglich, sich frei von Gentechnik zu ernahren. Damit ist ein wichtiges 
Rechtsgut durch die Gentechnik in Gefahr, zum Teil bereits beeintrachtigt. 

Bedeutung fur diesen Prozess 
Die zu beweisende Tatsache ist fur den laufenden Prozess von Bedeutung, weil dann, wenn jede 
Form der Agro-Gentechnik gegen die geltenden Gesetze verstoaen und eine gegenwartige 
Gefahr darstellen bzw. sogar schon zum Schadereignis geworden sind, Handlungen legitimiert 
sind, diese Gefahr einzudammen oder zu beseitigen. 

Beweismittel: 
Herbeiziehung der folgenden Gutachten: 
Baier, Alexandra u.a, Grune Gentechnik und okologische Landwirtschaft 
Brauner, Ruth u.a. Aufbereitung des Wissensstandes zu Auskreuzungsdistanzen 
Christ, Holger I Brauner, Ruth, Risiken der Nutzung der Gentechnik in der Landwirtschaft 
Schimpf, Mute, Koexistenz im landwirtschaftlichen Alltag 
Herbeiziehung des Urteils vom Verwaltungsgericht Augsburg, Az. Au 7 K 07 276 vom 30. 
Mai 2008 
Herbeiziehung des Urteils des OVG des Landes Nordrhein-Westfalen in Miinster am 27. 
Juli 2000 (Az. 21 B 1125/00) 



Anlage zum Beweisantrag 
Ausfuhrungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzena bwagung 

Beruff sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechffertigungs- und Schuld- 
ausschliefiungsgrunde oder auf einen Rucktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Ger@ht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Strafzumessung betreffen. 

So steht es im Leitfaden fur Schoffinnen und Schoffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf .das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und frajlos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gerneint und auch benannt worden ist der § 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen mussen also irn Rahrnen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesern Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.2010 
icht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: ,,Rechtferti- 

gungsgrunde irn Sinne von §§ 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurlich gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des irn !j 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
rnentaren aber als ,,abschlie8endn bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des 5 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwagung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidern er- 
gibt sich zudern ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gernessenheit, denn der nicht strafbare Umfang einer ge- 

. rechtfeltigten Handlung 7ur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hdhe der Gefahr ab. lnsofern mussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe krirninelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt sornit willkurl~ch. lnsbesondere der erkenn- 
are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 

ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Strafverfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der darnit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durch Missachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksarner Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuc'lsfeldes fur gronere Tiere. , 

. Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderern beweis- 
en, dass der Vorwurf der ,,sehr hohen kriminellen Energie" 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der irn Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hatten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch rnotiviert, in dern verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrunde ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch 
Einfluss auf das Feststellen eines offentlichen lnteresses , 

1- 
durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier imrner :, ' 
wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschlie8lich' '- ' 
der offen geaukerten Unwilligkeit zur ijberprufung dieser 
politisch motivierten Entscheidung hatte. 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung rnit weiteren ge- 
stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudern zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergrokert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
rneintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
gronen Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in dern sie durch 
schlarnpiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergrol3ert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderern in der Stellungnahme des BfN - Genehrni- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehrnigungsakte, B1. 516 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahrne dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mit als Beweisrnittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudern ist fur die Bewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschutzten Rechtsgutern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 irn Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsguterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung rnit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 
und Storungen durch Tierfrat3 und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kon- 
nen. Demgegenuber sind, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisantrgge zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsgutern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgrunden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht erfolgen, so mussen die Rechtfertigungsgriinde als ge- 
geben angenornrnen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a 

wird der Beweisantrag des Angeklagten Pratz auf 

- Herbeiziehung von Gutachten von Alexandra Baier, Ruth Brauner, Holger Christ und 
der Urteile VG Augsburg (7 K 07276) und OVG Munster (21 Beschluss 1125/00) 

zum Beweis der Tatsache, 

dass der Anbau gentechnisch veranderter Pflanzen die Freiheit von Verbrauchern bei der 
Wahl zwischen gentechnisch veranderten und gentechnikfreien Lebensmitteln gefahrdet, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden ohne Bedeutung, da sie keinen 
unmittelbaren oder mittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist und insbesondere 
keinen Rechtfertigungsgrund fur die Tatdarstellt. 



Beweisantrag '&i' ‘-- 

Zu beweisende Tatsache: el, 
Die Ausbringung gentechnisch veranderter Organismen in der Natur oder Landschaft beschrankt andere 
Menschen in ihrer grundgesetzlich garantierten Berufsfreiheit, ohne dass ein ebenburtiges lnteresse dafur 
vorliegt. 

Begrundung: 
Im Paragraph 1 des Gentechnikgesetzes ist vorgeschrieben, dass eine Koexistenz von gentechnischer, 
konventionell gentechnikfreier und von okologischer Landwirtschaft gewahrleistet sein muss. Der 
Gesetztestext lautet: 

5 I, Gentechnikgesetz: 
Zweck dieses Gesetzes ist, ... die Moglichkeit zu gewahrleisfen, dass Produkte, insbesondere 
Lebens- und Futtermiffel, konventionell, okologisch oder unfer Einsatz gentechnisch verandetfer 
Organismen erzeugt und in den Verkehr gebracht werden konnen ... 

Zudem gibt es keine Zulassung oder Vermarktungsmoglichkeiten fur Lebensmittel mit Beimischungen von 
Pollen gentechnisch veranderter Pflanzen, von Saatgut mit Beimischungen sowie von okologischen 
Lebensmitteln, wenn Bestandteile gentechnisch modifizierter Organismen in ihnen nachweisbar waren. 

Die davon betroffenen Landwirtlnnen kannten ihre Produkte nicht mehr absetzen oder wurden zu falschen 
Deklarationen gezwungen, was strafbar ware. 
Berufsfreiheit ist ein Grundrecht und damit ein hohes, zu schutzendes Rechtsgut. Folgende Berufsgruppen 
sind in ihrer Berufsfreiheit durch Felder mit gentechnisch veranderten Pflanzen eingeschrankt: 

Betroffen: Landwirtlnnen und Gartnerlnnen in der Umgebung von Feldern mit gentechnisch 
veranderten Pflanzen 
Alle Pfianzen kreuzen aus - manche mehr, manche weniger. Fur Anlieger von Feldern mit gentechnisch 
verandertem Saatgut bedeutet dieses, dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit ihre Ernte nicht mehr 
verwenden konnen. Fur dkologisch arbeitende Betriebe gilt das absolut, da sie entsprechend den Bio- 
Kennzeichen-Richtlinien gar keine gentechnischen Verunreinigungen in ihren Produkten haben diirfen Fur 
konventionell, aber gentechnikfrei wirtschaftende Landwirtlnnen gilt das fiir bei zugelassenen Produkten 
bi zum gesetzlichen Grenzwert, bei atlen nicht zugelassenen $!-@anzen ebenfalls absolut. Denn 

Pflanzen, fur die es noch keine Zulassung gibt, durfen nirgends auch nur mit einer Polle oder einem 

es sich um eine solche nichtzugelassene Pflanze, d.h. samtliche 
ebenso wie Gartenbesitzerlnnen und mit Pflanzen arbeitenden 

Betrieben damit rechnen, dass ihre Produkte unbrauchbar werden. 

Anerkannt worden ist das unter anderem im Urteil des OVG des Landes Nordrhein-Westfalen in Munster 
am 27. Juli 2000 (Az. 21 B 1125/00), das eine Verfugung bestatigte, dass ein Landwirt, dessen Feld in der 
Nahe eines Genfeldes lag, seine Ernte vernichten musste - allein deshalb, weil die Gefahr der 
Auskreuzung und damit der Vermischung mit gentechnisch verandertem Pflanzenmaterial so groB war, 
dass auch ohne konkreten Nachweis der Verunreinigung die Gefahr so hoch eingeschatzt wurde, dass die 
Anordnung zur Vernichtung als rechtens bezeichnet wurde. 

Aus dem Utfeilstext: 
Der Antragsteller baute auf seinen unmittelbar an die Freisetzungsflache grenzenden 
Wirtschaftsflachen konventionellen, gentechnisch nicht veranderten Raps an. Im Februar 2000 
teilte die Antragsgegnerin den Antragsteller ihre Einschatzung mit, der Raps kdnne von 
Einkreuzungen gentechnisch veranderten Erbgutes betroffen sein und auBerte die Ansicht, eine 
VerauBerung des Erntegutes sei in diesem Fall genehmigungspflichtig. Kurz vor der vom 
Antragsteller beabsichtigten Ernte erlieB die Antragsgegnerin unter Anordnung der sofortigen 



Vollziehung eine auf § 26 Abs. I GenTG gestutzte Ordnungsverfugung, mit der sie dern 
Antragsteller untersagte, den in einem Abstand von 50 Metern zur gentechnischen 
Freisetzungsflache geernteten und keimungsfahigen Raps in den Verkehr zu bringen (I.), ihm 
aufgab, das betreffende Erntegut innerhalb von 3 Tagen nach der Ernte keimungsunfahig 
zumachen (2.) und ihn aufforderte. Erntearbeiten 3 Werktage vor ihrer Durchfuhrung anzuzeigen 
(3.). Sie begrundete die Verfugung damit, dal3 das Erntegut gentechnisch veranderte Organismen 
enthalte, nachdem es durch Bestaubungsvorgange wahrend der Vegetationsperiode zu 
Auskreuzungen gentechnisch veranderten Erbgutes von den Versuchspflanzen auf die 
Rapspflanzen des Antragstellers gekommen sei. Bei der Weitergabe dieses Erntegutes an Dritte 
handele es sich um Inverkehrbringen, fur das der Antragsteller nach § 14 Abs. I Nr. 2 GenTG einer 
Genehmigung bediirfte, Uber die er nicht verfuge. ... 
Die nach 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmende Interessenabwagung fallt zu Lastendes Antragstellers 
aus. Das offentliche lnteresse an einem Vollzug von Ziffer I. der Ordnungsverfugung der 
Antragsgegnerin vom 13. Juli 2000, mit der diese dern Antragsteller das lnverkehrbringen des in 
einem Abstand von 50 Metern zur gentechnischen Freisetzungsflache der A. C. GmbH auf dern 
Grundstuck in B. , Flur 1, Flurstuck 177 geernteten und keimungsfahigen Rapses untersagt hat, 
uberwiegt das lnteresse des Antragstellers daran, das fragliche Erntegut noch vor einer 
Entscheidung uber die Rechtmgnigkeit der Verfiigung in einem Hauptsacheverfahren an Dritte 
abzugeben. ... 
Bei der im vorliegenden Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes - zumal angesichts der vom 
Antragsteller geltend gemachten besonderen Eilbedurftigkeit - allein moglichen und gebotenen 
summarischen Beurteilung der Sach- und Rechtslage sind durchgreifende, ein 
Offensichtlichkeitsurteil rechtfertigende Bedenken gegen die Rechtmanigkeit der Verfiigung nicht 
ersichtlich. Auch die Bewertung der beiderseitigen lnteressen im ijbrigen fallt angesichts der 
Basisrisiken und Gefahren des lnverkehrbringens gentechnisch veranderter Nutzpflanzen zu 
Lasten des Antragstellers aus. ... 
Nach dern gegenwartigen Erkenntnisstand ist davon auszugehen, dal3 das streitbefangene 
Erntegut gentechnisch veranderte Organismen in Form von (im Gegensatz zu dem vom 
Antragsteller mehrfach angesprochenen Rapsblutenhonig) vermehrungsfahigen (vgl. 9 3 Nr. I 
GenTG) Rapssamen enthalt, die sich nach der Bestaubung gentechnisch nicht veranderter 
Rapspflanzen des Antragstellers mit Pollen von gentechnisch veranderten Rapspflanzen auf dern 
Freisetzungsgelande gebildet haben und demzufolge gentechnisch verandertes Erbgut enthalten. 
Das Stattfinden solcher Aus- und Einkreuzungsvorgange in der naheren Umgebung von 
Freisetzungsflachen ergibt sich bereits aus der Freisetzungsgenehmigung des Robert-Koch- 
Instituts; die Antragsgegnerin verweist insofern zusatzlich auf naturwissenschaftliche 
Verdffentlichungen. Auch der Antragsteller geht in seiner Beschwerdeetwiderung davon aus, dal3 
ein Teil der von ihm geernteten Rapspflanzen gentechnisch verandert sei, weil sie gentechnisch 
verandertes Erbgut enthielten. Davon, dal3 es sich bei solcherart veranderten Rapssamen um 
gentechnisch ver2nderte Organismen im Sinne von 33 Nr. 3 GenTG handelt, sind der Antragsteller 
und die Antragsgegnerin im bisherigen Verfahren ubereinstimmend ausgegangen. ... 
Hiernach stellt das Erntegut des Antragstellers ein Produkt dar, das gentechnisch veranderte 
Organismen enthalt; ... 
Auch im ijbrigen begrunden die vom Antragsteller vorgebrachten Gesichtspunkte, 

dafi er die Einkreuzungen nicht gezielt vorgenommen habe, sondern von ihnen zufallig 
betroffen worden und aufgrund dessen in eine "ausweglose Lage" ohne die Moglichkeit 
eigener Abhilfe geraten sei, 
dal3 genehmigte Freisetzungen nach § 23 GenTG ohne Abwehrmoglichkeit geduldet 
werden mufiten und 
dafi es ihm aus zeitlichen undloder wirtschaftlichen Grunden unmoglich gewesen sei, eine 
Genehmigung fur ein lnverkehrbringen zu erlangen, 

keine in einem Eilverfahren festzustellende Offensichtlichkeit dafur, dal3 Fallkonstellationen der 
vorliegenden Art oder jedenfalls der hier gegebene Fall wegen "funktioneller Ungeeignetheit" oder 
Unverhaltnismal3igkeit von dern in 14 GenTG vorgesehenen Genehmigungserfordernis im Wege 
einer teleologischen Reduktion ausgenommen werden mufiten. 



Betroffen: Betriebe, die mit Saatgut handeln, und alle, die mit Saatgut arbeiten (u.a. alle 
Landwirtlnnen) I u 
Die inzwischen durch mehrere Gerichtsurteile, durch wissenschaftliche Studien und durch die Praxis der 
Ausbringung gentechnisch rnodifizierter ~flanzen und ihre Folgen erkennbare Unrnoglichkeit der 
Koexistenz von gentechnikverwendender und gentechnikfreier Landwirtschaft betrifft die Saatgutbetriebe 
und in der Folge alle Saatgut beziehenden Landwirtlnnen in ihrer Berufsfreiheit. Denn wie bereits oben 
dargestellt, mussen diese die Gentechnikfreiheit des Saatgutes und daraus folgend ihrer Ernte absichern 
konnen. 

Als Fallbeispiel kann die bis heute ungeklarte Verunreinigung von Rapssaatgut, u.a. der Sorte Taurus, irn 
Jahr 2007 angesehen werden. Dieses Saatgut war mit nicht zugelassenen gentechnischen Sorten 
verunreinigt. Eine Erklarung, wie es dazu kommen konnte, ist bis heute nicht gefunden. Landwirtlnnen, die 
ohne Wissen uber die Verunreinigung des Saatgutes ihre Felder bestellten, wurden behordlich gezwungen, 
ihre Felder selbst zu zerstoren. 

Pressemiffeilung des Bundesamfes fur Verbraucherschufz und Lebensmiffelsicherheif, also der 
obersten Behorde fur die Zulassung genfechnischer Produkfe in Deufschland, am 24.10.2007: 
Raps-Saafguf-Verunreinigung bei der Deufschen Saafveredelung (DSV) 
In Nordrhein-Westfalen wurden bei der Uberpriifung von Saatgut im Zuge der Saafgufanerkennung 
in je einer Partie der Sorten Taurus und Oase geringe Anfeile (0,03 Prozent) von genfechnischer 
Veranderung nachgewiesen. Enfgegen der Vereinbarung mif der Saafgufwirtschaft war Saafguf 
der befroffenen Partien vor dern Vorliegen der Unfersuchungsergebnisse in den Handel gebrachf 
und an verschiedene Bundeslander ausgeliefert worden. Die Saafguffirma wurde umgehend in 
Kenntnis gesefzf und hat Riickrufaktionen veranlassf. Teilweise war das Saafguf jedoch bereifs 
ausgesaf worden. 
Von der befroffenen Partie der Sorte Oase waren 301 Einheifen ausgeliefert worden. Von diesen 
Einheifen waren bereifs vier in Bayern an vier Betriebe geliefert und auf insgesamf 7,5 Hekfar 
ausgesaf worden. Die resflichen Einheiten wurden rechfzeifig vor der Aussaaf zuriickgezogen. 
Von der befroffenen Partie der Sorte Taurus waren 809 Einheifen ausgeliefert worden. Davon 
waren 404 Einheifen auf 67 Betrieben in den Bundeslandern Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalf und Schleswig-Holstein auf insgesamt etwa 1300 
Hektar bereifs ausgesBt worden. Die restlichen Einheifen konnfen rechfzeifig vor der Aussaaf 
zuriickgenommen werden. In Hessen war auf 38 Hekfar in zwei Befrieben, in Mecklenburg- 
Vorpommern auf efwa 650 Hekfar in 17 Betrieben, in Niedersachsen auf 221 Hekfar in 28 
Befrieben, im Saarland auf 15 Hekfar in einem Befrieb, in Sachsen-Anhalf auf 86 Hekfar in funf 
Betrieben und in Schleswig-Holsfein auf efwa 300 Hekfar in 20 Befrieben ausgesaf worden. 
In allen Bundeslandern, in denen das befroffene Saafguf bereifs auf den Feldern ausgesaf worden 
war, ordnefen die zustandigen Landesbehorden unverzuglich das Vernichfen des Aufwuchses 
durch Umbrechen der Felder oder durch Sprifzen eines glyphosafhalfigen Herbizides mit 
anschlieflendem Umbrechen der Felder an. Auf den befroffenen Flachen darfin den kommenden 
ein bis zwei Jahren kein Rapsnachbau befrieben und es miissen Nachkontrollen in diesen Jahren 
durchgefiihrt werden. 

Die Saatgutfirma konnte sich Verunreinigung selbst nicht erklaren und vermutete, was fur den hiesigen 
Prozess von Bedeutung ist, unkontrollierte Auskreuzungen als Ursache. Das legt den Verdacht nahe, dass 
aus der gegenwartigen Gefahr bereits ein Schaden entstanden ist und eine Kontrollierbarkeit als 
Voraussetzung von Koexistenz und damit der Berufsfreiheit fast aller Landwirtlnnen und aller lmkerlnnen 
nicht gegeben ist. 

Auszug aus einem WDR-Bericht vom 1.9.2007 
Der Geschaflsfiihrer des Pflanzenzuchfunfernehmens, Chrisfoph Liidecke, hatfe zunachsf gesagt, 
ihm sei vollig unklar, wie die Lieferung verunreinigf werden konnfe. Gegenuber WDR.de sfellte er 
klar, dass sein Unfernehmen nichf mif gentechnisch verandertem Saafguf arbeife. Dies sei in 
Europa verboten, Zudem werde jede Liefereinheif vor dem Verkauf von zwei exfernen Laboren 
unfersucht. Dies sei auch hier der Fall gewesen. "Beide Labore haben keine genfechnisch 
veranderten Organismen gefunden", so Ludecke. . . . 
lnsgesamt wurden von dem fraglichen Saafguf 800 Einheifen zu jeweils zehn Kilo ausgeliefert, 
Nach der Riickrufakfion, die das Unfernehmen nach dem Befund des Ministerium am Monfag (27. 
August) sfartete, sind nach Angaben von Ludecke 3.000 Kilogramm Winferraps zuriickgekommen. 
Die resflichen 5.000 Kilogramm seien auf efwa I. 500 Hekfar Land ausgesat worden, der groRfe 



Teil in Mecklenburg-Vorpommern, 

Die Behorden des Bundes, die nach dem Gesetz fur den Schutz genau der Rechtsguter zustandig sind, die 
durch die Gentechnik beeintrachtigt werden, betreiben deren Schutz nicht nur nicht, sondern haben 
offentlich erklart, diesen gesetzlichen Auftrag auch nicht verfolgen zu wollen. D.h. dass das Ende 
gentechnikfreier Landwirtschaft, obwohl gesetzlich geschutzt, fur die zustandige Behorde gar kein Ziel 
mehr ist. 

Auszuge aus einem Urteil des Ve~lalfungsgerichts Braunschweig vom 23.04.2009 (Az. 2 A 
224/0 7) 
Der nach 5 I Nr. I GenTG zu gewahrleisfende Schutz von Sachgijfern ist demgegenijber auf den 
Schutz vor sachbezogenen Einwirkungen beschrankf, in denen sich die spezifischen Gefahren und 
Risiken der Gentechnik realisieren. lnsoweif genugt - wie bereits dargelegf - das nichf zu einer 
nachteiligen Veranderung des betroffenen landwirtschafflichen Erzeugnisses fuhrende bloae 
Vorhandensein gentechnisch veranderten Maferials als Folge einer Auskreuzung nicht, selbst 
wenn es die Verkehrsfghigkeif des Erzeugnisses beeinfrachfigf ... 

Zu sehen ist, dass auch das zustandige Gericht diese Verweigerung der Behdrde, ihren gesetzlichen 
Auftrag wahrzunehmen, anerkennt. Damit fehlen institutionelle Voraussetzungen zur Durchsetzung der 
benannten Rechtsguter, darunter Grundrechte, auf rechtstaatlichem Weg. 
Das Ganze geht sogar noch weiter: Es wird im benannten Urteil sogar festgestellt, dass eine Einhaltung 
des Gesetzes (namlich der Bestandsgarantie einer gentechnikfreien Landwirtschaft) die Anwendung der 
Gentechnik unmoglich machen wurde, weil jede Gentechnik auch zu einer Auskreuzung fuhren wurde. 

Die hier erkennbare Logik ist die Folgende: Um das Gesetz einzuhalten, musste die geliebte Gentechnik 
unterbleiben. Das aber sol1 ja nicht sein. Also rechtfertige das wirtschaftliche lnteresse an der Anwendung 
der Gentechnik den Bruch des Gesetzes - bestatigt durch ein richterliches Urteil! 

Gesetzesbruch ist hier System und wird von Gerichten und Behdrden begangen und legitimiert. Es gibt 
daher kein rechtsstaatliches Mittel, die Einhaltung von Gesetzen zu erreichen. 

Bei dem Feld in Gatersleben haben wires mit einer aufkreuzenden Anlage neben einer Saatgutbank und 
inmitten der Region zu tun, die als ,,Wiege der Saatzucht" gilt. Die Verunreinigungsproblematik ist hier also 
besonders versch8rft. 

Betroffen: Weiterverarbeitende Betriebe, z.B. Backereien 
Durch Verunreinigungen waren auch alle Betriebe betroffen, die Getreide weiterverarbeiten und bei denen 
eine Verunreinigung den Verkauf schmalern oder unmoglich machen wurde. 

Herbeiziehung des Urteils des OVG des Landes Nordrhein-Westfalen in Munster am 27. Juli 2000 
(Az. 21 B 1125lOO) 
Herbeiziehung der Behdrdenakten beim Regierungsprasidium Gienen zu den 
Saatgutverunreinigungen beim Taurusraps im Jahr 2007 

Der Antrag ist fur den Prozess bedeutsam, weil er beweisen wird, dass die Agro-Gentechnik Grundrechte 
beruhrt und einschrankt. Zudem wird er zeigen, dass es bei der Gentechnik 
rechtsstaatlichen Mitteln die Einhaltung der geltenden Gesetze zu erreichen. 

Magdeburg, den 



Anlage zum Beweisantrag 
Ausfiihrungen zur Frage der Gefahren und der 
Nutzenabwagung 

Beruft sich der Angeklagte auf Ausnahmeregeln von ei- 
ner Strafbarkeit (wie etwa Rechtfettigungs- und Schuld- 
ausschlieRungsgriinde oder auf einen Riicktritt vom 
Versuch), muss das Gericht ihm nachweisen, dass die- 
se Umstande nicht vorliegen. 1st das Gericht zu diesem 
Beweis nicht in der Lage, muss zu Gunsten des Ange- 
klagten entschieden werden. Dies gilt auch fur Umstan- 
de, die die Strafiumessung betreffen. 

So steht es im Leitfaden fur Schoffinnen und Schoffen, aber 
ist erkennbar nicht nur auf diese, sondern auf ,,das Gericht" 
bezogen. Explizit benannt werden Rechtfertigungsgrunde - 
und fraglos haben sich die hier Angeklagten darauf bezogen. 
Genauer gemeint und auch benannt worden ist der § 34 
StGB. Die dem Wortlaut entsprechenden Kriterien dieses Pa- 
ragraphen mussen also im Rahmen der Beweiserhebung ge- 
pruft oder, wenn dieses nicht zugelassen wird, zugunsten der 
Angeklagten bewertet werden. Bereits aus diesem Grund ist 
das Urteil des Amtsgerichts Aschersleben vom 24.1 1.201 0 
icht haltbar. Dort wird unter IV. festgestellt: ,,Rechtferti- 

gungsgrunde im Sinne von 5s 228 BBG, 34 StGB liegen 
nicht vor." Tatsachlich sind diese nicht entlang des Gesetzes- 
wortlautes gepruft worden, sondern entweder ohne Beweis- 
erhebung willkurlich gesetzt oder durch unzulassige Erweite- 
rung des im § 34 StGB benannten, in einschlagigen Kom- 
mentaren aber als ,,abschliel3end" bezeichneten Kriterienka- 
talogs entwickelt worden. 
Zu den tatsachlichen Kriterien des 34 StGB zahlen unter 
anderem die Frage nach der abzuwendenden Gefahr und 
der Abwagung der betroffenen Rechtsguter. Aus beidem er- 
gibt sich zudem ein Aspekt des weiteren Kriteriums der An- 
gernessenheit, denn der nicht strafbare Umfang einer ge- 
rechtfertigten Handlung zur Gefahrenabwehr leitet sich auch 
aus der Hohe der Gefahr ab. lnsofern mussen diese Punkte 
berucksichtigt werden. 
Der Abschlussbericht der Ermittlungen bescheinigt den hier 
Angeklagten eine ,,sehr hohe kriminelle Energie" (BI. 95 der 
Gerichtsakte, Bd. I). Woraus sich dieser Befund stutzt, ist 
schon aus den Ermittlungsergebnissen nicht hinreichend ab- 
zuleiten und wirkt somit willkurlich. lnsbesondere der erkenn- 
.:are, von Beginn an vorhandene Willen, zu den eigenen Ta- 

ten zu stehen und diese nicht zu verheimlichen, zeigt die 
hohe Willkur oder einen politischen Willen der Strafverfol- 
gung. Fur die Beurteilung des Grades an krimineller Energie 
sind die Ziele der Handlung und der Grad der damit abzu- 
wendenden Gefahr von Bedeutung. Hierzu zahlen die ohne- 
hin durch den Versuch verursachten Risiken. Hinzu kommt 
deren Erhohung durch Missachtung von Sicherheitsauflagen 
wie beispielsweise eine rechtzeitige Mantelsaat oder ein 
wirksamer Kleinsaugerschutzzaun. Ebenso gehoren hierzu 
die offensichtliche Nichtreaktion auf die Zuganglichkeit des 
Versuchsfeldes fur grol3ere Tiere. 
Die beantragte Beweiserhebung wird unter anderem beweis- 
en, dass der Vorwurf der ,,sehr hohen kriminellen Energieii 
nicht haltbar ist. Die Strafverfolgung der hier Angeklagten 
auch in Verbindung mit der im Schlussbericht der Ermittlun- 
gen gemachten, aber durch nichts begrundeten Behauptung, 
die vor Ort agierenden Pressevertreter hatten wohl finanzielle 
Vorteile erlangt (ebenfalls BI. 95), war vor diesem Hinter- 
grund erkennbar politisch motiviert, in dem verfalschende Be- 
hauptungen uber die Motivlage Rechtfertigungsgrunde ver- 

schleiern sollen. Es besteht der Verdacht, dass dieses auch 
Einfluss auf das Feststellen eines offentlichen lnteresses , ' 
durch die Staatsanwaltschaft, erst recht auf das hier immer 

der offen geaufierten Unwilligkeit zur ijberprufung dieser 

1) wieder gezeigte krampfhafte Festhalten daran einschliel3lichj 

politisch motivierten Entscheidung hatte. 
Dieser Beweisantrag wird, in Verbindung mit weiteren ge- 
stellten oder zu stellenden Beweisantragen, zudem zeigen, 
dass eine erhebliche Gefahrenlage bestand und diese durch 
das Verhalten der Versuchsleitung deutlich vergrot3ert wurde. 
lnsofern haben die Betroffenen der hier verhandelten, ver- 
meintlichen Sachbeschadigung die Rechtfertigungsgrunde zu 
grogen Teilen leichtfertigt herbeigefuhrt, in den1 sie durch 
schlampiges Vorgehen und Missachten der Sicherheitsaufla- 
gen die Gefahrenlage absichtlich oder grob fahrlassig selbst 
vergro13ert haben. So wurde beispielsweise auf Kleinsauger- 
schutzzaun und Mantelsaat verzichtet, obwohl dieses nicht 
nur eine bindende Sicherheitsauflage war, sondern auch an 
mehreren Stellen als besonders wichtig benannt wurde (sie- 
he unter anderem in der Stellungnahme des BfN - Genehmi- 
gungsakte, BI. 909ff. -, in der Mitteilung des BVL an die 
Agentur dpa - Genehmigungsakte, BI. 516 -, in Schriftsatzen 
des BVL - Genehmigungsakte, BI. 600 und 608 - und in der 
Presseinformation des BVL - Genehmigungsakte BI. 524 -; 
die lnaugenscheinnahme dieser Aktenbestandteile wird hier- 
mit als Beweismittel beantragt). Wenn aber eine Institution 
eine Gefahrenlage durch eigene Schlampigkeit oder sogar 
willentlich selbst herbeifuhrt, kann es kein offentliches Inter- 
esse daran geben, eine couragierte Handlung von Burgerlnn- 
en strafzuverfolgen, die diese Gefahren einzudammen oder 
zu beseitigen versucht. 
Zudem ist fur die Bewertung von Rechtfertigungsgrunden die 
Abwagung der betroffenen Rechtsguter von Bedeutung. Hier- 
bei ist das lnteresse des von einer Handlung zur Gefahren- 
abwehr Betroffenen mit den durch die Gefahrenabwehrhandl- 
ung geschutzten Rechtsgiitern abzuwagen. Hierbei spielt 
eine Rolle, welche lnteressen die Betroffenen verfolgten - 
auch von daher ist das Urteil der ersten lnstanz rechtsfehler- 
haft, weil es darauf beruht, die Frage der Sinnhaftigkeit des 
beschadigten Versuchs fur bedeutungslos zu erklaren (siehe 
Ablehnung Beweisantrag, BI. 104 im Protokollband), obwohl 
deren Erforschung fur die Rechtsguterabwagung wesentlich 
ist. Dieser Beweisantrag in Verbindung mit weiteren Antra- 
gen wird zeigen, dass erstens das wissenschaftliche Design 
des Versuches ein auswertbares wissenschaftliches Ergeb- 
nis erheblich einschrankte, dass zudem die Versuchsbetrei- 
berlnnen den Versuch selbst und bewusst Beschadigungen 
und Storungen durch Tierfraf3 und -betritt aussetzten und zu- 
dem auch insgesamt die entwickelten Techniken keinen oder 
zumindest keinen bedeutenden Nutzen hervorbringen kon- 
nen. Demgegenuber sind, auch das werden dieser und wei- 
tere Beweisantrage zeigen, die durch den Versuch gefahrde- 
ten Rechtsguter erheblich. Das gilt erweitert, weil der Ver- 
such der Entwicklung von Produkten dient, die bei ihrer wei- 
teren Verwendung weitere Gefahren und Einschrankungen 
von Rechtsgutern hervorrufen. 
Um das Vorliegen von Rechtfertigungsgriinden zu prufen, ist 
daher die beantragte Beweiserhebung erforderlich. Sollte sie 
nicht etfolgen, so mussen die Rechtfertigungsgrilnde als ge- 
geben angenommen werden. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Beweisantrag des Angeklagten Pratz 

- auf Herbeiziehung des Urteils des OVG NRW Munster vom 27.07.2000 (21 
Beschluss 1 125100) und der Behordenakten RP Giet3en zu Saatgutverunreinigungen 
beim Taurusraps 2007 

zum Beweis der Tatsache, dass 

die Ausbringung gentechnisch veranderter Organismen in Natur oder Landschaft andere 
Menschen in ihrer Berufsfreiheit beschrankt, ohne dass ein ebenburtiges lnteresse dafur 
vorliege, 

als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache ist aus tatsachlichen Grunden fur die Entscheidung ohne Bedeutung, da 
sie keinen unmittelbaren Bezug zu der angeklagten Tat aufweist. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

Beschluss 

In der Strafsache gegen Meyer u.a. 

wird der Antrag des Angeklagten Patz auf ,,Vernehmung des 2. Wachschutzes, zu ermitteln 
uber die Fa. ELKO" sowie Einholung eines ,,kriminologischen Gutachtens" zu der Frage, 
dass der ,,au&ere Zaun nicht im Zusammenhang mit der Feldbefreiung bzw. durch die daran 
Beteiligten beschadigt wurde" als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die Beweistatsache wird als wahr unterstellt, § 244 1 1  S. 2 StPO. 

Soweit der Antrag auf Einholung eines kriminologischen Gutachtens gerichtet ist, ware das 
bezeichnete Beweismittel auch vollig ungeeignet, da der aul3ere Zaun nicht mehr in der 
Form wie im Zeitpunkt der Tat existiert. 



Landgericht Magdeburg 
8. Strafkammer 

In der Strafsache gegen Meyer-Mahne u.a. 

wird der Beweisantrag der Angeklagten bbye&Ww auf Ladung eines Sachverstandigen 
fur wissenschaftliche Versuchspraxis als unbegrundet zuruckgewiesen. 

Grunde 

Die unter Beweis gestellte Behauptung, der Freisetzungsversuch bzgl. des Zuchtgartens sei 
aufgrund fehlerhafter Versuchsanordnung und Durchfuhrung nicht auswertbar, ist fijr die 
Entscheidung aus tatsachlichen Grunden ohne Bedeutung, da ein Zusammenhang zwischen 
ihr und der abzuurteilenden Tat nicht besteht. Fur die Erfullung des Tatbestandes der 
Sachbeschadigung gem. § 303 StGB ist es ausreichend, wenn die Substanz einer Sache 
nicht unerheblich verletzt wird. Der Feststellung, dass durch die Einwirkung auf eine Sache 
deren bestimmungsgemaf3e Brauchbarkeit nicht unwesentlich gemindert ist, bedarf es nur 
dann, wenn eine Substanzverletzung nicht positiv festgestellt werden kann. 



o m .  - am..... . 




